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 Einführung 

Der informelle Sektor (IS) spielt in vielen afrikanischen Ländern eine bedeutende ökonomische und soziale Rolle. Trotz großen Potentials ist es bisher kaum gelungen, den IS weiterzuentwickeln. Die meisten von öffentlichen und privaten Förderorganisationen verwandten Verfahren sind nicht auf die Bedürfnisse der in diesem Sektor arbeitenden UnternehmerInnen abgestimmt. Das von Regierungen geschaffene legislative Umfeld behindert zudem die Entfaltung des Sektors. Kleingewerbetreibende
 empfinden daher eine Distanz zu staatlichen Institutionen. Sie richten sich zumeist nicht nach Gesetzen und vermeiden Kontakte zu Förderorganisationen. Dadurch bleiben sie von formellen Angeboten, wie z.B. Kredit, Ausbildung und Absatzförderung, ausgeschlossen. Durch ihre illegale oder nur teilweise legale Berufsausübung sind sie Sanktionen und Repressalien ausgesetzt.

In den letzten Jahren hat sich in vielen afrikanischen Ländern sowohl die Beziehung zwischen staatlichen Institutionen und Privatsektor, als auch die Struktur des IS verändert. Regierungsstellen greifen weniger in den Privatsektor ein. Sie respektieren die inhärenten Entwicklungspotentiale unternehmerischer Aktivität und beschränken sich auf die Schaffung von Rahmenbedingungen. UnternehmerInnen des IS haben hingegen erkannt, daß Organisationsbildung eine Voraussetzung für den Zugang zu benötigten Dienstleistungen und Ressourcen ist. Sie sind in zunehmenden Maße zur Artikulation eigener Interessen bereit und engagieren sich für günstigere Lebens-und Arbeitsbedingungen. Trotz einer prinzipiellen Bereitschaft zur Kooperation, sind jedoch sowohl öffentliche Stellen als auch Repräsentanten des IS bei ihren Versuchen um gegenseitige Annäherung überfordert. Sie haben Schwierigkeiten psychologische Barrieren zu überwinden und verfallen leicht in Mißtrauen und gegenseitige Beschuldigungen. Um diese Barrieren zu überwinden, benötigen sie Unterstützung und Beratung.

Die Economic Commission for Africa (ECA) der Vereinten Nationen beschloß daher, einen vielversprechenden partizipativen Ansatz in vier Ländern Afrikas zu testen und die Resultate und Erfahrungen weiteren afrikanischen Regierungen und EZ-Organisationen zu vermitteln. Das langfristige Oberziel des Vorhabens besteht in einem Beitrag zur beschleunigten sozio-ökonomischen Entwicklung Afrikas durch die Ausweitung der Rolle des IS. Das Projektziel ist die Sensibilisierung von Entscheidungsträgern in mehreren afrikanischen Ländern für die Notwendigkeit, Rahmenbedingungen des IS zu verbessern.

Der Beitrag der ECA besteht in der Bereitstellung von Personal, Büroräumen und Kommunikationsmitteln. Sie soll die Pilotprojekte in vier Ländern planen, durchführen, begleiten und überwachen. Die ECA ist zudem für die Vorbereitung und Abhaltung einer Internationalen Konferenz am Ende der Projektimplementierungen verantwortlich.

Der Beitrag der Regierung der Bundesrepublik Deutschland besteht in der Anstellung eines Beraters (Chief Technical Advisor, CTA). Der CTA unterstützt die ECA bei der Planung, Implementierung und Evaluierung des Vorhabens. Er besucht die vier Pilotprojekte und das ECA Hauptquartier regelmäßig und berät das zuständige Personal in allen methodischen und administrativen Belangen. Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland stellt zudem ein Projektbudget zur Verfügung und übernimmt einen Teil der in der ECA entstehenden Kosten.

Die Projekte bemühen sich um die Initiierung und den Ausbau eines Prozesses, der

· Mitglieder von Kleingewerbegruppen und Vertreter von Kleingewerbeverbänden an einen Tisch bringt, damit sie ihre Erfahrungen austauschen, ihre Probleme definieren, Lösungen dafür ersinnen, Maßnahmen konzipieren und über die Wirkungen der ergriffenen Maßnahmen reflektieren;

· zu Aktionen führt, die bestimmte Probleme lösen und Rahmenbedingungen verbessern helfen;

· Mitarbeiter und Entscheidungsträger privater und öffentlicher Organisationen einbezieht, sie detaillierten Informationen über den IS und seine Arbeitsbedingungen aussetzt und so bei ihnen zur Kenntnis von dessen Bedürfnissen beiträgt und die Bereitschaft, entsprechend zu handeln, schafft;

· infolgedessen die Fähigkeit der Kleinst- und KleinunternehmerInnen stärkt, an der Anpassung der Rahmenbedingungen mitzuwirken, und so dem Privatsektor hilft, sein Geschick in die eigenen Hände zu nehmen.

Die ECA und die Projektmitarbeiter wirken in diesem Prozeß lediglich als Unterstützer (facilitator). Sie bieten VertreterInnen von Kleinst- und Kleingewerbeverbänden eine Plattform an, auf der sie ihre dringendsten Probleme nennen, Lösungsansätze suchen, Aktionspläne ausarbeiten und Aktivitäten festlegen können. Sie ermutigen sie zu diesem Vorgehen, drängen den Partnern aber nicht die eigenen Ideen auf und handeln niemals für sie oder an ihrer Stelle. Der Projektbeitrag zur Problemlösung beschränkt sich auf die Vermittlung von Informationen und die Rückerstattung von Kommunikations- und Reisekosten. Selbst diese Kosten werden nur erstattet, wenn die Eigenbemühungen der Partner fehlschlagen oder ihre Kapazitäten erschöpft sind (Subsidiaritätsprinzip).

In der ersten Projektphase wurden Selbsthilfeprozesse in Ghana und Côte d’Ivoire initiiert und begleitet. Die Projektimplementierung erfolgte 1992 und 1993 und dauerte ca. elf Monate (Côte d’Ivoire 10/1992 bis 9/1993; Ghana 1/1993 bis 11/1993). Die Partner des Projektes waren vor allem Verbände des IS. Die Vertreter der Verbände fungierten als Bindeglied zu den an der Basis arbeitenden Kleingewerbetreibenden und als Repräsentanten des IS für die im Beirat organisierten Entscheidungsträger. 

In der zweiten Projektphase arbeitete man auch direkt mit Kleingewerbetreibenden auf der Mikroebene. Die ursprünglich angesetzte Dauer der Implementierung betrug 23 Monate in Äthiopien (1/1996 bis 2/1998) und 18 Monate in Sambia (10/1996 bis 2/1998). Das Vorhaben wurde unterdessen verlängert. Gemäß Angebot soll es in einer dritten Phase bis April 2000 die Projektfortschritte konsolidieren, die entsprechenden Handreichungen und Instrumente für eine erfolgreiche Implementierung in anderen afrikanischen Ländern erstellen und die Verbreitung des Ansatzes in mehreren internationalen Konferenzen propagieren. 

Die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH beauftragte im Rahmen des Projektes "Armutsminderung durch Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung" den Verfasser mit der Erstellung einer Studie über den oben dargestellten Projekttyp. Die Studie soll die Erfahrungen mit dem Aufbau von Dialogmechanismen zwischen Kleinst- und KleinunternehmerInnen und Entscheidungsträgern zur Beeinflussung der wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen für Kleinst- und Kleinunternehmen am Beispiel des Projektes "ECA – Förderung des Informellen Sektors" (PB:92.2004.7-011.00) analysieren. Nähere Einzelheiten zur Aufgabenbeschreibung können dem Anhang 1 entnommen werden.

Zur Erstellung der Studie wertete der Verfasser Projektdokumente und weiterführende Literatur aus. Er wurde dabei vor allem vom für die Projekte zuständigen Koordinator, Herrn Dr. Schneider-Barthold, unterstützt. Für seine Bereitschaft, alle Projektdokumente zur Verfügung zu stellen und konzeptionelle Fragen ausgiebig zu diskutieren, sei ihm hiermit herzlich gedankt. Dank gilt auch Herrn Prof. Dr. Schirrmann, der auf Anfrage wertvolle Informationen über die Auswirkung der Projektaktivitäten auf die Erstellung einer Förderpolitik für Kleingewerbe in Äthiopien lieferte. Die Projektkoodinatorin in Sambia, Frau Mbeza Simonda, erstellte auf Anfrage ausführliche Fallstudien über die von IS-Gruppen gemachten Erfahrungen. Hierfür sei ihr ebenfalls gedankt. Leider erreichten die Fallstudien den Verfasser erst nach der Endredaktion der Studie, so daß sie nicht mehr in den Text integriert werden konnten. Sie sind im Anhang 2 nachzulesen.

Zusammenfassung

Gemäß der von der Economic Commission for Africa (ECA) der Vereinten Nationen erstellten Definition, umfaßt der Informelle Sektor (IS) Kleingewerbetreibende, die in Produktion, Wartung und im Dienstleistungsbereich tätig sind, weniger als 5 (Phase 2: weniger als 10) Personen beschäftigen, sich häufig nur zeitlich begrenzt an einem bestimmten Ort in städtischen Gebieten aufhalten und normalerweise nur über geringes Kapital verfügen. Ihre Tätigkeiten entsprechen häufig nicht den gesetzlich festgelegten Standards und Pflichten. Landwirtschaftliche Produktion, ländliche Produktion außerhalb der Landwirtschaft und Handel wird explizit ausgeschlossen. 

In allen vier Ländern benannten die Zielgruppen relativ ähnliche Probleme des IS. So wurden Mangel an Raum für Produktion und Absatz, fehlende Kredite für die Bildung von Eigenkapital;, Schwierigkeiten beim Zugang zu Rohmaterialien, unzureichender Absatz, mangelnde Organisation und fehlendes Training von Kleingewerbetreibenden in Äthiopien als prioritäre Entwicklungshemmnisse bezeichnet. Ihre KollegInnen in Sambia benannten fehlendes Kapital für die Anschaffung von Rohmaterialien und Ausrüstungsgegenständen, Mangel an technischen und betriebswirtschaftlicher Kenntnissen, fehlende Standorte zum Absatz der Produkte und mangelnder geschützter Raum für Produktion und Lagerung als ihre wesentlichsten Schwierigkeiten.

Da in Côte d’Ivoire und in Ghana ein relativ gut organisierter informeller Sektor angetroffen wurde, waren Verbände und Gruppen von Kleingewerbetreibende sowie weitere diese Unternehmer vertretende Organisationen die Zielgruppen des Projektes. In Côte d’Ivoire nahmen 40 Repräsentanten von zehn Organisationen permanent und intensiv an der Projektarbeit teil. Es handelte sich um sechs regionale Handwerkskammern (Chambres régionales de métier) und vier weitere Verbänden (associations). Die vier Verbände umfaßten einen nationalen Verband für Unternehmer und Unternehmerinnen aus dem IS, jeweils einen nur für Frauen b.z.w nur für Männer tätigen IS-Verband und einen Dachverband von Handwerkskooperativen. In Ghana bestand die Kerngruppe der mit dem Projekt kooperierenden Partner aus 35 Personen, die 30 Verbände und Zusammenschlüsse repräsentierten. Zwölf dieser Gruppen waren ausschließlich mit Frauenförderung befaßt. Bei den verbleibenden 23 Organisationen handelte es sich um nach Regionen organisierte Berufsverbände. 

In der zweiten Projektphase wurden in den ausgewählten ehemals sozialistischen Länder noch keine entwickelten Strukturen zur Interessensvertretung angetroffen. Man setzte daher direkt an der Mikroebene an und begab sich in einen lebhaften und arbeitsintensiven Kontakt mit den Kleingewerbetreibenden an der Basis. Nach den Vorbereitungsarbeiten kooperierte das Projekt in Sambia Anfang 1999 bereits mit über 100 Gruppen die ca. 1750 Mitglieder (davon 549 Frauen) umfaßten. Im April 1999 waren es bereits 108 Gruppen. 68% der betreuten UnternehmerInnen waren durch die für das Projekt arbeitenden Animatoren direkt angesprochen worden. In Äthiopien betreute das Vorhaben Ende 1998 714 UnternehmerInnen (342 Frauen), die sich in 42 meist informellen Gruppen zusammengeschlossen haben. 

Trotz der vor allem in der zweiten Projektphase gegebenen intensiven Kooperation an der Basis, zielten die Projekte vor allem auf eine positive Beeinflussung von Rahmenbedingungen ab. Um dies zu erreichen wurden Beiräte gebildet. Die Beiräte bestanden aus RepräsentantInnen von Ministerien, NROs, EZ-Organisationen, Finanzinstitutionen und weiteren VertreterInnen der Privatwirtschaft. Das Hauptkriterium für die Auswahl der Beiratsmitglieder war ihre Vertrautheit mit IS und Kleingewerbe.

Gemäß ihrer Aufgabenbeschreibung sollen die Beiratsmitglieder sich alle zwei bis drei Monate treffen, um den Projektfortschritt gemeinsam zu analysieren und Ratschläge zu erteilen. Sie helfen den KoordinatorInnen (National Project Coordinator, NPC) ihre Aufgaben zu erfüllen, MitarbeiterInnen von Regierungsstellen und NROs für das Vorhaben zu sensibilisieren und den Nationale Konferenz vorzubereiten. Sie informieren die ECA über alle Ereignisse, die den Projektverlauf beeinflussen können und beraten sie hinsichtlich zu unternehmender Maßnahmen. Sie haben zudem die Aufgabe, der eigenen Organisation die im Kontakt mit dem Projekt gewonnenen Informationen mitzuteilen;

Die Arbeitsweise der Beiräte weist gewisse Unterschiede in den zwei Projektphasen auf. Die Beiratssitzungen in der ersten Phase scheinen eine eher untergeordnete Rolle gespielt zu haben. Anregungen und Hilfestellungen dieses Organs sind in den Länderabschlußberichten kaum erwähnt. Die Projektdokumente erwecken den Eindruck, daß die Beiräte lediglich über Projektaktivitäten informiert wurden und in einem sehr begrenzten Umfang Ratschläge hinsichtlich einer erhöhten Effizienz von Projektmaßnahmen erteilten. Eine engere Zusammenarbeit zwischen den alle Verbandsrepräsentanten umfassenden Foren (Steering Committees) und den Beiräten kam nur ansatzweise zustande. Dies ist angesichts der nicht einmal ein Jahr dauernden Projektimplementierung nicht weiter verwunderlich. Von den ca. fünf Beiratssitzungen in dieser Zeit konnte nicht mehr erwartet werden.

In der zweiten Phase beteiligte sich die Beiräte intensiver an der Projektarbeit. Beiratsmitglieder in Sambia diskutierten die auf einigen Märkten aufgetretenen Probleme, boten der Projektkoordinatorin Unterstützung bei Sekretariatsarbeiten an, bekundeten Interesse Kleingewerbetreibende in ihren Werkstätten und auf den Märkten zu besuchen und erkundigen sich über die erbrachten Leistungen von bestimmten Förderinstitutionen. Sie vermittelten Kontakte zur Lösung von Problemen, erteilen Ratschläge hinsichtlich der besten Vorgehensweise zur Akquisition bestimmter Güter und informieren über bestehende Regierungsinitiativen. Kontakte zu Finanzinstitutionen wurden genutzt und Kleingewerbetreibenden Termine bei diesen Organisationen ermöglicht. Die Mitglieder des Beirats unterstrichen anläßlich der Nationalen Konferenz ihr Interesse, selbst für die Projektaktivitäten verantwortlich zu werden und sie nach Projektende eigenständig fortzusetzen.

In Äthiopien interessierten sich Beiratsmitglieder für aus der Innenstadt von Addis Abeba immer wieder vertriebene ProduzentInnen und problematisierten die an Kontrollpunkten übliche "Beschlagnahmung" von Gütern sowie die an diesen Stellen erhobenen "Steuern". Mitglieder des Beirats regten die Schaffung von zu bestimmten Wochentagen bereitstehenden Märkten für IS-UnternehmerInnen an, beschafften Informationen über eine von der Regierung geschaffene Finanzinstitution und unterstützten die Forderung nach Bereitstellung von Land für Kleingewerbetreibende aus dem IS. Sie informierten über von der Regierung neu gebaute Häuser für NahrungsmittelherstellerInnen, regten die Kontaktierung von bestimmten Stellen zum Erhalt von Lizenzen an und erklärten ihre Bereitschaft bestimmte Aktionen durch Empfehlungsschreiben zu unterstützen.

Parallel zur Unterstützung des Beirates wurden vom Projekt Beratungs-und Förderleistungen auf Mikro- und Mesoebene erbracht. Gemäß dem methodischen Ansatz bildeten die ausgewählten Verbandsvertreter in der ersten Projektphase zunächst ein Forum und identifizierten prioritäre Probleme des Sektors. Anschließend wurden Lösungsstrategien diskutiert und entsprechende Aktionen vorbereitet. Die anvisierten Lösungsstrategien sollten in Folge mit an anderen Orten gemachten Erfahrungen abgeglichen werden. Das die Projektaktivitäten koordinierende Komitee (Steering Committee) gründete zudem Arbeitsgruppen und benannte die in ihnen tätigen MitarbeiterInnen. Die Arbeitsgruppen befaßten sich in den beiden Ländern mit Themen wie z.B. Mobilisierung von Finanzen und Zugang zu Kredit, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, Möglichkeiten für Bildung und Training, Netzwerkbildung und Kooperation von IS-Verbänden, Management Probleme, Hindernisse bei der Produktion, Absatzmärkte und Sektorpolitik der Regierung.

Das Steering Committee und die Arbeitsgruppen wurden vom National Project Coordinator (NPC) beraten. Den NPCs kam die Aufgabe zu, als Katalysatoren des von den Kleingewerbetreibenden selbst initiierten Prozesses zu wirken. Sie boten eine Plattform für die UnernehmerInnen an, damit diese ihre Probleme eigenständig definieren und analysieren können. Sie unterstützten die Zielgruppen bei der Entwicklung von Lösungsstrategien und deren Implementierung und verwiesen auf an anderen Orten gemachte Erfahrungen. Im Bedarfsfall konnten sie die Arbeit der Kleingewerbetreibenden durch die Einstellung von lokalen Kurzzeitexperten unterstützen. 

In der zweiten Projektphase folgte man in Sambia und Äthiopien im wesentlichen der folgenden Systematik:

· Beschreibung und Erfassung der ausgeübten Berufe;

· Identifizierung von Problemen die bei der Ausübung des Berufes auftreten;

· Anordnung der Probleme zu Problembereichen (clustering);

· Bildung von Prioritäten;

· Diskussion der wesentlichen Ursachen der prioritären Probleme;

· Erstellung von Aktionsplänen zur Durchführung von Selbsthilfemaßnahmen;

· Implementierung der Aktionspläne.

Die Hilfestellungen des Projektes bezogen sich in Folge auf die von den Gruppen selbst benannten prioritären Bereiche. Sie beinhalten nur in den seltensten Fällen Subventionen. In der Regel werden die Kleingewerbetreibenden dabei unterstützt, durch Eigeninitiative lokal vorhandene Ressourcen zu erschließen und bei Institutionen ihre Interessen zu vertreten. Für den Erfolg der Projektarbeit war in Folge die permanente Verknüpfung von Aktivitäten an der Basis mit den Unterstützungsmaßnahmen des Beirats entscheidend. Die Beiratsmitglieder wurden immer wieder angeregt, die Vertreter des IS bei deren eigenstäniger Erstellung von Analysen zu beraten, eigene Kontakte zu nutzen und die Kooperation mit der ECA zu intensivieren. Es entstand vor allem in der zweiten Phase eine lebhafte und engagierte Begleitung und Unterstützung der Projektarbeit.

Das Projekt hatte mit einigen Hindernissen bei der Kooperation mit Zielgruppen zu kämpfen. In der ersten Phase erschwerte die per Definition festgelegte ausschließliche Berücksichtigung von UnternehmerInnen des IS die Kontaktaufnahme mit Verbänden, die sowohl Kleingewerbetreibende des formellen als auch des informellen Sektors vertreten. Bei einer strikten Anwendung der Definition hätten solche Verbände nicht in die Projektarbeit einbezogen werden dürfen. 

Einige Verbände zeigten eine gewisse Skepsis gegenüber dem vom Projekt angewandten Ansatz. Die Öffentlichkeit war zudem unzureichend über die Projektmaßnahmen informiert und verstand daher die Methode nicht. Für Verbandsvertreter entstand durch die intensive Kooperation in Arbeitsgruppen ein erheblicher Verdienstausfall, der nicht kompensiert wurde. Die Kleingewerbetreibenden in den Arbeitsgruppen waren zudem mit der Formulierung von präzisen und logischen Empfehlungen hinsichlich einer besseren Gestaltung von Rahmenbedingungen gelegentlich überfordert. Sie hätten bei dieser Arbeit vermutlich intensiver durch zusätzliche Fachkräfte unterstützt werden sollen.

In der zweiten Projektphase waren die für das Projekt arbeitenden Animateure zunächst mit Mißtrauen der IS-UnternehmerInnen konfrontiert, die ihre "Enttarnung" durch Agenten des Staates befürchteten. In Folge war die Forderungen von KG-Gruppen nach konkreten, materiellen Hilfeleistungen das wesentlichste Problem. In einigen Gruppen nahm die Mitgliedschaft auf Grund enttäuschter Erwartungen ab. Vor allem in Sambia kam es zur Einmischung von staatlichen Autoritäten auf der Ebene der Kommunen, die Aufklärung über die Intentionen des Projektes verlangten und zum Teil die Ausübung der Projektaktivitäten auf Märkten behinderten.

In diesen schwierigen Situationen erwies sich die "Aufhängung" der Projektes als äußerst gelungen. Die ECA unterstützt nach anfänglicher Distanz die eingeschlagene Richtung und ist auch intern zunehmend mit der Förderung des IS befaßt. Beiratsmitglieder trugen in mehreren Fällen zur Beseitigung von Konflikten bei. Der die Projektmaßnahmen in allen vier Ländern betreuende Koordinator (Chief Technical Advisor) konnte bei seinen häufigen Projektbesuchen konzeptionelle Feinheiten verdeutlichen, Mißverständnissen entgegenwirken und die NPCs bei ihrer Arbeit unterstützen und beraten. Er war entscheidend an der Schaffung eines positiven Arbeitsklimas und an der bei Partnern zunehmenden Akzeptanz des Ansatzes beteiligt. Bedauerlicherweise sorgten unterschiedliche Verfahren der GTZ und der ECA bei der finanziellen Abwicklung von Projektgeldern und buchhalterische Schwächen der NPCs in beiden Projektphasen für erhebliche Probleme.

Positiv wirkte sich auch die intensive Vernetzung mit anderen Fördereinrichtungen aus. In Côte d’Ivoire konnten drei EZ-Organisationen für eine Fortführung des eingeleiteten Entwicklungsprozesses gewonnen werden. In Ghana setzte eine deutsche Stiftung die Unterstützung des in Folge der Projektaktivitäten reorganisierten Dachverbandes fort. In der zweiten Phase wurden in Sambia und Äthiopien zahlreiche Kontakte zu Partnern aufgebaut. Die Projektkoordinatorin in Äthiopien benennt z.B. 90 Kooperationen mit anderen Einrichtungen (siehe Anhang 3).

Die Projekte haben positive Wirkungen erzielt. Zum einen wurde der Bedarf der IS-UnternehmerInnen erfaßt und dem Beirat, Regierungsstellen und einer breiteren Öffentlichkeit vorgestellt, zum anderen wurden die Kleingewerbetreibenden auf bestehende Angebote aufmerksam gemacht (z.B. Kredit, Aus- und Fortbildung) und konnten diese in Folge besser nutzen. Durch Projektmaßnahmen entstanden Entwicklungsprozesse, die zu einer Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituation von IS-UnternehmerInnen beitrugen. In Côte d’Ivoire kam es zur Gründung eines Dachverbandes, zum Aufbau von Kredit- und Sparkassen und zur Vorbereitung eines Systems für soziale Sicherheit. In Ghana wurde ein Dachverband gegründet, der sich trotz äußerst schwieriger Umstände im Bereich Interessensvertretung engagierte. Nach anfangs euphorischer Arbeit am Ausbau des neuen Dachverbandes, geriet der Prozeß in Folge immer mehr in den Sog von politischen und ethnischen Auseinandersetzungen. Die interessanten Details der Unterschiede zwischen der weiteren Entwicklung in Côte d’Ivoire und Ghana können ohne vor Ort durchgeführte Untersuchung nicht vollständig erfaßt werden. Es kann jedoch eindeutig von einer nachhaltigen Fortsetzung des initiierten Prozesses gesprochen werden. Da die Verbände in Côte d’Ivoire und Ghana zudem in Kontakt mit Tausenden von Mitgliedern sind, ist zudem eine erhebliche Breitenwirksamkeit gegeben.

Die Wirkungen der zweiten und der von der GTZ vorgeschlagenen dritten Projektphase können noch nicht abschließend berurteilt werden. Eine Erhebung zum Wirkungsmonitoring in Sambia zeigte jedoch bei der zweiten Messung positive Resultate. Bei den über 300 befragten und vom Projekt betreuten Unternehmen hatte sich der Bedarf an Rohmaterialien verdoppelt, das Einkommen war um 33% angestiegen und die Anzahl der Unternehmen mit mehr als einem Angestellten war von einem Anteil von 10 auf 20% gestiegen. 

In einigen Fällen kann von einer erfolgreichen Beeinflussung von Rahmenbedingungen gesprochen werden. In Sambia hatte das Projekt und die betreuten UnternehmerInnen immer wieder auf die bestehenden Landprobleme hingewiesen und entsprechende Petitionen eingereicht. Die Regierung revidiert nun den das Landrecht betreffenden Town and Country Act.. Der Beirat wurde in diesem Zusammenhang um Beiträge gebeten. Es kann in diesem Fall kein kausaler Zusammenhang festgestellt werden, eine gewisse Einwirkung des Projektes auf die von der Regierung getroffene Entscheidung ist jedoch wahrscheinlich. Der Vize-Präsident des Landes lud zudem mehrfach IS-UnternehmerInnen zu einem Gedankenaustausch ein und versprach, Zugang zu bestimmten Förderfonds des Präsidenten zu schaffen.

Das neue Dokument zur nationalen äthiopischen MSE Politik entstand zur Zeit der Implementierung des IS-Projektes. Ein für die GTZ arbeitender Regierungsberater ist im Rahmen eines Vorhabens zur Verbands- und Kammerentwicklung tätig und nimmt zudem an den Beiratssitzungen des IS-Projektes teil. Es ist ihm daher möglich, Informationen aus dem IS-Vorhaben für seine beratende Tätigkeit zu nutzen. Der Regierungsberater bestätigte auf Anfrage den Einfluß des IS-Projektes auf die neue MSE Politik. Informationen aus diesem Vorhaben seien genutzt und in die Ausarbeitungen einbezogen worden. Insbesondere die Passagen zum informellen Sektor seien stark durch den Erfahrungsschatz des IS-Projektes beeinflußt worden. Eine anläßlich der Erstellung der MSE Politik einberufene Versammlung im Ministerium für Handel und Industrie habe die Erfahrungen des ECA/GTZ Projektes für spezielle Aspekte der Politik genutzt. Das Fachwissen des IS-Projektes bei der Bildung von Service-Associations habe zudem Einfluß auf den Entwurf der Kammergesetzgebung gehabt.

Wie bereits dargestellt, konzentrierte sich das Projekt in den beiden Phasen auf unterschiedliche Zielgruppen. In der ersten Projektphase kooperierte man mit VertreterInnen von Verbänden und Förderorganisationen. In der zweiten Projektphase wurde hingegen direkt an der Basis angesetzt und ein unmittelbarer Kontakt mit Kleingewerbetreibenden eingegangen. Hieraus ergaben sich unterschiedliche Stärken und Schwächen der methodischen Vorgehensweise in der ersten und zweiten Phase.

Die Stärken des in der ersten Projektphase angewandten Ansatzes auf der Mesoebene liegen in folgenden Punkten:

· Heranbildung einer homogenen Gruppe mit geregelten Formen der Meinungsäußerung und Entscheidungsfindung;

· Überwindung von Distanz und Hemmschwellen und Entwicklung von hoher Dynamik;

· Durch die überschaubare Anzahl der beteiligten Personen kann die Arbeit der Gruppen wesentlich leichter begleitet und gegebenenfalls gesteuert werden;

· Der Prozeß bleibt zielgerichtet und konzentriert sich auf die zu Beginn festgelegten prioritären Arbeitsfelder;

· Da zeitaufwendige Vorbereitungsmaßnahmen entfallen ist die Unterstützung des Prozesses attraktiv für andere EZ-Institutionen (z.B. bei Nachfördermaßnahmen);

· Bei funktionierenden Kommunikationssystemen der Verbände kann extrem hohe Breitenwirksamkeit erzielt werden. 

· Die Folgemaßnahmen in Côte d’Ivoire und Ghana zeigen eine starke Ausrichtung auf die Bildung von Dachverbänden. 

· Durch die Projektarbeit entstehen relativ geringe Kosten.

Die Schwächen der in der ersten Phase angewandten Konzeption sieht der Verfasser in den folgenden Bereichen:

· Es kann leicht zu Fehleinschätzungen des Organisationsgrades der ausgewählten Strukturen kommen;

· Werden die internen Kommunikationsstrukturen überschätzt, ist die Verknüpfung mit der Basis fraglich;

· Es besteht die Gefahr der Herausbildung einer kleinen privilegierten Gruppe mit mangelhafter Anbindung an andere Kleingewerbetreibende;

· Außenstehende geraten leicht in Abhängigkeit von den von Repräsentanten gemachten Aussagen.;

·  Repräsentanten können relativ leicht egoistische Interessen einfließen lassen;

· Fragwürdig ist, ob eine kleine Gruppe von Repräsentanten der Komplexität des IS und der in ihm auftretenden Probleme gerecht werden kann; 

· Die Vorghensweise ist etwas analytisch und "trocken" (Diskussion, Analyse, Dokumenterstellung);

· Durch die relativ sachliche Darstellung gegenüber Dritten, wie z.B. den Beiräten, kann die emotionale Wirkung (Betroffenheit, Mitgefühl, Verantwortung ...) leicht verloren gehen. 

Wesentliche Stärken des in der zweiten Projektphase angewandten Ansatzes mit Projektmaßnahmen auf der Mikroebene sind in folgenden Bereichen identifiziert worden:

· Die Einbeziehung einer großen Anzahl von Kleingewerbetreibenden in einen intensiven Lernprozess;

· Durch den Lernprozeß wird die Persönlichkeit der Betroffenen entwickelt (Selbstwertgefühl, Würde, Vision ...) und aktionsorientierte Gruppenarbeit erlernt;

· Abnehmendes Mißtrauen und Kokurrenzverhalten im Sektor;

· Authentizität und Lebhaftigkeit der an Dritte weitergegebenen Erfahrungen;

· Starke emotionale Wirkungen bei Beiratsmitgliedern, die in unmittelbaren Kontakt mit den Lebens- und Arbeitsbedingungen der Kleingewerbetreibenden geraten und dadurch eher zu eigenem Engagement bereit sind;

· Mögliche Verknüpfung von unmittelbarer Erfahrung an der Basis mit auf die Verbesserung von Rahmenbedingungen abzielende staatliche Initiativen;

· Direkte Auswirkungen an der Basis durch vom Projekt unterstützte Selbsthilfemaßnahmen;

· Durch konkrete Fördermaßnahmen entsteht verbessere Akzeptanz der Projekte bei Dritten (z.B.Regierungsstellen, andere EZ-Institutionen);

· Tendenz zur Bildung von Gruppen und Verbänden auf der Mesoebene. 

Die Nachteile des in der zweiten Phase angewandten Ansatzes liegen in folgenden Punkten:

· Beim Kontakt mit über 1000 Kleingewerbetreibenden kann nur schwer die Dynamik und Stringenz der in der ersten Phase arbeitenden, relativ kohärenten Foren mit nur 20 bis 40 Vertreterinnen erreicht werden;

· Es besteht die Gefahr, daß Projektarbeiter sich in zahlreichen Kleinaktivitäten verlieren;

· An einer Kooperation interessierte Dritte hätten es im Fall einer weiterführenden Fördermaßnahme mit einer Vielzahl von größtenteils wenig entwickelten Gruppen zu tun. Dies könnte als Hindernis für eine möglichst zügige und effiziente "Abwicklung" von Projektmaßnahmen erscheinen.

· Die Mobilisierung der Basis ohne rechtzeitige Heranbildung von wirkungsvollen Interessensvertretungen birgt Risiken hinsichtlich nachhaltiger Entwicklung.

· Durch den unmittelbaren Kontakt mit den UnternehmerInnen entsteht ein wesentlicher höherer Arbeitsaufwand und damit auch höhere Projektkosten.

Der analysierte Projekttyp bietet außergewöhnliche Chancen für die Einwirkung auf Rahmenbedingungen. Bei dieser Einwirkung spielt die Arbeit eines mit Entscheidungsträgern besetzten Beirats eine entscheidende Rolle. Es werden folgende Empfehlungen für den Aufbau von Dialogmechanismen zwischen Repräsentanten eines Sektors und Entscheidungsträgern aus Politik und Wirtschaft ausgesprochen:

1. Für die Projektimplementierung sollten nur Länder ausgewählt werden, in denen sich die Rolle des Staates weitgehend auf die Schaffung von günstigen Rahmenbedingungen für den Privatsektor beschränkt. Der vorgestellte Projektansatz geht von diesem Verständnis aus und setzt die freie Entfaltung von unternehmerischer Aktivität voraus. 

2. Ein hohes Maß an freier Meinungsäußerung und das Recht auf Interessensvertretung sollten in den Länder der Projektimplementierung gewährleistet sein.

3. Die Projektaktivitäten haben besonders gute Aussichten auf Erfolg, wenn im betreffenden Land eine Initiative zur Neuformulierung von Gesetzen vorhanden, dieser Prozeß aber noch nicht abgeschlossen ist. Dies sollte bei der Auswahl der Projektländer berücksichtigt werden.

4. Die Erfolgschancen erhöhen sich weiter, wenn in zuständigen Ministerien Regierungsberater tätig sind, die den Prozeß unterstützen und ihren Einfluß bei der Nutzung von Informationen geltend machen können.

5. Der Verfasser schlägt die Anwendung eines Zwei-Phasenansatzes vor. In der ersten Phase kann durch den unmittelbaren Kontakt mit der Basis eine genaue Problemanalyse eingeleitet werden. Es besteht zudem die Möglichkeit, die von der Basis akzeptierten Verbände zu identifizieren oder aufzubauen. In einer zweiten Phase können dann VerbandsvertreterInnen in den Mittelpunkt der Projektaktivitäten rücken und eine intensive Kooperation mit dem Beirat eingehen. 

6. Projektmitarbeiter sollten mit Beiratsmitgliedern und mit Repräsentanten von Verbänden offen über die gegenseitige Akzeptanz reden und der Sache nicht dienlichen Konflikten entgegenwirken.

7. Beim Ansatz auf der Meso-Ebene kann prozeßbegleitende Organisationsberatung die Qualität der Beiträge von Verbandsvertretern erhöhen. 

8. Den Projektverantwortlichen sollte bei der Auswahl der Beiratsmitglieder ein in den Projektverträgen festgeschriebenes Beratungs- und Mitbestimmungsrecht eingeräumt werden. 

9. Bei der Auswahl der Beiratsmitglieder sollte auf den Einfluß der Person innerhalb der jeweiligen Organisation geachtet und entsprechend selektiert werden. 

10. Es wird empfohlen, einen Fonds für Kurzzeitexperten im Bereich legislative Beratung bereitzustellen. 

11. Projekte dieses Typs sollten den eingeleiteten Entwicklungsprozeß über einen längeren Zeitraum begleiten. Nur dann kann von einer wirklichen Chance zur Einflußnahme auf Rahmenbedingungen ausgegangen werden.

12. Nach einer gewissen Zeit der Kooperation mit Beiräten ist mit Ermüdungserscheinungen zu rechnen. Die Schaffung von neuen Anreizen (Tagegelder, Einladungen zu Arbeitsessen und "retreats", Veranstaltung von Empfängen, Nutzung von Massenmedien für die lobende Erwähnung des geleisteten Engagements ...) kann die Attraktivität der Arbeit erhöhen und so zu einem verstärkten "ownership" beitragen. Die Einbeziehung von kreativen Elementen kann diesen Effekt zusätzlich unterstützen (Sketche, Theaterstücke, Satire, Karikatur, Ausstellungen, Werkstattbesuche, Demonstration von Arbeitstechniken, Einladung zu bestimmten Veranstaltungen der Basis...).

13. Außerordentliche Beiratssitzungen zu bestimmten Schwerpunktthemen können die Effizienz der Arbeit in genau einzugrenzenden Bereichen erhöhen. 

14. Die an den Beiratssitzungen teilnehmenden ProjektkoordinatorInnen können durch die Anwendung von Monitoring-Techniken die stringente Weiterverfolgung von eingeleiteten Aktivitäten sicherstellen. 

15. Intensive Kontakte zu anderen EZ-Organisationen können zur erfolgreichen Nachbetreuung der Maßnahmen beitragen. 

1. Auswahl der Zielgruppen

Ein von der ECA zu Projektbeginn erstelltes Konzeptpapier geht ausführlich auf die Definition die Zielgruppen ein.
 Gemäß dieser Definition umfaßt der Informelle Sektor Kleingewerbetreibende, die in Produktion, Wartung und im Dienstleistungsbereich tätig sind, weniger als 5 Personen beschäftigen, sich häufig nur zeitlich begrenzt an einem bestimmten Ort in städtischen Gebieten aufhalten und normalerweise nur über geringes Kapital verfügen. Ihre Tätigkeiten entsprechen häufig nicht den gesetzlich festgelegten Standards und Pflichten. Landwirtschaftliche Produktion, ländliche Produktion außerhalb der Landwirtschaft und Handel wird explizit ausgeschlossen. 

Die Definition wurde für die zweite Phase des Projektes in zwei Punkten modifiziert: 

In der ersten Phase des Projektes legten die Projektprüfungen in Côte d’Ivoire und in Ghana die maximale Anzahl der von IS-UnternehmerInnen beschäftigten Personen noch auf weniger als fünf fest. Es stellte sich jedoch heraus, daß mit dieser Definition zahlreiche Kleingewerbetreibende ausgeschlossen werden, die bei guter Auftragslage temporär mehr als fünf Personen beschäftigten. Man sprach daher in der zweiten Phase auch IS-UnternehmerInnen mit bis zu zehn beschäftigten Angestellten an.

Ein weiterer Unterschied ergab sich aus dem bei Projektprüfungen angetroffenen Grad der Organisation des Kleingewerbes. Da in Côte d’Ivoire und in Ghana ein relativ gut organisierter informeller Sektor angetroffen wurde, waren Verbände und Gruppen von Kleingewerbetreibenden die Partner des Projektes. Das die Methodik des Vorhabens umreißende Dokument der ECA von 1992 stellt ausdrücklich fest, daß sich Projektaktivitäten in der ersten Phase auf die Meso-Ebene konzentrieren:

„The project does not work directly with the informal business people (micro level) and decision makers/legislators (macro level). Its main partners are small business associations, private and public organizations that are active in small business promotion, and technical cooperation projects working in the same field. On the one hand they are regarded as intermediaries to the persons and organizations on the micro level, and on the other hand act as authentic representatives of the informal sector towards the persons and organizsations on the macro level.“

(ECA: Promotion of the Informal Sector for Development in Africa. Phase 1.

Methodological Approach. Addis Ababa 1992)
In den Ländern der zweiten Projektphase (Sambia und Äthiopien) fanden Projektprüfungsmissionen einen wesentlich weniger organisierten IS vor. Der Projektansatz für die zweite Phase wurde daher abgeändert.
. Während die Definition des IS beibehalten wurde, entschied man sich dafür, nun auch an der Mikroebene anzusetzen:

„Beneficiaries of the project are informal sector operators and their groups and associations in two pilot countries. Both men and women are to benefit from the project activities which are to be decided upon solely by the beneficiaries themselves. The project prefers to cooperate with groups and associations and not with individual operators.“

ECA: Promotion of the IS for Development in Africa, Phase 2. 

Project Document. Addis Ababa, 1996.

Die Projekte wandten sich jedoch nicht nur an Verbände und/oder an die in ihnen organisierten Kleingewerbetreibenden. Planungsdokumente beider Projektphasen nennen zudem folgende Mittler:

· Die ECA ist gemäß Konzeption an der Planung und Implementierung des Vorhabens beteiligt. Durch die intensive Auseinandersetzung mit Problemen des IS wird sie angeregt, der Förderung des IS besonderes Augenmerk zukommen zu lassen. Sie kann in Folge auf die Verbesserung von international angewandten Konzepten zur Förderung des Informellen Sektors einwirken.

· Politische Entscheidungsträger in den Ländern der Pilotprojekte (Côte d’Ivoire, Ghana, Sambia und Äthiopien) sollen für die Förderung des IS sensibilisiert und motiviert werden. In diesen Ländern wird von einem unmittelbaren Einfluß der Projektaktivitäten auf Rahmenbedingungen ausgegangen.

· Durch die Teilnahme an der vor Projektende stattfindenden internationalen Konferenz sollen politische Entscheidungsträger von weiteren afrikanischen Nationen für das Thema interessiert und zur Durchführung ähnlicher Fördermaßnahmen angeregt werden.

Bei der o.g. Definition birgt der Gebrauch des Begriffs "Informeller Sektor" einige Risiken. Geht man von einer exakten Einhaltung dieser Definition aus, so müßten registrierte Kleingewerbetreibende mit gleichbleibendem Ort der Berufsausübung und regelmäßig entrichteten Steuern und Abgaben eigentlich von Förderleistungen des Projektes ausgeschlossen werden. Da es jedoch bei dem Begriffspaar formell-informell keine scharfe Trennung gibt – die meisten Kleingewerbetreibenden erfüllen einige, aber nicht alle für eine Zugehörigkeit zum formellen Sektor notwendigen Kriterien – wäre mit einem solchem Ausschluß niemand gedient. Durch eine relativ "weiche" Definition versuchte man daher, den Projektverantwortlichen vor Ort genügend Spielraum für die Auswahl der Zielgruppen zu lassen.

Eine genderspezifische Differenzierung wurde für die erste Phase nicht erstellt. Dies wäre vermutlich auch nur bedingt sinnvoll gewesen, da man vor allem auf der Mesoebene tätig war und es den ausgewählten Verbänden überließ, Frauen sowohl auf Mikro- als auch auf Makroebene in die Projektaktivitäten einzubeziehen. 

Eine für Sambia von der ECA erstellte Studie über die Rolle von Frauen im IS 
 wurde jedoch als Informationsquelle über genderspezifische Probleme genutzt. Das 1996 für Sambia erstellte Projektdokument zitiert die Studie wie folgt:

„Female participation in the IS in Zambia seems to follow a similar pattern to those found elsewhere in Africa. Namely, that they are...

concentrated in retail trade, community and personal services;

they have the least access to production resources, particularly skills and capital;

they are increasingly becoming heads of households (about 30%);

they form a significant proportion of unpaid family labour;

they operate under severely intimidating circumstances (this is also true of most male operators); and

their income are frequently below that required to live beyond primary poverty.“

ECA: ECA: Promotion of the Informal Sector for development in Africa.

Phase 2. Project Approach in Sambia. Addis Ababa, 1996.

Der wesentliche Beitrag der Projektleitung zu einer genderspezifischen Konzipierung des Vorhabens bestand in der Auswahl der Verbände, der Kleingewerbetreibenden und weiterer am Projektgeschehen Beteiligter. Die lokalen ProjektleiterInnen und der CTA bemühten sich bei deren Auswahl um eine starke Beteiligung von Frauen auf allen Ebenen. 

In Ghana bestand die mit dem Projekt zusammenarbeitende Gruppe vor allem aus 35 (später 25) Personen, die 35 (später 30) Verbände vertraten. 12 dieser Verbände repräsentierten ausschließlich Frauen.

Eine Überprüfung der Beteiligung von Frauen in Nachfolgeaktivitäten des Projektes in Côte d’Ivoire ergab, daß Frauen in den im Zuge der Projektaktivitäten entstandenen Spar- und Kreditverbänden nur auf unterer Ebene stark vertreten waren. Sie stellten bei einfachen Mitgliedern die Mehrheit und waren in den Basis-Management-Kommittees in etwa gleich stark vertreten. Auf oberer Management Ebene waren jedoch keine oder nur sehr wenige Frauen vertreten.

In Sambia waren Frauen in nur neun der 34 kontaktierten Berufszweige vertreten. Der Versuch der Projektleitung dennoch zahlreiche Frauen zu fördern, führte zu einer Überrepräsentation bestimmter Berufszweige: Ein Großteil der geförderten Frauen arbeiteten in Friseursalons, Restaurants und Kioskbetrieben.

Ähnliche Probleme bestanden auch in dem Projekt in Äthiopien. In zahlreichen vom Projekt angesprochenen Berufszweigen (wie z.B. in Holz- Metall und Gummi verarbeitenden Gewerben) waren keine oder nur sehr wenige Frauen vertreten. Die Projektleitung betont daher die Zusammenarbeit mit Berufen mit hohem Frauenanteil (z.B. Verarbeitung von Nahrungsmitteln, Schneiderei und traditionelles Kunstgewerbe). Im Februar 1998 waren 217 der insgesamt 550 geförderten Kleingewerbetreibenden Frauen (39.45%).

Einige der oben aufgeführten Probleme mit einer ausgewogenen Beteiligung von Frauen und Männern sind auf die von der ECA angewandte Definition des IS zurückzuführen. In dieser Definition wird Handel explizit ausgeschlossen. Ein Großteil der Kleingewerbe treibenden Frauen verarbeiten mit einfachen Techniken Rohmaterialien und bieten diese dann zum Verkauf an. Bei vielen Produkten, wie z.B. verarbeiteten Nahrungsmitteln, ist der Aspekt des Handelns mit der Ware zeitintensiver und wichtiger als die eigentliche Produktion. Diese Frauen dürften gemäß der gültigen Definition daher nicht gefördert werden.

Ein weiteres generelles Problem bestand in der Identifikation von in ihren Haushalten tätigen Frauen (z.B. Weberinnen und Flechterinnen). Diese Kleingewerbetreibenden sind nur sehr schwierig zu identifizieren. Sie üben zudem auf Grund ihrer zusätzlichen Aufgaben im Haushalt Teilzeittätigkeiten aus. Zu Beginn des Projektes lag ein Konzept zum Umgang mit diesen speziellen Produktionsbedingungen nicht vor. Es mußten daher im Projektverlauf "Nachbesserungen" hinsichtlich der Anzahl der geförderten Frauen und hinsichtlich eines genderspezifischen Vorgehens vorgenommen werden (z.B. Zeitpunkt von Versammlungen wird mit dem Arbeitsrhythmus im Haushalt abgestimmmt; Fortbildungskurse lassen genug Zeit für  zusätzlichen Aufgaben innerhalb der Familie, Aktionen beachten bei Planung und Durchführung die zeitgleiche Versorgung von Kindern etc.). 

Der untersuchte Projekttyp stellt einen Beitrag zur mittelbaren und unmittelbaren Armutsbekämpfung dar. Zahlreiche Studien haben belegt, daß die im IS arbeitenden UnternehmerInnen zu den ärmsten Bevölkerungsgruppen gehören.
 Bedauerlicherweise wurden in den Projekten kaum fortlaufende Messungen des Einkommens durchgeführt. Angesichts der bestehenden Ängste von IS-UnternehmerInnen, von als Projektmitarbeitern getarnten Agenten des Staates "entdeckt" zu werden, wären konkrete Fragen zum erzielten Einkommen vermutlich auch wenig sachdienlich. Es besteht jedoch kein Zweifel, daß es sich bei den in Äthiopien und Sambia betreuten Kleingewerbetreibenden, die z.B. einfachste Nahrungsmittelverarbeitung, Steinzerkleinerung, Herstellung von Matten und andere Berufe mit kleinen Gewinnspannen betreiben, um Personen mit sehr geringem Einkommen handelt. Dies wird von den minimalen Mitglieds- und Sparbeiträgen sowie Kreditsummen bestätigt. 

In der ersten Projektphase zielte die verfolgte Konzeption vor allem auf die Veränderung von politischen und wirtschaftlichen Bedingungen ab. Um dies zu erreichen, arbeiteten Verbände und andere für den IS relevante Organe zu bestimmten Schwerpunktthemen. Sie nutzten die von ihren Mitgliedern eingebrachten Informationen und versuchten durch Diskussionen im Beirat ein Umdenken bei politischen und wirtschaftlichen Entscheidungsträgern herbeizuführen. Der Kontakt zu den Kleingewerbetreibenden war dabei eher begrenzt. Eine Verbesserung der Lebensbedingungen konnte – im günstigsten Fall – erst nach erfolgreicher Einflußnahme auf Rahmenbedingungen erwartet werden. Der Armutsbezug ist daher in diesem Fall eher mittelbar und Verbesserungen sind eher mittel- oder langfristig zu erwarten.

In der zweiten Projektphase wurde hingegen zusätzlich an der Mikroebene angesetzt. Kleingewerbetreibende konnten sich durch bestimmte Fördermaßnahmen (Hilfestellungen bei Absatz und Rohmaterialversorgung, Kreditvermittlung, Aus- und Fortbildung, Beratung in Betriebsführung etc.) eine sofortige Verbesserung ihrer Situation erhoffen. In diesem Fall war der Armutsbezug daher (auch) unmittelbar und innerhalb einer relativ geringen Zeitspanne gegeben. 

Lessons learnt: Auswahl der Zielgruppen

Hinsichtlich der Auswahl der Zielgruppen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Die Definition der vom Projekt geförderten Zielgruppen sollte sicherstellen, daß ärmste Bevölkerungsgruppen besonders beachtet werden. Es ist zudem empfehlenswert, die Arbeitsweise des Projekts auf die Bedürfnisse dieser Schichten einzustellen (kurze Versammlungen, damit ausreichend Zeit zum Gelderwerb verfügbar ist; realistisch bemeßene Forderungen nach finanziellen Eigenbeteiligungen der Zielgruppen; Verlegung von bestimmten Projektaktivitäten auf arbeitsfreie Zeiten, wie z.B. Abendstunden und Wochenende; etc.)

· Da ein überproportional großer Anteil von Armen Frauen sind, empfiehlt es sich, genderspezifische Analysen vor Projektbeginn durchzuführen. 

· Bei der Förderung von Klein- und Kleinstunternehmen sollte der Begriff "Informeller Sektor" vermieden werden. Stattdessen kann von Klein- bzw. Kleinstgewerbe gesprochen werden.

2. Wesentliche Probleme der Zielgruppen

Zahlreiche Studien belegen, daß der IS in den meisten afrikanischen Ländern eine wichtige wirtschaftliche und soziale Rolle spielt.
 Für große Teile der meist armen Bevölkerung schafft er einerseits Arbeitsplätze und Einkommen und sichert andererseits einen wesentlichen Teil der Versorgung mit Waren und Dienstleistungen zu bescheidenen Preisen. Darüber hinaus scheint er eine der wichtigsten Quellen für unternehmerische Dynamik in Afrika darzustellen. Der IS ist zudem neben der Landwirtschaft der ökonomische Bereich in dem Frauen eigenes Einkommen erwirtschaften können.

Die meisten Verfahren von Behörden und Privatunternehmen, die Dienstleistungen für Unternehmer anbieten, sowie ein Großteil der staatlichen Bestimmungen zur Förderung, Stärkung und Steuerung des modernen Wirtschaftslebens sind nicht auf die Bedürfnisse und Merkmale der Kleingewerbetreibenden zugeschnitten. Die im IS tätigen Unternehmerinnen und Unternehmer versuchen daher diesen Verfahren und Bestimmungen aus dem Weg zu gehen. Kleingewerbetreibende im IS sind weitgehend auf sich alleine gestellt und leben in schwierigsten Bedingungen. Ihre Situation ist gekennzeichnet 

„von Armut in all ihren ökonomischen, sozialen und psychologischen Erscheinungsformen. Hunger, Fehlernährung und Krankheit ohne Zugang zu medizinischer Versorgung sind Bedingungen, die allein schon die Entwicklungschancen der heranwachsenden Generationen irreversibel beeinträchtigen. Menschenunwürdige, oft nicht einmal gesicherte Wohnverhältnisse, die tägliche Sorge um die Beschaffung von Nahrung und Wasser, um einen ausreichenden Tagesverdienst, um die mögliche Vertreibung von einem Verkaufsstandort ... fördern eine Lebenshaltung, bei der Planung und konkrete Erwartungen, unabhängig von Wunschträumen, nicht über den Tag hinaus gehen, und alle Möglichkeiten, deren Nutzen nicht unmittelbar erkennbar ist, als unerreichbar und praktisch irrelevant angesehen werden.“

Cornelia Lohmar-Kuhnle: Konzepte zur beschäftigungsorientierten 

Aus- und Fortbildung von Zielgruppen aus dem informellen Sektor. Köln, 1991.

Die im Rahmen des ECA/GTZ-Vorhabens erstellten Projektdokumente unterscheiden zwischen intern und extern verursachten Problemen. 

Als intern werden die durch die Kleingewerbetreibenden, deren Angestellte und das soziale Umfeld verursachte Probleme angesehen. Hierzu gehört das Fehlen von technischen und betriebswirtschaftlichem Sachverstand, was z.B. zur Verschwendung von Energie und Rohmaterial oder auch zur Umweltverschmutzung führen kann. Einfache Buchhaltung und eine gerechte und effektive Aufteilung der Arbeit unter den Angestellten wird häufig als nicht notwendig erachtet. Ebenso unterscheiden die meisten Kleingewerbetreibende nicht zwischen privatem und geschäftlichem Vermögen und geben einen Großteil des erwirtschafteten Geldes für Verwandte und soziale Verpflichtungen aus.

Als extern werden die durch zentrale, regionale und lokale Autoritäten und durch andere Bevölkerungsschichten entstehenden Probleme bezeichnet. Hierzu zählt vor allem die zum Teil mit rüden Methoden angewandten Gesetze und Vorschriften. Nachteilig wirkt sich auch die Einstellung von Dritten gegenüber dem IS aus. Banken, Händler und andere Dienstleistungsbetriebe schreiben in der Regel Geschäftsbedingungen vor, die für Kleingewerbetreibende nicht erfüllbar sind. Die den KleinunternehmerInnen entgegengebrachte Geringschätzung trägt zu einer manchmal als unüberwindbar angesehenen Kluft zwischen dem formellen und informellen Sektor bei.

Interne und externe Probleme können sich leicht gegenseitig verstärken und zu fast unlösbaren Verkettungen führen. Unternehmer und Unternehmerinnen im IS haben zum Zeitpunkt der Unternehmensgründung häufig nicht genügend Kapital um den Anforderungen des formellen Sektors (Kosten für Registrierung, Lizenzen, Land und/oder Werkstättenerwerb) gerecht zu werden. Sie lassen sich daher zunächst nicht registrieren und begegnen den zahlreichen Nachteilen informeller Tätigkeit, werden schikaniert, von ihren Produktionsstätten vertrieben und können keine offizielle Werbung durchführen. Die Kleingewerbetreibenden befürchten zudem entdeckt zu werden und meiden daher den Kontakt zu den wenigen Organisationen und Institutionen die für sie interessante Dienstleistungen anbieten.

Da der Kleingewerbetreibende die Kosten der Informalität in der Regel nicht kennt, verpaßt er leicht den Punkt, an dem ihm eine Formalisierung mehr Nutzen bringen würde, als der Verbleib in Informalität. Viele UnternehmerInnen stagnieren daher in dem bei Betriebsgründung vorhandenen Zustand von geringer Liquidität, mangelhafter betriebswirtschaftlicher und fachlicher Qualifikation und unzureichenden Betriebsmitteln. Ein eventuell in der Unternehmensidee liegendes Potential für wirtschaftliches Wachstum geht auf diese Weise sowohl den Kleingewerbetreibenden als auch der gesamten Wirtschaft verloren.

Organisationen und Institutionen können wiederum ihre Angebote nicht auf den Bedarf des IS einstellen, wenn sich dieser nicht organisiert, seine Bedürfnisse analysiert und artikuliert. Bei fehlender Repräsentation des Kleingewerbesektors orientieren sie sich an den Vorgaben und Informationen von mittleren Unternehmen und die Industrie vertretenden Organisationen (z.B. staatliche Förderstellen, Kammern, Dachverbände etc.). Deren Angaben über durchzuführende Fördermaßnahmen ist häufig weit von der Realität des IS entfernt.

Hinsichtlich der bei KleinunternehmerInnen bestehenden Probleme gibt es in den vier Ländern nur geringfügige Unterschiede. Eine statistische Erfassung der von KleinunternehmerInnen am meisten genannten Probleme in Äthiopien bestätigt, daß sowohl externe und als auch interne Faktoren zu mangelnder Entwicklung des Sektors beitragen. Am häufigsten genannt wurde:

· Mangel an Raum für Produktion und Absatz (36.4%);

· Fehlende Kredite (36.4%);

· Probleme beim Zugang zu Rohmaterialien (9.1%);

· Absatzprobleme (9.1%);

· Mangelnde Organisation (6.1%);

· Mangel an technischem Training (3.0%).

In Sambia wurden folgende zentrale Probleme benannt:

· Fehlendes Kapital für die Anschaffung von Rohmaterialien und Ausrüstungsgegenständen (ca.50%);

· Mangel an technischen und betriebswirtschaftlicher Kenntnissen (ca.30%);

· Fehlende Standorte zum Absatz der Produkte (10%);

· Mangelnder geschützter Raum für Produktion und Lagerung (10%).

Die größtenteils sehr armen Zielgruppen erwarten vom Projektpersonal eine baldige Lösung bestehender Probleme. Sie sind nur bedingt zu einer arbeitsintensiven politischen Lobbyarbeit bereit, die ihnen bestenfalls nach langer Zeit Verbesserungen verspricht. In besonders gravierenden Fällen ist die tägliche Beschaffung von Einkommen ein für die Sicherung des Überlebens so dringliches Problem, das keinerlei Zeit für zusätzliches Engagement verbleibt.

Die Anwendung der Methodologie erfordert von den Projektmitarbeitern ein hohes Maß an Flexibilität und die Fähigkeit unterschiedliche Ebenen der Beratung zu koordinieren.

Konzentrieren sich die Projektmitarbeiter weitgehend auf die von den Zielgruppen verlangte Unterstützung, verlieren sie sich leicht in einem angebotsorientierten Förderkonzept, das gemäß den verfügbaren Projektbudget bestimmte Leistungen (z.B. Vergabe von Kredit, Aus- und Fortbildung, Organisation von Ausstellungen und Messen etc.) erbringen will. Für ein solches Vorgehen sind die auf partizipativen Methoden basierenden Projekte meist nicht ausgestattet. Es entsteht eine Situation, in der Kleingewerbetreibende immer energischer auf erhoffte Maßnahmen drängen und die für die Projekte arbeitenden Animatoren immer verzweifelter und hilfloser auf stark limitierte Fonds verweisen.

Behalten die Projektmitarbeiter hingegen das Hauptziel im Auge, fordern sie die Zielgruppen zur fortgesetzten Identifizierung und Analyse bestehender Probleme auf. Sie versuchen sie zur aktiven Vertretung ihrer Interessen anzuregen, unterstützen sie beim Verfassen von Petitionen, regen Arbeitskreise zu speziellen Problemen an und suchen den direkten Kontakt zu den für die Probleme zuständigen Stellen. Sie investieren zudem einen erheblichen Anteil ihrer Arbeitszeit in die Vor- und Nachbereitung von Beiratssitzungen, da sie hier die entscheidende Einflußnahme auf Rahmenbedingungen erwarten. Da dieses Vorgehen in den meisten Fällen erst mittel- oder langfristig Verbesserungen für die Zielgruppen erbringen kann, läuft das Projekt Gefahr, einen erheblichen Anteil der ursprünglich beteiligten Zielgruppen zu verlieren. 

Das Projektpersonal gerät in die schwierige Situation, einerseits die Zielgruppen durch die Verfolgung konkreter Fördermaßnahmen von der Sinnhaftigkeit der Projektmaßnahmen überzeugen zu müssen und andererseits das eigentliche Ziel, nämlich die Einflußnahme auf Rahmenbedingungen, nicht aus dem Auge zu verlieren. Nach Ansicht des Verfassers ist dies nur möglich, wenn eine externe Fachkraft dazu in der Lage ist a.) den gelegentlich auftauchenden Aktionismus wieder so zu strukturieren, daß Meinungsführer und Entscheidungsträger mit den im IS bestehenden Problemen konfrontiert und zum Überdenken ihrer Positionen angeregt werden und b.) die Arbeit an der Basis immer wieder auf die konkrete und kreative Durchführung von Selbsthilfeaktionen zurückgeführt wird, die die vor Ort vorhandenen Potentiale nutzen und zu einem zunehmendem Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten führen. Ist dies gegeben, kann der methodische Ansatz zur unmittelbaren Lösung von zahlreichen Problemen armer Bevölkerungsgruppen in unterschiedlichsten Tätigkeitsbereichen beitragen und gleichzeitig Einfluß auf Rahmenbedingungen nehmen.

Lessons learnt: Probleme der Zielgruppen

Hinsichtlich der Probleme der Zielgruppen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Die häufig von massiver Armut betroffenen Kleingewerbetreibenden erwarten vom Projektpersonal konkrete Hilfeleistungen in den von ihnen benannten Problembereichen, wie z.B. Kredit, Rohmaterialversorgung, Absatz etc.. Die von diesem Projekttyp erwünschte mittel- oder langfristige Einwirkung auf Rahmenbedingungen wird in der Regel nur dann aktiv von der Basis unterstützt, wenn parallel hierzu sofort wirksame Fördermaßnahmen realisiert oder zumindest in naher Zukunft erwartet werden können.

· Das Projektpersonal sollte die Zielgruppen für die Bedeutung von Selbsthilfemaßnahmen sensibilisieren. Es ist daher empfehlenswert, das Projektpersonal intensiv und kontinuierlich in der systematischen Anwendung von partizipativen Methoden aus- und fortzubilden.

· Nachfrageorientiert einzusetzende Fonds für die Unterstützung von Selbsthilfemaßnahmen können die Dynamik des eingeleiteten Prozesses erhöhen.

· Den für die Projektsteuerung zuständigen Fachkräften kommt die schwierige Aufgabe zu,  sowohl die Selbsthilfemaßnahmen an der Basis, als auch die zunehmende Sensibilisierung von Entscheidungsträgern für die Probleme der Zielgruppen zu überschauen und zu steuern. Das M&E System sollte so konzipiert sein, daß die Einflußnahme auf Ramenbedingungen als prioritäres Ziel der Projektarbeit kontinuierlich verfolgt werden kann.

3. Auswahl der Gruppen und Unterstützung bei der Organisationsbildung

In der ersten Phase des Projektes fanden die Projektprüfungsteams einen relativ gut organisierten Kleingewerbesektor vor. Es wurden daher bereits bestehende Verbände als Projektpartner ausgesucht. Die Mitgliedschaft von Klein- und Kleingewerbetreibenden in dem entsprechenden Verband war eine Voraussetzung für die Zusammenarbeit mit dem Projekt. Die Kleingewerbetreibenden sollten der für die Projektdurchführung von der ECA vorgeschlagenen Definition des IS entsprechen.

Es konnte jedoch nicht in allen Fällen überprüft werden, ob die jeweilige Organisation ausschließlich oder auch nur größtenteils Mitglieder aus dem informellen Sektor betreut. Unklar blieb zudem, ob die kooperierenden Gruppen das gesamte berufliche und sozio-kulturelle Spektrum des IS im betreffenden Land abdecken.

In Côte d’Ivoire nahmen 40 Repräsentanten von zehn Organisationen permanent und intensiv an der Projektarbeit teil. Es handelte sich um sechs regionale Handwerkskammern (Chambres régionales de métier) und vier weitere Verbänden (associations). Die vier Verbände umfaßten einen nationalen Verband für Unternehmer und Unternehmerinnen aus dem IS, jeweils einen nur für Frauen b.z.w nur für Männer tätigen IS-Verband und einen Dachverband von Handwerkskooperativen. 

In Ghana bestand die Kerngruppe der mit dem Projekt kooperierenden Partner aus 35 Personen, die 30 Verbände und Zusammenschlüsse repräsentierten. Zwölf dieser Gruppen waren ausschließlich mit Frauenförderung befaßt. Bei den verbleibenden 23 Organisationen handelte es sich um nach Regionen organisierte Berufsverbände. Die Anzahl der mit dem Projekt kooperierenden Gruppen verringerte sich nach der zweiten Versammlung mit Projektmitarbeitern auf 20, die von nur noch 25 Personen repräsentiert wurden. 

In Côte d’Ivoire und in Ghana wurde diese Kerngruppe von weiteren Kleingewerbetreibenden unterstützt. Sie nahmen zeitweise an den Arbeitssitzungen teil und brachten eigene Diskussionsbeiträge und Anregungen ein.

In der zweiten Phase des Projektes fanden die Projektprüfungsteams in Sambia und Äthiopien einen wenig organisierten Kleinst- und Kleingewerbesektor vor. In den ehemals sozialistischen Ländern hatten sich privatwirtschaftlich orientierte Verbände noch nicht herangebildet. Die bestehenden Kooperativen wurden von den Zielgruppen mit dem ehemals herrschenden politischen System in Verbindung gebracht und weitgehend gemieden. Die Projektteams stellten daher in diesen Ländern unmittelbaren Kontakt zu den Kleingewerbetreibenden her. 

In Sambia wurden zunächst zwei Erhebungen über die Anzahl und Struktur des IS durchgeführt. Diese Erhebungen dauerten jeweils eine Woche und wurden im Dezember 1996 in Lusaka und im Januar 1997 in Kitwe und Ndola durchgeführt. Sie erfaßten über 30 unterschiedliche Berufe, die von 1604 Frauen und 2752 Männern ausgeübt wurden. In einem zweiten Schritt erfolgte die Auswahl der Kleingewerbetreibenden. Die Projektleiterin nahm die Auswahl nach pragmatischen Gesichtspunkten vor und beschränkte die Zusammenarbeit auf Berufe in denen am jeweiligen Projektstandort mindestens 20 Unternehmer und Unternehmerinnen tätig waren. Sie leitete zudem die Animatoren dazu an, jeweils 10 Gruppen mit höchstens 25 Personen zu betreuen. 

Dieses Vorgehen kann als zu statisch und technokratisch angesehen werden. Es schloß zum einen wichtige Berufsgruppen mit weniger als 20 Kleingewerbetreibenden, wie z.B. Elektro- und Elektronik-Reperateure, weitgehend aus und legte zum anderen die Animateure hinsichtlich der Anzahl und Mitgliederstärke der zu betreuenden Gruppen fest. Dies führte zu einer zu großen Beachtung von weitverbreiteten Berufsgruppen, wie z.B. Schneidern und Schreinern. Die Projektleiterin erkannte diese Fehlentwicklung. Sie ergänzte später die ursprüngliche Auswahl und integrierte mehr Frauen und auch wenig verbreitete Berufssparten in die Projektaktivitäten.

Das Vorhaben in Sambia führte in Folge eine Studie über die administrativen und juristischen Voraussetzungen für Verbandsbildung durch. Diese Studie erbrachte präzise Informationen über Beschaffenheit sowie Vor-und Nachteile von unterschiedlichen in Sambia zugelassenen Organisationsformen. Nach den Vorbereitungsarbeiten kooperierte das Projekt zunächst mit 46 Gruppen aus drei Regionen. Im Januar 1999 hatte das Projekt das etwas bürokratisch anmutende Ziel der Bildung und Betreuung von 100 Gruppen mit 1750 Mitgliedern (davon 549 Frauen) erreicht. Im April waren es bereits 108 Gruppen. 68% der betreuten UnternehmerInnen waren durch die für das Projekt arbeitenden Animatoren direkt angesprochen worden, der Rest war durch Bekannte, Zeitungsartikel oder Radiosendungen auf das Projekt aufmerksam geworden. Die mit partizipativen Methoden arbeitenden Animatoren konnten bei Bedarf auf die Organisationsstudie zurückgreifen und an formeller Verbandsbildung interessierte Kleingewerbetreibende entsprechend beraten. 

Im März 1998 hatten sich zwei Gruppen als association staatlich registrieren lassen. 5 weitere Gruppen erstellten entsprechende Anträge. Bis Januar 1999 hatten sich bereits 13 offiziell anerkannte Verbände und Kooperativen gebildet. Mit zunehmendem Projektverlauf kam es auch zum Zusammenschluß zu größeren Gruppen und Verbänden. So schlossen sich Ende 1998 Schreiner und Schneidergruppen zu einem gemeinsamen Produktionsverband (manufacturers association) zusammen. In ähnlicher Weise fusionierten 5 Kleingruppen der Hersteller von Baumaterial (stone crusher) zu einem gemeinsamen Verband.

In Äthiopien wurde zunächst keine systematische Erhebung durchgeführt. Bedingt durch eine erhebliche Verzögerung des Projektarbeit in den ersten acht Monaten, in dessen Verlauf eine lokale NRO die bereits begonnene Zusammenarbeit mit bestimmten Gruppen wieder untersagte, wurden im informellen Sektor arbeitende UnternehmerInnen in Folge relativ zügig und ohne klar strukturiertes Vorgehen ausgewählt. In der Praxis erfolgte die erste Kontaktaufnahme durch Rundgänge der ProjektmitarbeiterInnen auf Märkten bei denen die Kleingewerbetreibenden auf das Projekt und dessen Arbeitsweise aufmerksam gemacht wurden. Hinweise von anderen Organisationen auf KleinunternehmerInnen und deren Standorte halfen, diese Kontakte weiter auszubauen. 

Bei der Auswahl wurde zum einen auf traditionelles Handwerk, zum anderen auf die Einbeziehung von Handwerkerinnen Wert gelegt. Dies führte zu einer gewissen Überbewertung von Berufssparten mit geringen Chancen in modernen Märkten (z.B. traditionelle Leimhersteller, Schmiede, Hersteller von Kreuzen...), zum anderen wurden Frauen anfangs etwas einseitig im Bereich Nahrungsmittelverarbeitung angesprochen und gefördert. Bis Februar 1998 konnten weitere Frauengruppen angesprochen werden. Neben den Nahrungsmittelverarbeiterinnen umfassen die Kontakte zu diesem Zeitpunkt Horn-, Löffel-, Kerzen-, Süßwaren- und Teppichherstellerinnen sowie Schneiderinnen, Weberinnen, Töpferinnen und Spinnerinnen. Der Anteil der Frauen an den vom Projekt geförderten Kleingewerbetreibenden lag im September 1998 bei 48%.

Das Projektteam sah angesichts der unklaren Wirtschaftspolitik der Regierung, die scheinbar einen Kompromiß zwischen alten sozialistischen und neuen marktwirtschaftlichen Prinzipien sucht, zunächst davon ab, konkrete Beratung hinsichtlich der Auswahl eines bestimmten Verbandstyps anzubieten. Sie bot jedoch Ausbildungen hinsichtlich der Gründung von Verbänden und Kooperativen an. Dies führte zur Gründung von 10 Servicekooperativen. Mit acht weiteren Trainingsmaßnahmen (Organisationsleitung, Buchführung, Absatz, Formulierung von Projektvorschlägen, Kredit-Management und verbesserte Betriebsführung), an denen bis Februar 1998 insgesamt 1098 (!) Kleingewerbetreibende teilnahmen, konnten Fachkenntnisse in bezug auf Einzelbetriebe und Organisationen ausgebaut werden. Ende 1998 betreute das Vorhaben 714 UnternehmerInnen (342 Frauen), die sich in 42 meist informellen Gruppen zusammengeschlossen haben. 

In bezug auf die Auswahl von Gruppen und die Unterstützung der Organisationsbildung fallen folgende Punkte auf:

· Es ist wenig sinnvoll, mit einer bestimmten Anzahl von Gruppen innerhalb eines definierten Zeitraumes Kontakt aufnehmen und diese dann zur Verbandsbildung anregen zu wollen. Diese Vorgehensweise ist zu technokratisch und reagiert nicht auf den vor Ort tatsächlich gegebenen Bedarf an Organisationen. 

· Arme Bevölkerungsgruppen haben eine besonders starke Tendenz, sich Strategien von finanzkräftigen Organisationen anzupassen. Da sie sich selbst häufig als ohnmächtig und in vielerlei Hinsicht minderbemittelt empfinden, folgen sie relativ leichtgläubig den Ratschlägen derer, die für sie Erfolg und Reichtum repräsentieren. Auch wenn Gruppenmitglieder offiziell von Selbsthilfe und Eigenverantwortung sprechen, besteht häufig insgeheim die Hoffnung in das "Fahrwasser" des vermuteten Reichtums zu gelangen und konkreten Nutzen aus der Zusammenarbeit zu ziehen. 

· Der zuletzt genannte Punkt ist im Zusammenhang mit dem in Afrika weitverbreiteten Klientelismus zu sehen. Einkommensschwache Personen sind es gewohnt, sich wohlhabenden Personen anzudienen und für diese Dienstleistungen zu erbringen. Sie werden dafür häufig nicht direkt bezahlt. Es entsteht vielmehr der Anspruch, daß a.) der "Patron" in Krisenzeiten (Krankheit, Tod eines Verwandten, Katastrophen etc.) für den Klienten aufkommt und b.) er sich eines Tages für die geleisteten Dienste in einer nicht näher bestimmten Form erkenntlich zeigen wird. Zielgruppen gehen bei der Zusammenarbeit mit einem Projekt häufig von einem ähnlichen Modell aus. Sie befolgen die vom Projekt (Patron) vorgeschlagene Strategie und sind es auch gewohnt, länger auf einen konkreten Nutzen warten zu müssen. Nach einer gewissen Zeit haben sie in ihrem Verständnis jedoch ein Anrecht auf eine Entlohnung. In Äthiopien und in Sambia sind solche Tendenzen erkennbar – Kleingewerbetreibende fordern Projektmitarbeiter zum Teil wütend dazu auf, nun endlich konkrete Hilfestellungen zu erbringen.

Es stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, wie die Bildung von nur wegen eines Projektes geschaffenen Gruppen und die Entstehung von Fehlinterpretationen hinsichtlich der vom Projekt zu erbringenden Leistungen vermieden werden kann. Nach Ansicht des Verfasser bestehen folgende Möglichkeiten:

· Das Projektpersonal setzt die Kontaktaufnahme mit Berufssparten permanent fort und reduziert gleichzeitig den Kontakt zu inaktiven und in einer Nehmerhaltung verharrenden Gruppen. Durch diesen Prozeß können die tatkräftigsten und den Projektansatz am besten verstehenden Gruppen ausgewählt werden.

· Die Erfahrungen von zahlreichen partizipativen Projekten belegen die These, daß Frauen besser untereinander kooperieren und häufiger bereit sind, eigene Ressourcen für ein gemeinsam angestrebtes Ziel einzusetzen. Sie fallen durch eine geringere Nehmerhaltung auf und sind eher dazu bereit, einen langwierigen und schwierigen Selbsthilfeprozeß zu durchlaufen.
 Es scheint daher angezeigt, den Frauenanteil in diesem Projekttyp auf über 50% anzuheben. 

· Es bietet sich zudem an, zunächst bewußt auf die Gründung von formellen Verbänden zu verzichten. Gemäß dieser Strategie konzentriert sich die Zusammenarbeit in den ersten Jahren auf mit dem Projekt kooperierende informelle Gruppen und auf die Kooperation mit bereits bestehenden Verbänden. Alle Organisationen werden mit einem nachfrageorientierten Modulsystems in Aspekten der Verbandsarbeit trainiert. Die eigenständige Durchführung von zahlreichen konkreten Aktionen und die Erstellung von Arbeitsplänen zur Vertretung der Interessen der Mitglieder ist eine Voraussetzung für eine Beratung hinsichtlich der Formalisierung der Gruppe. Auf diese Weise kann verhindert werden, daß wenig dynamische Gruppen vorschnell zur Bildung eines formellen Verbandes mit geringen Chancen des nachhaltigen Bestandes angeregt werden.

Lessons learnt: Auswahl von Gruppen und Unterstützung bei der Organisationsbildung

Hinsichtlich der Auswahl von Gruppen und der Unterstützung bei der Organisationsbildung lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Armutsminderung kann vor allem dann erreicht werden, wenn Kleingewerbetreibende mit einer gewissen Chance auf den lokalen Märkten gefördert werden. Die Rentabilität der Produktion und Absatzchancen sollten bei der mit den Zielgruppen durchgeführten Analysen einen hohen Stellenwert einnehmen.

· Nur durch intensiven Kontakt mit der Basis kann sichergestellt werden, das die ausgewählten Gruppen und Verbände das Vertrauen der Betroffenen genießen und als legitime Vertreter des Sektors gelten können. Der Arbeit auf der Mesoebene sollte daher immer ein intensiver Dialog mit den Betroffenen auf der Mikroebene vorausgehen.

· Nach der Kontaktaufnahme auf der Mirkoebenen können in einem andauernden Prozeß die tatkräftigsten Gruppen ausgewählt und nach der Qualifizierung von Mitgliedern zur Verbandsbildung angeregt werden.

· Der intensive Kontakt mit den Betroffenen kann zudem zu einer Verminderung des vor allem in Afrika weit verbreiteten Klientelismus und des damit einhergehenden Opportunismus gegenüber den von Projekten verfolgten Strategien beitragen.

· Bei der Zusammenarbeit mit Verbänden und Gruppen sind quantitative Vorgaben (minimale und maximale Anzahl der Mitglieder, Anzahl der mit dem Projekt kooperierenden Verbände und Gruppen) wenig sinnvoll.

· Beim Ansatz auf Mesoebene ist zudem sicherzustellen, daß die kooperierenden Gruppen und Verbände das gesamte Spektrum des zu fördernden Sektors abdecken.

4. Auswahl von Beiratsmitgliedern und Gründung der Beiräte

Die Beiräte bestanden aus Repräsentanten und Repräsentantinnen von Ministerien, NROs, EZ-Organisationen, Finanzinstitutionen und weiteren VertreterInnen der Privatwirtschaft. Das Hauptkriterium für die Auswahl der Beiratsmitglieder war ihre Vertrautheit mit und Erfahrung in dem IS und Kleingewerbe.

Gemäß ihrer Aufgabenbeschreibung sollen die Beiratsmitglieder:

· Sich alle zwei bis drei Monate treffen um den Projektfortschritt gemeinsam zu analysieren und um den Projektmitarbeitern Ratschläge zu erteilen;

· Der NPC helfen ihre Aufgaben zu erfüllen, vor allem um Informationen über finanzielle Ressourcen und über andere Organisationen die zu Problemlösungen beitragen können auszutauschen und um die NPC mit diesen Stellen in Kontakt zu bringen;

· Die ECA über alle Ereignisse informieren, die den Projektverlauf beeinflussen können und sie hinsichtlich zu unternehmender Maßnahmen beraten;

· Der NPC helfen, Regierungs- und NRO-VertreterInnen für das Vorhaben zu sensibilisieren;

· Den eigenen Organisationen die im Kontakt mit dem Projekt gewonnenen Informationen mitteilen;

· Der NPC helfen den Nationalen Workshop vorzubereiten.

In Ghana umfaßte der Beirat den Direktor der offiziell für KGF zuständigen nationalen Institution (National Board for Small Scale Industries), einen Repräsentanten des Ministeriums für Finanzen und ökonomische Planung, einen Mitarbeiter der Bank of Ghana sowie zwei weiteren Vertretern von Banken, zwei Mitarbeitern halbstaatlicher Organisationen, einem Mitglied einer ghanaischen NRO sowie einem privaten Geschäftsmann. Der Beirat in Ghana traf sich insgesamt fünfmal, wobei zwei dieser treffen gemeinsam mit dem die Arbeitsgruppen koordinierenden Organ (Steering Committee) durchgeführt wurde. Mit Mitgliedern dieses Organs bestanden zudem persönliche Kontakte, bei denen über Finanzierung, Vernetzung, Fortbildungsmaßnahmen und Steuergesetzgebung diskutiert wurde. Diese Kontakte werden vom damaligen Projektkoordinator als nützlich und sachdienlich beschrieben. Sie hätten bei Kleingewerbetreibenden bestehende Vorurteile über am IS angeblich desinteressierte Autoritäten revidiert. Kleingewerbetreibenden sei klar geworden, daß ernsthaftes Interesse an der Entwicklung des Sektors bestehe und zahlreiche Personen engagiert an dieser Entwicklung mitarbeiten.

In Côte d’Ivoire bestand der Beirat beim ersten Treffen aus fünf Vertretern und Vertreterinnen von Ministerien (Ministerium für Frauenangelegenheiten, Ministerium für Innere Angelegenheiten, Ministerium für ökonomische Planung und Finanzen, Ministerium für Industrie und Handel, Ministerium für Arbeit), zwei Vertretern der Friedrich Naumann Stiftung, einem Vertreter einer international tätigen Bank (BIAO-CI), zwei Mitarbeitern einer lokalen NRO sowie Repräsentanten von UNDP, ILO und der Weltbank.

In Äthiopien konstituierte sich der Beirat aus Vertretern und Vertreterinnen von Ministerien und deren regionalen und lokalen Vertretungen (Ministry of Trade and Industry; Trade, Industry and Tourism Bureaus; Ministry of Labour and Social Affairs, , Labour and Social Affairs Brutto; Finance Bureau of Regional Administration; Ministry of Work and Urban Development). Vertreten waren zudem das GTZ Büro in Addis Abeba, zwei Kammern, eine parastaatliche Agentur zur Förderung des Handwerks und der Kleinindustrie, zwei Banken, zwei Frauenverbände sowie eine lokalen NRO zur Förderung partizipativer Ansätze in Äthiopien.

In Sambia nahmen an den ersten Beiratssitzungen 5 Vertreter und Vertreterinnen von Ministerien, (Local Government and Housing, Ministry of Community Development and Social Service, Ministry of Commerce, trade and Industry and its Department of Technical Education and Vocational Training and the Ministry of Labour and Social Security), drei Vorstandsmitglieder von nationalen Banken, zwei Vertreter von ökonomisch orientierten Verbänden, ein Mitglied einer Kammer, zwei Repräsentantinnen von Frauenverbänden sowie zwei Mitarbeiter von Entwicklungshilfsvorhaben (GTZ; UNIDO) teil.

Lessons learnt: Auswahl von Beiratsmitgliedern und Gründung der Beiräte

An der oben aufgelisteten Auswahl der Beiratsmitglieder fällt auf,daß

· die Benennung der Beiratsmitglieder durch die ECA von offiziellen Regierungsstellen in Äthiopien akzeptiert wurde. Bei einem anderen GTZ-Projekt zur Förderung von Verbänden und Kammern in Äthiopien, das ebenfalls mit einem Beirat kooperiert, behielt sich die äthiopische Regierung hingegen das Recht vor, zunächst nur Vertreter von Regierungsstellen oder der Regierung nahestehenden Institutionen in den Beirat zu berufen. Privatwirtschaftlich orientierte Verbände waren im Beirat dieses Projektes zunächst nicht vertreten. 

· die unterschiedliche Einflußnahme der äthiopischen Regierung bei der Besetzung der zwei Beiräte kann auf zweierlei Art und Weise erklärt werden. Zum einen ist es möglich, daß eine multilateral arbeitende Organisation mit den in ihr arbeitenden Repräsentanten zahlreicher Länder weniger Probleme hat, bestimmte Wünsche hinsichtlich der Besetzung der Beiräte durchzusetzen. Dies wird im Gegensatz zu bilateraler Zusammenarbeit eventuell in geringerem Ausmaß als Einmischung in Zuständigkeiten der eigenen Regierung empfunden. Zum anderen ist es möglich, daß einem Projekt zur Verbandsberatung mehr Bedeutung als einem Projekt zur Förderung des Informellen Sektors beigemessen wird. 

· in drei der vier Länder Ministerien und deren regionale und lokale Vertretungen der höchste Anteil an Sitzen im Beirat eingeräumt wurde. Da das Projekt auf Rahmenbedingungen Einfluß nehmen will, erscheint dieses Vorgehen als logisch und konsequent und wird für andere Projekte mit ähnlicher Konzeption empfohlen.

· die ehemals sozialistischen Länder Äthiopien und Sambia einen besonders hohen Anteil an Vertretern und Vertreterinnen aus staatlichen und parastaatlichen Institutionen in den Beirat entsandten b.z.w. dafür ausgewählt wurden. Dies ist auf die in diesen Ländern noch wenig herausgebildete Privatwirtschaft und deren Interessensvertretungen zurückzuführen. In Transformationsländern sollten Projektmitarbeiter auf eine ausreichende Vertretung der Privatwirtschaft in den Beiräten besonders achten.

· Frauenverbände und Frauenangelegenheiten vertretende offizielle Stellen zu den Beiratssitzungen eingeladen wurden, die sonstigen Beiratsmitglieder aber fast ausschließlich aus Männern bestanden. Projektmitarbeiter sollten sich für eine paritätischere Besetzung des Gremiums engagieren.

· Entwicklungshilfeorganisationen relativ wenig in den Beiräten vertreten waren. Dies macht Sinn, wenn man die Beiräte als Organe des jeweiligen Landes sieht, und eine zu starke Einmischung in deren Interpretation der Projektarbeit vermeiden will. Es stellt sich dann jedoch die Frage, ob andere Geber ausreichend über das Projektgeschehen informiert werden und Netzwerkbildung erreicht werden kann.

5. Arbeitsweise der Beiräte

Das Projektkonzept sieht keine Beratung der Beiräte vor. Vielmehr sollen die Beiräte selbst Ratschläge erteilen und bei der Projektdurchführung behilflich sein. In der Regel ist dies erst nach einer gewissen Zeit des vertraut werdens mit der Vorgehensweise des Projektes und den Problemen des IS möglich. 

Die Sitzungen der Beirates in der ersten Phase beschränkten sich auf die Vermittlung von Information hinsichtlich der beginnenden Implementierung der Projektarbeit. Die von Beiratsmitglieder eingebrachten Ratschläge bezogen sich zu diesem Zeitpunkt vor allem auf die Zusammensetzung des Beirates und auf administrative Angelegenheiten (Anmerkungen zum Protokoll, Korrektur von Schreibfehlern und inhaltlich unzulänglichen Angaben). 

Die Beiratssitzungen in der ersten Phase scheinen eine eher untergeordnete Rolle gespielt zu haben. Anregungen und Hilfestellungen dieses Organs sind in den Länderabschlußberichten kaum erwähnt. Die Projektdokumente erwecken den Eindruck, daß die Beiräte lediglich über Projektaktivitäten informiert wurden und in einem sehr begrenzten Umfang Ratschläge hinsichtlich einer erhöhten Effizienz von Projektmaßnahmen erteilten. Eine engere Zusammenarbeit zwischen den alle Verbandsrepräsentanten umfassenden Foren (Steering committees) und den Beiräten kam nur ansatzweise zustande.

Über die Ursachen für diese eher spärliche Kooperation können heute, mehr als fünf Jahre nach Projektende, nur noch Vermutungen angestellt werden:

· Die Projektlaufzeit in Phase 1 (Oktober 1992 bis September 1993 in Côte d’Ivoire und Januar 1993 bis November 1993 in Ghana) war wahrscheinlich zu kurz um eine intensive Zusammenarbeit dieses Organs mit Repräsentanten des IS zu ermöglichen. Nach einer Phase des vertraut werdens mit dem Projektansatz konzentrierte man sich bereits auf die Vorbereitung der Nationalen Konferenz.

· Die den Nukleus des Projektes bildenden Verbandsvertreter sind zumindest zum Teil als (Lokal-) Politiker auf Mesoebene anzusehen und könnten eigene Vorstellungen über gewünschte und unerwünschte Kooperation mit bestimmten Autoritäten im Beirat gehabt haben. Dies könnte die Zusammenarbeit mit dem Gremium erschwert haben.

· In ähnlicher Weise könnten Beiratsmitglieder beim Kontakt mit Repräsentanten der Mesoebene eher vorsichtig operiert haben, um eventuell vorhandenem politischen Konfliktpotential aus dem Weg zu gehen.

In der zweiten Projektphase, in der man unmittelbar mit der Mikroebene kooperierte, stellt sich die Situation völlig anders dar. In Sambia finden im Jahr sechs Beiratssitzungen statt. In den ersten Sitzungen wurde über die Rekrutierung der Animatoren, die Erfassung der Kleingewerbetreibenden und über typische Probleme des IS informiert. Die ersten Reaktionen der Beiratsmitglieder bezogen sich auf zu ausführliche Protokolle. Es wurde empfohlen nur die wesentlichsten Entscheidungen des Beirats in das Protokoll zu übernehmen und für bestimmte Sachverhalte einen Anhang des Protokolls zu schaffen. 

Beiratsmitglieder diskutierten in den nächsten Sitzungen die auf einigen Märkten aufgetretenen Probleme. In mehreren Fällen hatten Marktvorsteher den Animatoren das Durchführen von Versammlungen mit Kleingewerbetreibenden untersagt. Die Beiratsmitglieder empfahlen daraufhin, das zuständige Ministerium anzuschreiben das die für Märkte zuständigen lokalen Autoritäten dann zur Kooperation mit dem Projekt auffordern würde. Sie boten der Projektkoordinatorin, die zu diesem Zeitpunkt noch über keinen Computer verfügte, Unterstützung bei Sekretariatsarbeiten an. Beiratsmitglieder bekundeten zudem im zweiten Treffen Interesse, Kleingewerbetreibende in ihren Werkstätten und auf den Märkten zu besuchen. Sieben Mitglieder des Beirates führten solche Besuche durch. Auch mehr als ein Jahr nach Beginn der Projektaktivitäten informieren sich Beiratsmitglieder noch vor Ort über bestehende Probleme, wie z.B. Werkzeugmangel bei Herstellern von Baumaterialien. 

In zunehmendem Maße nimmt der Beirat in Sambia den Charakter eines Netzwerkes an. Beiratsmitglieder erkundigen sich über die erbrachten Leistungen von bestimmten Förderinstitutionen, vermitteln Kontakte zur Lösung von Problemen (z.B. Adressen von Trainingsinstitutionen), erteilen Ratschläge hinsichtlich der besten Vorgehensweise zur Akquisition bestimmter Güter und informieren über bestehende Regierungsinitiativen (z.B. Schaffung von Marktplätzen). Kontakte zu Finanzinstitutionen wie z.B. dem Women Finance Trust of Zambia und der Zambia National Commercial Bank wurden genutzt und Kleingewerbetreibenden Termine bei diesen Organisationen ermöglicht. Die Sitzungen des Beirates machen einen zunehmend engagierteren Eindruck. Die Mitglieder des Organs unterstrichen anläßlich der Nationalen Konferenz ihr Interesse, selbst für die Projektaktivitäten verantwortlich zu werden und sie nach Projektende eigenständig fortzusetzen.

Es ist hingegen bedauerlich, daß der Beirat in Sambia in besonderem Maß vom Thema Kredit und Finanzierung beherrscht wurde. Beiträge zu diesem Thema nahmen einen Großteil der verfügbaren Zeit in Anspruch. Diese einseitige Ausrichtung wird dem kreativen Potential von partizipativen Ansätzen und der notwendigen Suche nach dem Finanzmangel vorgelagerten Problemen (geringe Produktqualität, unzureichendes Marketing, fehlende Diversifizierung etc.) nicht gerecht.

In Äthiopien hatten Teilnehmer des Beirates zunächst einige Verständnisprobleme hinsichtlich der finanziellen Unterstützung von Kleingewerbetreibenden, der Art des Trainings für Animatoren und der Auswahl von Zielgruppen. Vom zweiten Treffen ab wurden konkretere Fragen gestellt. Beiratsmitglieder fragten die Koordinatorin zum Beispiel, ob die aus der Innenstadt von Addis Abeba immer wieder vertriebenen Produzenten und Produzentinnen am Stadtrand überhaupt eine Überlebenschance hätten. Sie diskutierten angeregt über die kontinuierliche Verfolgung von IS-UnternehmerInnen, die in einem Fall zum Tod von drei Händlern führte. Problematisiert wurde zudem die an Kontrollpunkten übliche "Beschlagnahmung" von Gütern und die an diesen Stellen erhobenen "Steuern", die eine klaren rechtliche Grundlage entbehren. Einige Mitglieder des Beirats regten bereits im zweiten Treffen die Schaffung von zu bestimmten Wochentagen bereitstehenden Märkten für IS-UnternehmerInnen an. 

Beiratsmitglieder brachten sich in den folgenden Sitzungen immer engagierter ein, informierten über bestehende Möglichkeiten zur Unterstützung des IS, besuchten Arbeitsgruppen der Kleingewerbetreibenden und hinterfragten gängige Methoden des Umgangs mit dem IS. 

Typische Beiträge betrafen die folgenden Punkte:

· Information über eine von der Regierung geschaffene Finanzinstitution, die besonders Kleinst- und Kleinunternehmen Kredite anbieten will;

· Forderung nach Bereitstellung von Land für Kleingewerbetreibende aus dem IS – die Regierung müsse die Arbeitsbereitschaft dieser Männer und Frauen anerkennen, und sich auch den Armen zuwenden, damit diese produktiv sein können;

· Hinweis darauf, daß UnternehmerInnen im IS durchaus bereit sein, in die Formalität zu wechseln, wenn ihnen nur ein Lebensunterhalt damit möglich sei;

· Information über von der Regierung neu gebaute Häuser für Nahrungsmittelhersteller und -herstellerinnen;

· Information über eine gerade von der Regierung in Auftrag gegebenen Studie über den IS, die zur Formulierung von konkreten politischen Richtlinien beitragen soll;

· Aufforderung KFZ-Mechanikern mehr Aufmerksamkeit zukommen zu lassen. Nur 22 von 307 Unternehmen hätten eine Lizenz. Es seien jedoch alle Unternehmen zur Registrierung bereit, um das erforderliche Land für eine Werkstatt zu erhalten;

· Anregung eine bestimmte regionale Verwaltungsabteilung zu kontaktieren, da diese gerade Kleingewerbetreibenden bei der Registrierung und beim Erwerb von Lizenzen behilflich sei;

· Bereitschaft einer para-staatlichen Organisation beim Entwurf von Prototypen behilflich zu sein;

· Bereitschaft einer staatlichen Stelle für Handel und Tourismus Empfehlungsschreiben für den Erhalt von Krediten auszustellen;

· Problematisierung der im äthiopischen Recht unzulänglich verankerten Möglichkeit Interessensverbände unterschiedlichen Typs zu bilden.

Die oben aufgelisteten Punkte sprechen eine Vielzahl von interessanten Themen an. In einigen Fällen ist der unmittelbare Zusammenhang mit einer möglichen Einwirkung auf Rahmenbedingungen unübersehbar. Dies ist vor allem bei der Problematisierung der im äthiopischen Recht unzulänglich verankerten Möglichkeit Interessensverbände unterschiedlichen Typs zu bilden und bei der Information über eine gerade von der Regierung in Auftrag gegebenen Studie über den IS, die zur Formulierung von konkreten politischen Richtlinien beitragen soll, der Fall.

Es konnte bei der Analyse der folgenden Projektfortschrittsberichte nicht immer der Eindruck gewonnen werden, daß diese interessanten Themen systematisch weiterverfolgt wurden. Bei der Anwendung des Projektansatzes in anderen Bereichen ist auf ein sorgfältiges Monitoring und eine entsprechende Vorbereitung von folgenden Beiratssitzungen zu achten. Beiträge, die auf eine Chance zur Modifizierung von bestehenden Rahmenbedingungen beinhalten, sollten sorgfältig analysiert werden. Gegebenenfalls sind Arbeitsgruppen zur Operationalisierung der in den Sitzungen gemachten Vorschläge sinnvoll. 

Ein solches Vorgehen kann allerdings nur erfolgen, wenn das Projekt über entsprechende Ressourcen verfügt. Da die finanziellen und humanen Ressourcen kaum zur Bewältigung der prioritären Aufgaben ausreichen, ist dies im untersuchten Projekt nicht der Fall. Projekte ähnlichen Typs sollten in Zukunft über einen besser ausgestatteten Fonds für den Einsatz von lokalen Beratern und Moderatoren verfügen. Die lokalen Kräfte können eingesetzt werden, wenn die Arbeit in den Beiräten konkrete Ansatzpunkte zur Modifizierung bestehender Regelungen erkennen läßt. Sie sollten in diesem Fall den entsprechenden Punkt ausführlich analysieren, den Handlungsspielraum in Interviews mit Entscheidungsträgern ausloten und unterschiedliche Lösungsansätze vorschlagen. Die Ergebnisse ihrer Arbeit könnten dann im Beirat präsentiert und weiterentwickelt werden.

Die Projekte sollten zudem Spezialisten in der Erstellung von juristischen Texten anfordern können. Die Bereitschaft bestimmter Stellen zur Modifizierung bestehender Regelungen nimmt vermutlich zu, wenn ihnen ein Teil der Arbeit durch konkrete Beratung und eventuell sogar durch die Erstellung eines Entwurf des zu modifizierenden Textes abgenommen wird.

Lessons learnt: Arbeitsweise der Beiräte

Hinsichtlich der Arbeitsweise der Beiräte lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Die Arbeitsweise der Beiräte war insgesamt betrachtet erfolgversprechend. Die Einrichtung von Beiräten wird für Projekte ähnlichen Typs ausdrücklich empfohlen.

· Beiratsmitglieder brauchen eine gewisse Zeit, um die Probleme der Zielgruppen kennenzulernen und mit der Arbeitsweise des Gremiums vertraut zu werden. Die den Ansatz anwendenden Projekte sollten daher über einen Zeitraum von mehreren Jahren implementiert werden.

· Im Beirat gemachte Äußerungen und Anregungen, die Rahmenbedingungen des geförderten Sektors betreffen, und Chancen auf deren Modifizierung beinhalten, sollten besonders intensiv weiterverfolgt werden. Bei besonders interessanten Themen empfiehlt sich die Bildung von Arbeitsgruppen, die Optionen für eine Neugestaltung der Rahmenbedingungen erabeiten, und diese anschließend im Beirat diskutieren.

· Es ist empfehlenswert, Rahmenbedingungen betreffende Themen im M&E-System des Projekts festzuhalten und weiterzuverfolgen.

· Fonds für Moderatoren und Kurzzeitberater können den nachfrageorientierten Einsatz von Fachkräften ermöglichen. Die Fachkräfte sind vor allem dann einzusetzen, wenn Diskussionen im Beirat Rahmenbedingungen betreffen und zíelgerichtet auf deren Neugestaltung hingewirkt werden kann.

· Beiratsmitglieder können die Alltagsrealität der Zielgruppen besonders gut durch Werkstatt- und Marktbesuche kennenlernen. Es ist empfehlenswert, sie zu solchen Besuchen einzuladen und hierbei den Zielgruppen eine Möglichkeit zur Eigendarstellung ihrer Probleme zu geben.

6. Beratung von Gruppen und Verbänden

Gemäß dem methodischen Ansatz bildeten die ausgewählten Verbände in der ersten Projektphase ein Forum und identifizierten prioritäre Probleme des Sektors. Anschließend wurden Lösungsstrategien diskutiert und entsprechende Aktionen vorbereitet. Die anvisierten Lösungsstrategien sollten danach mit an anderen Orten gemachten Erfahrungen abgeglichen werden.

Man verspricht sich von dieser Vorgehensweise vier Wirkungsbereiche: 

„The process is expected to generate four sets of activities: it should

· bring together informal sector and NGO/PVO representatives to exchange experiences, to define problems, to brainstorm on solutions, to figure out mesures to be taken and to reflect on the actions‘ outcome (this takes place in comittee and sub-group meetings);

· lead to actions based on prior deliberations, aiming at the improvement of the sector’s working conditions or at the solution of specific problems (this is done by the participants of the committees, who all represent organisations),

· involve administrative staff and decision makers of both private (e.g. Commercial Banks) and governmental organisations thus exposing them to detailed information on the informal sector and its working conditions, creating awareness and conscientization and exerting slightly some political pressure (this is again implemented by members of the committees);

· in the end reinforce the negotiating power of the private sector, enhance its role as master of its own destiny, improve the access of the informal sector to the enabling environment, now better adapted to the needs of small businesses, and result in overall socio-economic development of the small business sector and hence of the society and economy as a whole.“

(ECA: Promotion of the Informal Sector for Development in Africa. Phase 1.

Methodological Approach. Addis Ababa 1992)

Wie bereits erwähnt (vgl. Kapitel 3), gehörten in Ghana 35 RepräsentantInnen von 30 Verbänden zu den wichtigsten Partnern des Projektes. In Côte d’Ivoire waren es 40 VertreterInnen von zehn Organisationen. Diese Kerngruppen trafen sich alle zwei Monate im Steering Committee (b.z.w. Forum). Das Steering Committee war verantwortlich für die Koodinierung der Projektaktivitäten. Es wählte die näher zu untersuchenden Probleme aus und traf Entscheidungen hinsichtlich der Vorgehensweise bei der Analyse dieser Probleme. 

Das Steering Committee gründete zudem Arbeitsgruppen und benannte die in ihnen tätigen MitarbeiterInnen. In Ghana waren 75 Kleingewerbetreibende in Arbeitsgruppen organisiert. Sie trafen sich jeweils 16 mal. 

Die Arbeitsgruppen befassten sich mit folgenden Themen:

· Mobilisierung von Finanzen und Zugang zu Kredit;

· Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz;

· Möglichkeiten für Bildung und Training;

· Netzwerkbildung und Kooperation von IS-Verbänden;

· Management Probleme;

· Hindernisse bei der Produktion;

· Absatzmärkte;

· Sektorpolitik der Regierung.

In Côte d’Ivoire befaßten sich die Mitglieder der Arbeitsgruppen mit den Problemen:

· Zugang zu Finanzierung;

· Rahmenbedingungen;

· Training-Information- Management;

· Produktion und Absatz;

· Mangel an Organisation.

Das Steering Committee und die Arbeitsgruppen wurden vom National Project Coordinator (NPC) beraten. Den NPCs kam die Aufgabe zu, als Katalysatoren des von den Kleingewerbetreibenden selbst initiierten Prozesses zu wirken. Sie boten eine Plattform für die UnernehmerInnen an, damit diese ihre Probleme eigenständig definieren und analysieren können. Sie unterstützten die Zielgruppen bei der Entwicklung von Lösungsstrategien und deren Implementierung und verwiesen auf an anderen Orten gemachte Erfahrungen. Im Bedarfsfall konnten sie die Arbeit der Kleingewerbetreibenden durch die Einstellung von lokalen Kurzzeitexperten unterstützen. Die NPCs sorgten zudem dafür, daß die Arbeitsergebnisse der unterschiedlichen Komitees und Gruppen dokumentiert und für eine abschließende Präsentation auf der Nationalen Konferenz aufbereitet wurden. Sie wurden bei ihrer Arbeit von der ECA und von dem sie regelmäßig besuchenden CTA unterstützt. 

Die Beratung der Gruppen in der zweiten Projektphase folgte dem methodischen Ansatz der Aktionsforschungsmethode, bei dem die Betroffenen selbst zur eigenständigen Identifizierung ihrer Probleme, zu deren Analyse und zur Einleitung von Selbsthilfemaßnahmen befähigt werden. 

In Sambia und Äthiopien ging man wie folgt vor:

· Beschreibung und Erfassung der ausgeübten Berufe;

· Identifizierung von Problemen die bei der Ausübung des Berufes auftreten;

· Anordnung der Probleme zu Problembereichen (clustering);

· Bildung von Prioritäten;

· Diskussion der wesentlichen Ursachen der prioritären Probleme;

· Erstellung von Aktionsplänen zur Durchführung von Selbsthilfemaßnahmen;

· Implementierung der Aktionspläne.

Die Hilfestellungen des Projektes beziehen sich auf die von den Gruppen selbst benannten prioritären Bereiche. Sie beinhalten nur in den seltensten Fällen Subventionen. In der Regel werden die Kleingewerbetreibenden dabei unterstützt durch Eigeninitiative lokal vorhandene Ressourcen zu erschließen und bei Institutionen ihre Interessen zu vertreten. 

Am Beispiel Äthiopiens lassen sich entsprechende Hilfsmaßnahmen der Projekte verdeutlichen. Die Hilfsmaßnahmen umfaßten u.a.:

· Versendung von Briefen an Regierungsstellen, privatwirtschaftlichen Organisationen, EZ-Institutionen und NROs. Diese Briefe wurden vor allem hinsichtlich des mangelnden Raumes für Produktion und Absatz und der bestehenden Probleme bei der Rohmaterialversorgung verfaßt;

· Beauftragung von lokalen Experten, die die KleinunternehmerInnen bei der Analyse von bestimmten Problemen (z.B. Landfrage) berät;

· Unterstützung der Teilnahme von Kleingewerbetreibenden an Messen (z.B. Global Women Entrepreneur Trade Fair and Investment Forum), Beiratssitzungen, Seminaren etc.;

· Animation zu sparen, um gemeinsam Rohmaterialien in großer Menge erstehen und um die von Kreditprogrammen geforderten Eigenanteile aufbringen zu können (80% der vom Projekt betreuten Gruppen folgten dieser Aufforderung). 

· Unterstützung der vertraglich festgelegten Zusammenarbeit mit größeren Unternehmen (business linkages);

· Unterstützung bei der Bildung von Gruppen und Organisationen (zehn Gruppen gründeten Service-Kooperativen, die ihnen den Zugang zu Land, Rohmaterialien und anderen Ressourcen erleichtern; Leimhersteller schlossen sich zwecks gemeinsamer Rohmaterialbeschaffung zusammen etc.);

· Durchführung von mit Eigenbeiträgen der UnternehmerInnen unterstützten Aus- und Fortbildungsmaßnahmen (z.B. Langzeitfortbildung für Töpfer, Qualifizierung von Schmieden zur Herstellung von Agrargeräten, Kurse in Buchführung und Kreditmanagement etc.);

· Hilfestellung bei technischen Problemen (z.B. Vermittlung einer Pelletierungsmaschine, Ermöglichung der gemeinsamen Nutzung von Spezialwerkzeugen, Vermittlung von Spezialöfen für Nahrungsmittelverarbeiterinnen);

· Beratung bei der Erstellung von Kreditanträgen und Vermittlung an Dritte.

In Sambia wurden ähnliche Hilfsmaßnahmen wie z.B. Anregung zur Bildung von Verbänden, Unterstützung bei der Suche nach Rohmaterialien und Hilfe bei der Kontaktaufnahme mit anderen Förderstrukturen durchgeführt. Eine besonders starke Betonung lag auf der Beantragung von Krediten. Die Beratung des Projektes resultierte in der Einreichung von 16 Projektanträgen und zu Sparaktivitäten eines Teils der betreuten UnternehmerInnen (im Februar 1998 sparten 14% aller betreuten Kleingewerbetreibenden). Es wurden zudem Kontakte mit Kleinstkredite vergebenden Institutionen hergestellt. Bis zum National Workshop hatten 366 KleinunternehmerInnen (117 Frauen) an Betriebsführungskursen teilgenommen. Alleine in einem Quartal (4-7/98) konnten 7 technische Fortbildungskurse durchgeführt werden. Im folgenden Quartal nahmen 6 Gruppen an entsprechenden Ausbildungsmaßnahmen teil.

Lessons learnt: Beratung von Gruppen und Verbänden

Hinsichtlich der Beratung von Gruppen und Verbänden lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Die in der ersten Phase von Verbandsvertretern weitgehend eigenständig durchgeführten Analysen führten zu einem dynamischen Selbsthilfeprozeß, und zu zunehmendem "ownership" bei den Betroffenen. Die eher zurückhaltende Beratung durch das Projekt und die Betonung der bei den Kleingewerbeverbänden selbst vorhandenen Potentiale zeigte äußerst positive Wirkungen.

· Bei der direkten Zusammenarbeit mit den Zielgruppen (zweite Projektphase) wurden Projektmitarbeiter mit Forderungen nach konkreten Hilfsmaßnahmen konfrontiert. Kreativität und intensive Schulung in der Anwendung von partizipativen Methoden sind eine Voraussetzung für die Ingangsetzung und Aufrechterhaltung eines Selbsthilfeprozesses an der Basis.

· Da sowohl die Beherrschung partizipativer Methoden als auch Kreativität in hohem Maß von Mentalität und Persönlichkeitsmerkmalen der lokal eingesetzten Fachkräfte (lokale Projektleiter und im "Feld" arbeitende Animatoren) abhängt, kommt der Personalauswahl höchste Bedeutung zu. 

7. Vernetzung der ZielgruppenvertreterInnen mit den Beiräten

In der ersten Projektphase waren Vertreter von Verbänden die wichtigsten Partner des Projektes. Wie bereits beschrieben, trafen sich diese Vertreter im Steering Committee und in Arbeitsgruppen. Sie analysierten hier ihre wichtigsten Probleme und erarbeiteten Konzepte zu deren Verbesserung. Beiratsmitglieder begleiteten diesen Prozeß, gaben Ratschläge, verwiesen auf bereits existierende Studien und informierten über bestehende Initiativen zur Förderung des KG-Sektors. Sie nahmen an mehreren Sitzungen des Steering Committee teil und kommentierten die Resultate der Arbeitsgruppen. 

In Côte d’Ivoire wurden die Arbeitsgruppen bei folgenden Aktivitäten unterstützt und begleitet:

· Erstellung von Satzungen für Verbände und Entwurf von legislativen Regelungen für den Dachverband Fédération pour le Développement du Secteur Informel (FEDESI), den Kredit und Sparfonds Fonds Mutuel de Développement du Secteur Informel (FMDSI) und den Fonds für soziale Sicherheit Fonds de Sécurité Sociale (FSS);

· Durchführung einer Kampagne zur Erfassung des Sektors;

· Kontaktierung von potentiellen Partnern und Förderinstitutionen;

· Erstellung eines Projektvorschlags für ein angepaßtes Kredit- und Sparsystem

In Ghana konzentrierte sich die Kooperation mit dem Beirat auf die Resultate der fünf Arbeitsgruppen (AG):

· Die AG Finanzen erstellte Empfehlungen hinsichtlich finanziellen Managements, Einreichung von Kreditanträgen, Gründung von Kreditverbänden, Verwaltung von Bankkonten, Ersparnisbildung und Vertretung von Verbänden in Gremien von Finanzinstitutionen.

· Die AG Arbeitssicherheit und Gesundheit identifizierte die wesentlichen Ursachen für Arbeitsunfälle, übte Kritik an den bestehenden Regelungen und regte die Schaffung eines entsprechendes Versicherungssystem an.

· Die AG Netzwerkbildung entwarf eine neue Satzung für den Verband Association of Small Scale Industries (ASSI), erarbeitete einen Projektvorschlag für Managementtraining und stellte Kontakte zu anderen Verbänden her.

· Die AG Bildung und Erziehung arbeitete an einem Fortbildungskonzept für Kleinst- und KleinunternehmerInnen und kontaktierte Trainingsinstitutionen.

· Die AG zur Sektorpolitik der Regierung fomulierte Empfehlungen hinsichtlich Steuerbefreiungen und gerechteren Gebühren und Abgaben. Sie regte zudem eine verstärkte Produktförderung durch Messen und Ausstellungen und die Einrichtung einer Stelle für Qualitätskontrolle an. Die AG kritisierte die Arbeitsweise des National Board of Small Scale Industries (NBSSI) und regte entsprechenden Verbesserungen an.

In Sambia waren Beiratsmitglieder wiederholt an einem unmittelbaren Kontakt mit Kleingewerbetreibenden interessiert. Mehr als 50% der Beiratsmitglieder unternahmen wiederholt Werkstattbesuche und diskutierten auf Märkten mit IS-Gruppen. Diese Besuche standen in mehreren Fällen in konkreten Zusammenhang mit einem im Beirat diskutierten Problem, wie z.B. Produktionshindernisse bei Herstellern von Baumaterialien oder Schwierigkeiten beim Absatz wegen unzureichender Produktqualität und Übersättigung der Märkte. 

Bei der fünften Beiratssitzung im großen Konferenzraum der ECA in Äthiopien präsentierten zahlreiche KleinunternehmerInnen ihre Produkte und sprachen über ihre Probleme. Dies stellte ein absolutes Novum in der Arbeit der ECA dar und löste bei den Beiratsteilnehmern tiefe Betroffenheit aus. Bei der siebten Beiratssitzung präsentierten Repräsentanten von 4 IS-Gruppen ihre Arbeitspläne und luden Beiratsmitglieder zu Werkstattbesuchen ein. Im darauf folgenden Treffen nahmen Beiratsmitglieder an der Generalversammlung der IS-UnternehmerInnen teil. Die Kleingewerbetreibenden wandten sich zudem bei drei weiteren Seminaren und Symposien an die Öffentlichkeit und zwar bei einer vom Micro and Small Enterprise Development Programme veranstalteten Versammlung im Juli 1997, bei einem von der Addis Ababa Private Industries Associations einberufenen Symposium im Oktober 1997 und bei einem vom Region 14 Trade, Industry and Tourism Bureau veranstalteten Symposium im Januar 1998.

Lessons learnt: Vernetzung der ZielgruppenvertreterInnen mit den Beiräten

Hinsichtlich der Vernetzung der ZielgruppenvertreterInnen mit den Beiräten lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Bei den Beiratssitzungen eingebrachte Eigenbeiträge der Zielgruppen (Vorträge, Sketche, Rollenspiele...) erzeugten bei Beiratsmitgliedern tiefe Betroffenheit über die Lebensumstände und die Armut der Kleingewerbetreibenden. Sie waren anschließend zu einem höheren Engagement bereit und gingen engere Kontakte mit den Betroffenen ein

· Intensivere Kontakte zwischen ZielgruppenvertreterInnen und Beiratsmitgliedern sind erst nach einer längeren Einarbeitungszeit zu erwarten. Die Implemetierungsdauer von ca. 11 Monaten in der ersten Projektphase reichte für die Etablierung von engeren Kontakten nicht aus.

· Werkstatt- und Marktbesuche haben sich als geeignetes Instrument für die zunehmende Verknüpfung von Beiratsmitgliedern mit den Zielgruppen erwiesen (siehe auch Kapitel 5: Arbeitsweise der Beiräte).

8. Ursachen für Hindernisse bei der Kooperation mit Zielgruppen 
In der ersten Projektphase bestanden einige Probleme bei der Kooperation mit Verbänden und Gruppen. Sie lassen sich für Côte d’Ivoire und Ghana wie folgt zusammenfassen:

· Die Projektkonzeption sieht ausschließlich die Zusammenarbeit mit UnternehmerInnen des IS vor. Die vom Projekt angesprochenen Verbände betreuten jedoch fast immer auch Zielgruppen, die der von der ECA erstellten Definition nicht entsprachen. Diese Diskrepanz sorgte für Diskussionen und Mißverständnisse. Die Probleme wurden durch eine für die praktische Arbeit kaum praktikable Definition der Zielgruppen hervorgerufen. Fast alle kooperierenden Verbände beherbergen neben IS-UnternehmerInnen auch registrierte Kleingewerbetreibende. Eine ausschließliche Konzentration auf die in den Projektdokumenten genannte Zielgruppen war kaum möglich. Man beschloß daher, den Begriff "Informeller Sektor" mit "Kleinst- und Kleingewerbe" (micro and small enterprises) gleichzusetzen.
· In Côte d’Ivoire war die Kammer der Kleinstbetriebe nicht kooperativ. Da sie zu den Partnern des Projektes gehörte, sorgte ihre Zurückhaltung für Mißverständnisse und Spannungen. Die Kammer sah das Steering Committee vermutlich als potentielle Konkurrenz an und befürchtete eine Abwanderung eigener Mitglieder. Die auf Projektaktivitäten zurückzuführende Gründung des Dachverbandes FEDESI zeigt, daß diese Befürchtung nicht völlig unberechtigt war.

· Die Verbandsvertreter erhielten keine Vergütung für die in den Gruppen und Komitees geleistete Arbeit. Ihnen entstanden aber Kosten für Transport und Kommunikation. Diese Ausgaben wurden bei zunehmender Intensität der Arbeit nicht mehr vom Projekt zurückerstattet. Einige Vertreter konnten den Verdienstausfall und die zusätzlichen Kosten nicht kompensieren, und stellten die Zusammenarbeit mit dem Projekt ein (in Ghana nahm die Anzahl der Teilnehmer des Steering Committee im Projektverlauf von 35 auf 25 Personen ab). Nach Ansicht des Verfassers hätte das Projekt den Verbandsmitglieder zumindest die Transport- und Kommunikationskosten vollständig erstatten sollen. Hierfür war durchaus die Bereitschaft, nicht aber das erforderliche Budget vorhanden. Der Umfang der Aktivitäten in Arbeitsgruppen und im Steering Committee wurde bei der Planung eindeutig unterschätzt.

· Die in Arbeitsgruppen tätigen Kleingewerbetreibenden zeigten gute Fähigkeiten bei der Darstellung von bestehenden Problemen. Bei der Analyse der Probleme und der Ableitung von Lösungsstrategien waren sie hingegen zuweilen überfordert und formulierten unrealistische und unlogische Empfehlungen. Sie hätten bei ihrer Arbeit vermutlich intensiver beraten werden müssen. Ein hoher Beratungs- und Moderationsaufwand sollte bei zukünftigen Maßnahmen miteingeplant werden.

· Kleingewerbetreibende an der Basis und unbeteiligte Dritte zeigten sich über die Vorgehensweise des Projektes wenig informiert. Fehlinterpretationen führten zu mangelnder Akzeptanz der Maßnahmen und zur stereotypen Forderung nach konkreten Sachleistungen. Die Öffentlichkeitsarbeit des Projektes erwies sich als unzureichend, hätte allerdings angesichts der äußerst limitierten Mittel kaum ausgebaut werden können. Auch in diesem Fall ist es durchaus sinnvoll, die beabsichtigten Wirkung (Breitenwirksamkeit und hohe Akzeptanz des Ansatzes) durch ein entsprechendes Budget sicherzustellen.

In der zweiten Projektphase ergaben sich im direkten Kontakt mit Kleingewerbetreibenden andere Schwierigkeiten. UnternehmerInnen des IS sind äußerst mißtrauisch gegenüber staatlichen Institutionen. Ein Vertreter des IS in Äthiopien wies darauf hin, daß zu Beginn der Projektaktivitäten einige UnternehmerInnen die Animatoren für Regierungsangestellte oder Steuerbeamten gehalten habe. Da sie sich entdeckt fühlten, seien einige Unternehmen sogar umgezogen. Dieses Mißverständnis ist ein typisches und auch in anderen IS-Vorhaben auftretendes Problem. Es ist kaum zu umgehen und gehört vermutlich zu den einzukalkulierenden Risiken.

Im weiteren Verlauf der Projektimplementierung bestand das wesentlichste Problem in der Nehmermentalität einiger Kleingewerbetreibenden. Ein Teil der kontaktierten UnternehmerInnen erwarten von einem Projekt konkrete Hilfsleistungen in Form von Subventionen und Sachmitteln. Sie sehen keinen Sinn in Organisationsarbeit, da der hier zu erreichenden Nutzen nach ihrem Verständnis in keinem Verhältnis zu den bei Geldgebern gratis zu erwerbenden Gütern steht. Die diese Auffassung teilenden Personen konzentrieren ihre Anstrengung darauf, sich bei potentiellen Gebern in Szene zu setzen um Zugang zu den entsprechenden Hilfsleistungen zu erhalten. Bedauerlicherweise ist ein nicht unerheblicher Teil dieses Unternehmertyps in Verbänden und NROs zu finden, da sie hier am schnellsten Zugang zu den von EZ-Institutionen angebotenen Leistungen erhalten. 

Es ist daher wichtig, dynamische Verbände mit engagierten und von der Basis getragenen Repräsentanten auszuwählen. Solche Verbände können wohl nur in den seltensten Fällen sofort bei Projektprüfungen identifiziert werden. Es ist sinnvoller die Verbände erst im Laufe einer Orientierungsphase und in engem Kontakt mit Kleingewerbetreibenden an der Basis auszuwählen. Sollte die Durchführung einer Orientierungsphase nicht möglich sein, wird eine intensive Verknüpfung der an Mesoebene ansetzenden Projekte mit der Basis empfohlen. Hierfür sind "Feedback" Sitzungen durchzuführen, die einfache Mitglieder über die in den Verbänden ablaufenden Prozesse ausführlich und regelmäßig informieren. Da die meisten Verbände solche Veranstaltungen mit eigenen Mitteln nur selten durchführen können, ist auch in diesem Fall die Bereitstellung eines entsprechenden Unterstützungsfonds erforderlich.

Vom Projekt betreute UnternehmerInnen werden durch fragwürdige Aktionen anderer EZ-Organisationen immer wieder in ihrer Nehmerhaltung bestätigt. Hersteller von Baumaterialien wurden in Sambia z.B. von einem food for work Programm unterstützt. Dieses Projekt kaufte ihnen bearbeitete Steine ab. Die UnternehmerInnen fordern die sie besuchenden Animatoren daraufhin auf, diese Maßnahme ebenfalls durchzuführen und zeigen sich wenig flexibel bei der Diskussion anderer Lösungsmöglichkeiten für ihre Probleme. In ähnlicher Form beschwerten sich Lederverarbeiter in Äthiopien über den immer noch nicht freigegebenen micro project fund. SchneiderInnen meinten, daß die Registrierung als Servicekooperative ihnen noch keinen finanziellen Nutzen gebracht hätte. 

Der äthiopische Sprecher des IS betonte auf seiner Ansprache auf der Nationalen Konferenz, daß die Kleingewerbetreibenden mit reiner Nehmermentalität in der Minderheit seien und daß es ihnen nicht gelungen sei an Selbsthilfe interessierte Vertreter des IS an der Organisierung zu hindern. Er lobte ausdrücklich die Leistungen des Projektes und unterstrich die Fortschritte, die alle mit dem IS-Projekt kooperierenden UnternehmerInnen in bezug auf analytische Fähigkeiten, Problemlösungsstrategien, betriebswirtschaftliche Kenntnisse und Organisationswissen gemacht hätten. 

Gleichzeitig zeigt auch er sich unzufrieden mit den konkreten Hilfeleistungen und beklagt die unzureichende Unterstützung durch die Regierung und durch andere Partner:

„However, with regard to the basic problems of production and marketing space as well as the problem of credit we would say that much has not been achieved. We do not want to deny that a negligible number of groups has found temporary solutions in regard to office space and one group a piece of land for production purposes. Considering the immensity of our problems the door to the solutions does not seem to be wide open yet. We therefore strongly believe that beside efforts of the groups and the project, direct involvement of the government in making tangible policy support is necessary. In this regard we put our trust in our government and other development partners....

We consider the government a wise father who is sending his kids to a kindergarten. In our two years stay in this kindergarten we have grown through a close facilitation assistance and are ready to graduate. Now, please consider us as being ready to enter a higher level of school in the improved world of production and business activities.“

Sprecher des IS bei dem National Workshop in Äthiopien. 

Auszug aus dem Dokument Nr. 7 des National Workshop
Ähnliche Schwierigkeiten traten auch in Sambia auf. In diesem Land wurden die folgenden drei Probleme bei der Kooperation mit Zielgruppen genannt:

· Forderungen von KG-Gruppen, die konkrete Hilfeleistungen wie z.B. die Vergabe von Krediten verlangen;

· Abnehmende Mitgliedschaft in bestimmten Verbänden, da Erwartungen wie z.B. der Erhalt von Krediten für sie nicht erfüllt werden konnten oder bestimmte Gruppenaktivitäten (z.B. gemeinsame Kreditanträge) nicht erwünscht waren;

· Einmischung von staatlichen Autoritäten auf der Ebene der Kommunen, die Aufklärung über die Intentionen des Projektes verlangten und zum Teil die Ausübung der Projektaktivitäten auf Märkten behinderten.

Zur Vorbereitung des National Workshop geführte Gespräche mit Kleingewerbetreibenden ergaben, daß trotz über einjährigem Bestehen der Projektarbeit immer noch bestimmte Fehlinterpretationen des Projektarbeit bestehen. 52% der interviewten Personen gaben an, Gruppentreffen regelmäßig zu besuchen, um zu einem späteren Zeitpunkt eine konkrete finanzielle Hilfe vom Projekt zu erhalten.

Dieses Mißverständnis ist vermutlich auf den in der zweiten Phase vom Projekt verwalteten micro project fund in Höhe von USD 42,000 zurückzuführen, der während der gesamten zweiten Implementierungsphase nicht freigegeben wurde. Dies wurde von den verantwortlichen Stellen mit einer fehlenden Konzeption hinsichtlich der Verwendung der Mittel begründet. Die für das Projekt arbeitenden Animatoren haben mit den Kleingewerbetreibenden insgesamt 16 Projektvorschläge detailliert vorbereitet und dem Kredit Komitee des Beirates eingereicht. Es ist verständlich, daß die viele Monate unbeantwortet bleibenden Kreditanträge zu Verärgerung und Zweifel bei den UnternehmerInnen führen. Bedauerlicherweise ist in Sambia eine etwas einseitig der Erwerb von Krediten als Lösungsansatz für bestehende Probleme propagiert worden. Lange Verzögerungen und begrenzten Zugangsmöglichkeiten zu Krediten führen daher bei diesem Projekt zu erheblichen Verstimmungen. Die Animatoren des Projektes mußten in diesem Zusammenhang Beschimpfungen über sich ergehen lassen. Einige Gruppen verloren die Geduld und distanzierten sich von dem vom Projekt verfolgten Selbsthilfeansatz.

Angesichts des dramatischen Elends vieler Kleingewerbetreibenden und der immer noch weitverbreiteten Gewohnheit einiger "Geber" möglichst große Summen in administrativ leicht handhabbarer Form "abzuwickeln", kann eine gewisse Nehmerhaltung den Zielgruppen nicht verübelt werden. In Netzwerken und bei sonstigen Kontakten mit Nehmerhaltung kreierenden EZ-Institutionen sollten diese fortgesetzt darauf hingewiesen werden, daß es auch die Möglichkeit des sinnvollen, mit Zielgruppen abgestimmten und auf Eigenbeiträgen beruhenden Vorgehens gibt. Den Animateuren vor Ort kommt die schwierige Aufgabe zu, Kleingewerbetreibende für den langfristigen Nutzen von auf Selbsthilfe basierenden Maßnahmen zu sensibilisieren. Sie müssen hierfür umfassend ausgebildet werden. Da die Komplexität ihrer Aufgaben im Laufe der Projektimplementierung ständig zunimmt, sind in Intervallen stattfindende Fortbildungskurse einzuplanen. 

Lessons learnt: Hindernisse bei der Kooperation mit Zielgruppen

In bezug auf Hindernisse bei der Kooperation mit Zielgruppen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Erwartungshaltungen hinsichtlich der vom Projekt zu erbringenden Sachleistungen waren das Hauptproblem bei der Kooperation mit Zielgruppen. Es ist empfehlenswert

a.) die Betroffenen ausführlich und wiederholt für die vom Projekt angewandte Konzeption zu sensibilisieren,

b.) die Bedeutung von Interessensvertretung herauszustellen und entsprechende Aktionen zu unterstützen;

c.) die Projekte mit Fonds für Trainingsmaßnahmen auszustatten und Vertreter der Zielgruppen systematisch für eigenständige Verbandsarbeit zu qualifizieren;

d.) Projektmitarbeiter intensiv mit "best practices" aus anderen partizipativen Projekten vertraut zu machen, und sie für die Anregung und Unterstützung von wenig kostenintensiven Selbsthilfemaßnahmen zu qualifizieren.

· Die Auswahl der mit dem Projekt kooperierenden Verbände sollte in intensiver Zusammenarbeit mit der Basis erfolgen. Nur so können von den Betroffenen akzeptierte Organe identfiziert werden.

· Besonders engagierte Gruppen- oder Verbandsmitglieder sollten vom Projekt gefördert und als Multiplikatoren für die Verbreitung des methodischen Ansatzes eingesetzt werden.

· Es empfiehlt sich, immer wieder neue Berufsgruppen in die Projektarbeit zu integrieren, und dafür die Kooperation mit wenig aktiven Gruppen auszusetzen. 

9. Probleme bei der Kooperation mit Entscheidungsträgern und deren Ursache

Die Kooperation mit Regierungsstellen oder mit der Regierung nahestehenden Institutionen verlief weitgehend reibungslos. Die punktuell auftretenden Probleme stellten in der Zeit der Projektimplementierung keine Gefährdung der angestrebten Ziele und Wirkungen dar.

Wie bereits erwähnt war der Kammerdachverband in Côte d’Ivoire nicht zur Kooperation mit dem Projekt bereit, da sie die bei der Projetkdurchführung entstehenden Organe als Konkurrenz ansah. Da diese Kammer nur eine von zahlreichen Partnern des Projektes war, hatte diese Weigerung nur geringe Auswirkungen. 

In Ghana gab es Spannungen zwischen der staatlichen Förderinstitution National Board of Small Scale Industrie (NBSSI) und der im Projektumfeld reaktivierten Association of Small Scale Industries (ASSI). Es war für Projektmitarbeiter kaum nachzuvollziehen, welche ethnischen und politischen Konflikte bei diesen Meinungsverschiedenheiten eine Rolle spielten. NBSSI zeigte sich offiziell durchaus an der Förderung des IS und an einer Unterstützung des Verbandes ASSI interessiert. Nach Aussagen von Mitarbeitern ASSI’s hat NBSSI jedoch die Arbeit des Verbandes lange Zeit behindert. Zur Zeit der Projektimplementierung kamen diese Konflikte nur teilweise zum Vorschein. Die in Folge einsetzende Reorganisation ASSI’s und der versuchte Aufbau eines effektiven Dachverbandes geriet hingegen in den Sog der politischen und ethnischen Auseinandersetzungen. Ein nachhaltiger Erfolg der vom Projekt initiierten Organisationsentwicklung stellte sich nur bedingt ein.

In Sambia erschwerten lokale Verwaltungen wiederholt die Arbeit der Animateure. Sie zeigten sich mißtrauisch gegenüber dem vom Projekt angewandten Ansatz und verboten in mehreren Fällen die Arbeit auf bestimmten Märkten. Beiratsmitglieder bemühten sich in diesen Fällen um eine Lösung des Konfliktes. Die Behinderung der Arbeit durch lokale Autoritäten blieb jedoch eines der wichtigsten Probleme in Sambia. Die Ursache für die Behinderung ist in der partizipativen Methoden inherenten Hinterfragung von bestehenden Verhältnissen zu sehen. Kleingewerbetreibende analysieren ihre Probleme und erkennen, daß bestimmte Regelungen und Machtverhältnisse ihrer Entwicklung entgegenstehen. Die folgenden Diskussionen berühren häufig Fragen des Landrechts und der Abhängigkeit von Händlern. Den vom bestehenden Landrecht und von der Abhängigkeit der Kleingewerbetreibenden profitierenden Personen gelingt es häufig Beamte für ihre Sache zu gewinnen und gegen freie Meinungsäußerung und pluralistische Interessensvertretung aufzubringen. In solchen Situationen ist die Protektion durch im Beirat vertretene Entscheidungsträger besonders wichtig.

Die Förderung des Klein- und Kleingewerbes wird gemäß den von äthiopischen Regierungsstellen gemachten Verlautbarungen in Zukunft eine große Rolle spielen. Projektdokumente benennen keine Behinderung der Projektarbeit durch staatliche Stellen. Wenn allerdings auf der einen Seite Regierungsmitarbeiter die Bedeutung des IS für die äthiopische Ökonomie unterstreichen, auf der anderen Seite aber wiederholt UnternehmerInnen des IS durch Staatsangestellte zu Tode gehetzt werden, entsteht für den Außenstehenden eine wenig nachvollziehbare Diskrepanz.

Beiratsmitglieder mußten sich zunächst mit dem Ansatz vertraut machen und eine gewisse Distanz überwinden. In den ersten Beiratssitzungen erkundigen sich Mitglieder wiederholt nach den vom Projekt geleisteten Subventionen und zeigten ein gewisses Mißtrauen gegenüber den vom Projekt propagierten Selbsthilfeansatz. Einige Beiratsmitglieder kamen nach eingehender Analyse zu dem Schluß, daß fehlendes Kapital das wesentliche Problem des IS sei und das Projekt daher entprechende finanzielle Leistungen erbringen solle. Diese Forderung ist nicht neu und entspricht der häufig anzutreffenden Haltung, daß Landsleute zusammenhalten müssen, um von zum Teil kritisch gesehenen Dritten möglichst umfangreiche Sach-und Finanzleistungen zu erhalten. Die Protokolle der Beiratssitzungen machen jedoch deutlich, daß sich Beiratsmitglieder zunehmend mit dem Projektansatz identifizierten.

Der stellvertretende Vorsitzende des Beirates in Sambia brachte die anfangs skeptische Haltung gegenüber dem Projekt zum Ausdruck, wies aber auch auf die im Projektverlauf wachsende Akzeptanz des partizipativen Ansatzes hin:

„When our Advisory Board was formed, non of us, I believe, passionately embraced this project. I only began to see a welcome difference once members of the Board had made visits to the Project sites...Because of its grassroots level approach and methodologies, this project has and can succeed in its objectives at the most needy level of our nation. Eighteen months down this development root results are so encouraging that stopping this project would be a demonstration of lack of commitment to empowerment of Zambians, the best way of beating back the jungle of poverty.“

Gideon Phiri:(Chief Executive of Zambia Association of Chambers 

of Commerce and Industry). The way forward. Discussion Paper 

 for the National Workshop, 26-27. März 1998

Die zunehmend positivere Beurteilung des Projektes ist auch auf das Einwirken des CTA zurückzuführen. Er nahm häufig an den Beiratssitzungen teil und brachte die in zahlreichen partizipativen Projekten gemachten Erfahrungen. ein. Durch präzise Darstellungen konnte er Mißverständnisse ausräumen und Klarheit über den vom Projekt vertretenden Ansatz herstellen. Neben der Teilnahme an Beiratssitzungen ging er auch in Einzelgesprächen auf die Bedürfnisse und Fragen der Beiratsmitglieder ein und konnte durch diplomatisches Vorgehen bestehende Spannungen beseitigen und zu einer besseren Kooperation der zahlreichen Akteure beitragen. Eine von allen Seiten akzeptierte Person in dieser Funktion scheint für die erfolgreiche Durchführung dieses Projekttyps unablässig zu sein.

Die Besuche des CTA und die kontinuierliche Betreuung durch das Projektpersonal konnte allerdings nur bedingt eine gewisse Passivität von einigen Beiratsmitglieder beheben. Das vom Beirat gegründete Kreditkomitee in Sambia, in dem einige Beiratsmitglieder Mitglied sind, verschob wiederholt Treffen und formulierte wenig konkrete Empfehlungen. Es konnte bisher nicht zu einer Freigabe des "micro project fund" beitragen und scheint wenig Einfluß auf bessere Kreditbedingungen genommen zu haben. In ähnlicher Weise hat der Beirat in Äthiopien trotz allen lobenswerten Engagements wenig zur Lösung des Landproblems beitragen können. Es besteht die Gefahr, daß sich Projektpersonal zu stark auf den Beirat verläßt. Eine völlige Abhängigkeit von dessen Engagement kann leicht in administrativer Schwerfälligkeit enden. Projektmitarbeiter sollten daher selbst die Initiative ergreifen und immer wieder neue kreative Wege zur Einbeziehung des Beirates anwenden. 

Der Übergang von Absichtsbekundungen zu konkreten Aktionen scheint der für erfolgreiche Beiratsarbeit entscheidende Punkt zu sein. Erfahrung in Gremienarbeit, diplomatisches Geschick und Kenntnisse in M&E sind unabdingbare Voraussetzungen für die in diesem Bereich tätigen ProjektmitarbeiterInnen. 

Eine andere Form von Passivität ist die Abwesenheit von Beiratsmitgliedern. In Sambia nahmen z.B. am achten Beiratstreffen nur 10 von 17 Mitgliedern teil, vier von ihnen fehlten unentschuldigt. Dies trägt nicht nur Motivation der anderen Mitglieder bei und es ist ratsam, Mechanismen für eine hohe Beteiligung zu schaffen. Die wiederholte Sensibilisierung für den Nutzen der geleisteten Arbeit kann ein positives Arbeitsklima schaffen, und zur verstärkten Identifizierung (ownership) mit dem methodischen Ansatz führen. 

Lessons learnt: Hindernisse bei der Kooperation mit Entscheidungsträgern

In bezug auf Hindernisse bei der Kooperation mit Entscheidungsträgern lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Zu Beginn der Projektimplementierung empfiehlt sich eine sorgfältige Analyse der Beziehungen zwischen Regierungsstellen und Interessensverbänden des vom Projekt geförderten Sektors. Bei Spannungen sollte der Dialog zwischen und mit den Konfliktpartnern intensiviert und Techniken des Konfliktmanagements (z.B. Mediation) angewandt werden.

· Die Konsultation und Einbeziehung von lokalen Regierungsstellen und Funktionären (z.B. Marktvorstehern) kann Mißverständnisse und Behinderungen der Projektarbeit verhindern helfen.

· Das zu Beginn der Tätigkeiten des Beirats anzutreffende Mißtrauen kann in Zukunft durch Präsentationen der in anderen Ländern geleisteten Beiratsarbeit gemindert werden. Die Präsentationen können Klarheit über die Arbeitsweise des Gremiums schaffen, und den Aspekt der möglichen Modifizierung von bestehenden Rahmenbedingungen hervorheben.

· Die Einbeziehung eines externen Beraters erwies sich als äußerst hilfreich. Er trug zur Strukturierung der Beiratsarbeit und zur Beseitigung von Mißverständnissen bei. Die Beschäftigung eines externen Beraters wird für Projekte ähnlichen Typs empfohlen.

10. Struktur und Funktionsweise des Trägers

Am 1. Januar 1997 erfolgte eine Reorganisation der ECA. Die Verantwortung für das Projekt wurde von der Socio-Economic Research and Planning Division (SERPD) zur neu gegründeten Development Management Division (DMD) übertragen. Innerhalb der DMD ist das Private Sector Development Team für das Vorhaben zuständig.

Das DMD begleitet, unterstützt und evaluiert Projektmaßnahmen. Es ist in ständigem Kontakt mit der NPC in Äthiopien und besucht in unregelmäßigen Abständen die NPC in Sambia. Die sambische NPC wird darüber hinaus von der regionalen Vertretung der ECA in Lusaka betreut. VertreterInnen des DMD nehmen an den Treffen der Beiräte teil, besuchen die Generalversammlungen der Kleingewerbetreibenden und deren Gruppentreffen. Die ECA stellt über das DMD Konferenzräume zur Verfügung und organisiert Trainingsmaßnahmen für die UnternehmerInnen. Sie hat in ihren Räumen vier Verkaufsausstellungen der KleinunternehmerInnen mitorganisiert. Das DMD erhält von den NPCs vierteljährliche Fortschrittsberichte, die Protokolle der Beiratssitzungen und weitere projektrelevante Dokumente. 

Die Planning, Programming, Finance and Evaluation Division (PPFED) ist für die Überweisung der finanziellen Mittel an die NPCs verantwortlich und erhält von diesen die entsprechenden Abrechnungsunterlagen. Probleme hinsichtlich der Zusammenarbeit mit dem Träger haben sich vor allem in Zusammenhang mit finanziellen Transaktionen ergeben. Die GTZ- und ECA-Abrechnungssysteme erwiesen sich in der ersten Phase als nicht kompatibel. 

Es wurden langwierige Diskussionen geführt um die bilateralen Abrechnungsmodalitäten der GTZ den multilateralen der ECA anzupassen. Dennoch kam es immer wieder zu verspäteten Überweisungen von Finanzmitteln, die bestimmte Projektmaßnahmen empfindlich behinderten und verzögerten. Die PPFED beklagte ihrerseits den verspäteten Eingang von Abrechnungsunterlagen und in Einzelfällen deren unzureichende Präzision. 

Diese Probleme bestehen auch in der zweiten Phase fort. Immer wieder werden Gelder für angekündigte Aktionen, wie z.B. Ausstellungen, von der ECA nicht oder mit starker Verspätung freigegeben. Ebenso muß das Projektpersonal immer wieder Monate auf die Auszahlung von Gehältern warten. 

Es ist bedauerlich, daß die engagierte Arbeit des Projektpersonals vor Ort immer wieder durch für sie schwer zu handhabende administrative Prozeduren erschwert wurde. Die Abrechnungsmodalitäten einer multilateralen Organisation und die Bedürfnisse und Kenntnisse der an der Basis arbeitenden Projektmitarbeiter scheinen wenig kompatibel zu sein.

Über die mit durch GTZ unterstützten Projektmaßnahmen hinaus hat die ECA gemeinsam mit dem Internationalen Arbeitsamt den Vorsitz bei der UN Inter-Agency Task Force on Poverty Reduction in Africa through the Promotion of the Informal Sector and Employment Generating Opportunities. Das Aktionsprogramm dieser Arbeitsgruppe wird durch die ECA implementiert werden.

Lessons learnt: Struktur und Funktionsweise des Trägers

In bezug auf die Struktur und Funktionsweise des Trägers lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Bei der Kooperation einer bi- mit einem multilateralen Organisation ist es empfehlenswert, die administrativen Abläufe (vor allem: finanzielle Transaktionen) vor Projektbeginn abzusprechen und zu koordinieren.

· Ist Trägerförderung beabsichtigt, kann ein spezielles M&E-System messen, ob der geförderte Sektor beim Träger einen zunehmend höheren Stellenwert einnimmt  (Veränderungen in der Aufbaustruktur, z.B. durch Schaffung einer speziellen Abteilung/Gruppe; Veränderungen in der Ablaufstruktur, z.B. durch Beachtung des Förderschwerpunktes als Querschnittsaufgabe; Neugestaltung von Konzeptpapieren zum Thema; eigenständig durchgeführte Fördermaßnahmen etc.).

11. Nutzen der Vernetzung mit anderen Fördereinrichtungen 

In der ersten Phase gehörten einige Fördereinrichtungen zu den unmittelbaren Partnern des Projektes. Dies gilt für die offizielle Regierungsstelle für Kleingewerbeförderung in Ghana (NBSSI) und für halbstaatliche Kammern. Mit EZ-Organisationen gab es hingegen während der Implementierung keine intensivere Kooperation. Die Repräsentanten des IS waren zu diesem Zeitpunkt mit der Analyse von Problemen beschäftigt. Da die Zielsetzung von Folgemaßnahmen noch unklar war, hätte eine intensive Einbeziehung von "Gebern" leicht zu einer Verfälschung des Prozesses führen können. Die nur ca. ein Jahr dauernde Phase der Implementierung war zudem zu kurz um ein Netzwerk mit potentiellen Partnern aufzubauen.

Die Situation änderte sich mit der Nationalen Konferenz. Auf dieser Veranstaltung waren neben Entscheidungsträgern aus Politik und Wirtschaft auch zahlreiche Förderorganisationen eingeladen. Die Repräsentanten des IS informierten sie über die Ergebnisse ihrer analytischen Arbeit und versuchten sie für Folgemaßnahmen zu gewinnen. 

In Côte d’Ivoire wurden in Folge drei erfolgreiche Projektanträge erstellt:

· Die GTZ setzte die Förderung des eingeleiteten Prozesses fort und finanzierte dies als Eigenmaßnahme. Die Eigenmaßnahme dauerte von Juni 1994 bis Oktober 1996. Die Förderung bezog sich vor allem auf die Erstattung von Beratungs-, Kommunikations- und Reisekosten. Die Kleingewerbetreibenden führten alle Arbeiten selbst durch und bereiteten die Gründung von Spar-und Kreditkassen, einer Sozialversicherung sowie eines Dachverbandes vor.

· Die französische NRO Frères des Hommes finanzierte u.a. eine die Gründung der Spar- und Kreditkassen betreffenden Studie. Im Rahmen dieser Studie wurden 17 verschiedene Spar- und Kreditsysteme in Benin und Togo analysiert.

· Der Fonds Ivoiro- Suisse de Développement Economic et Social (FISDES) stellte der unterdessen gegründeten Spar- und Kreditorganisation FMDSI im August 1996 zwei Kreditlinien zur Verfügung und trug damit zu einer prozesshaften und unterdessen äußerst erfolgreichen Entwicklung der Kredit- und Sparkassen bei.

Auf Präsentationen konnten in Folge zahlreiche EZ-Institutionen über die Arbeit des Dachverbandes FEDESI und der Kredit- und Sparkasse FMDSI informiert werden (u.a. UNDP, ILO, WB, ADB, FNS). Sie bekundeten ihr Interesse und gratulierten den Repräsentanten zu den gemachten Fortschritten. Die Europäische Gemeinschaft leitete 1996 konkrete Maßnahmen zur weiteren Unterstützung der Aktivitäten ein.

In Ghana wurde nach der Nationalen Konferenz ein Projektantrag an die Konrad Adenauer Stiftung (KAS) gestellt. Die KAS stimmte dem Projektantrag zu und finanzierte ab 1994 Tagegelder, Transport und Sekretariatsarbeiten. Die Organisation bezahlte zudem Gehälter für bestimmte Mitarbeiter des Dachverbandes ASSI und führte zwischen 1994 und 1997 ca. zehn Fortbildungsseminare durch. Durch eine enge Anbindung des Dachverbandes an KAS wurde dafür gesorgt, daß ASSI den Vorstellungen eines funktionierenden Verbandes entspricht. Bedauerlicherweise konnten in Ghana bis 1997 nicht genügend Mitglieder und Vorstandssprecher identifiziert werden, die dieser idealtypischen Organisationsform gerecht werden.

Einzelheiten über die Weiterentwicklung des Prozesse in Côte d’Ivoire und Ghana sind in Kapitel 13 (Nachhaltigkeit) dargestellt.

In der zweiten Projektphase organisierten ProjektmitarbeiterInnen in Sambia im dritten Quartal 1997 einen Networking Cocktail mit Präsentation und Austausch von Informations-Materialien. Bis Februar 1998 konnten Kontakte zu ca.20 Institutionen aufgebaut werden. In den meisten Fällen handelte es sich um auf den Erhalt von Krediten abzielende Kontakte (Women Finance Trust, ZANACO, Care International, European Union, Progress Financing, Small EnterpriseFinancing Foundation.). Einige der kontaktierten Organisationen bieten nicht nur Kredite, sondern auch begleitende Ausbildungs- und Fördermaßnahmen an (Small Enterprise Development Foundation , STEP-IN, Department of Technical Education and Vocational Training,Christian Children´s Fund, Small Enterprise Development Board). In bestimmten Fällen wurden privatwirtschafliche Unternehmen zwecks verbilligter Abgabe von Materialien angesprochen (z.B. ZAMOX Ltd.) und Regierungsinstitutionen um Unterstützung beim Rohmaterialerwerb und beim Absatz gebeten. Zum Training der Animateure wurden die kirchliche Organisation Evangelist Fellowship of Zimababwe und das Projekt ISTARN in Zimbabwe einbezogen. 

Darüber hinaus sind ca. 10% der Gruppen in Kontakt mit anderen Verbänden und Gruppen und ca. 200 KleinunternehmerInnen eröffneten Konten bei Finanzinstitutionen. 

In Äthiopien sind die Kontakte noch umfangreicher – eine Dokument benennt insgesamt 90 kontaktierte Partner:

· Fünf nationale Ministerien wurden zwecks Beschaffung von Informationen (z.B. Lizenzen, Satzungen), zum Meinungsaustausch und zur Diskussion über konkrete Probleme (z.B. Land) kontaktiert;

· Das Projekt nahm Kontakt zu 27 regionalen und lokalen Regierungsinstitutionen auf und bat sie, Belange des IS durch Briefe an verantwortliche Stellen zu unterstützten. Man diskutierte zudem mit Funktionären, suchte Lösungen für Absatzprobleme, erörterte verbesserte Möglichkeiten der Rohmaterialversorgung etc.;

· Zwei Banken kooperierten bei der Erstellung eines Grundsatzpapiers für den National Workshop ("New tendencies in financing Informal Sector Operators");

· Zwei wissenschaftliche Organisationen halfen beim Training und bei der Rohmaterialbeschaffung für Leimhersteller;

· Eine Entwicklungsinstitution des Handwerks und des Kleingewerbes unterstützte die Ausstellung von Produkten, gab technische Ratschläge und half bei der Durchführung von Trainingsmaßnahmen;

· Sieben staatliche Unternehmen unterstützten IS UnternehmerInnen beim Einkauf zu Fabrikpreisen und gaben verbilligt Rohmaterialien geringerer Qualität ab;

· 13 NROs halfen bei der Identifizierung von Kleingruppen des IS und unterstützten diese punktuell (z.B. Errichtung eines kleinen Ladens für Kreuzhersteller, Ausleihe von Seminarausrüstung...);

· Fünf privatwirtschaftliche Verbände und Kammern unterstützten das Projekt bei der Durchführung von Trainingsmaßnahmen und bei der Vorbereitung des National Workshop;

· Acht EZ-Projekte kooperierten im Bereich Training und Kredit;

· 13 Hotels wurden zwecks Ausstellungsflächen für Kleingewerbetreibende kontaktiert;

· Sechs Zeitungen, Nachrichtenagenturen und Fernsehsender verbreiteten Informationen über das Projekt.

Lessons learnt: Vernetzung mit anderen Fördereinrichtungen

Hinsichtlich der Vernetzung mit anderen Fördereinrichtungen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Bei einem auf analytische Arbeit auf der Mesoebene ausgerichteten Ansatz ist zunächst eine intensive Kooperation mit Förderinstitutioen nicht unbedingt notwendig. Sie wird jedoch essentiell, wenn die von den Repräsentanten der Verbände erarbeiteten Vorschläge umgesetzt werden sollen. 

· Die von den Verbandsvertretern in der ersten Projektphase erfolgreich erstellten Projektanträge und die gelungene Mischung aus Eigenbeiträgen und Fremdmitteln von vor Ort arbeitenden Projekten, verdient höchste Anerkennung. Sie hat in bezug auf den nachhaltigen Bestand eines initiierten Selbsthilfeprozesses Modellcharakter.

· Intensive Kontakte zu Partnern können die mangelhafte finanzielle Ausstattung eines Projektes kompensieren helfen. Die Kooperation mit zahlreichen anderen Organsationen ist jedoch arbeitsintensiv und kann nur bei guter Personalausstattung geleistet werden.

· Kontakte zu Fördereinrichtungen sollten in zunehmendem Maße von Verbandsrepräsentanten selbst gepflegt werden. 

· Kooperationen mit zahlreichen EZ-Institutionen bergen das Risiko, daß die eigentliche Zielsetzung des Projektes aus den Augen verloren wird. Projektmitarbeitern können dazu tendieren, punktuelle Fördermaßnahmen in zahlreichen Bereichen zu ermöglichen, die vom Projekt intendierte Einflußnahme auf Rahmenbedingungen hingegen zu vernachlässigen. Projektleitung und der externe Berater des Projektes sollte daher die vom Projekt geleistete Arbeit entsprechend strukturieren.

12. Erwartete Wirkungen der Maßnahmen 

Für die erste Phase werden in Projektdokumenten folgende erwartete Wirkungen benannt:

· Kleingewerbetreibende/IS-UnternehmerInnen haben zur Anpassung von Rahmenbedingungen an ihre Bedürfnisse beigetragen und haben besseren Zugang zu von privaten und staatlichen Organisationen angebotenen Dienstleistungen.

Diese Wirkung wurde definitiv erzielt: Zum einen wurde der Bedarf der IS-UnternehmerInnen erfaßt und dem Beirat, Regierungsstellen und einer breiteren Öffentlichkeit vorgestellt, zum anderen wurden die Kleingewerbetreibenden auf bestehende Angebote aufmerksam gemacht (z.B. Kredit, Aus- und Fortbildung) und konnten diese in Folge besser nutzen. Es waren allerdings weniger die Kleingewerbetreibenden und oder IS-UnternehmerInnen, sondern deren Repräsentanten die zu diesen Fortschritten beitrugen.

· Die Verbände haben ihren Mitgliedern demonstriert, daß sie durch Teilnahme an dem Projekt Vorteile für sie erarbeitet haben; sie werden dadurch attraktiver für potentielle Mitglieder und sind daher gestärkt;

Diese Wirkung kann vor allem für die Nachförderung in Côte d’Ivoire bestätigt werden. Wie in der Analyse der Nachhaltigkeit dargestellt (Kapitel 15) wurde in diesem Land durch die Projektarbeit ein noch Jahre andauernder Prozeß ausgelöst, in dessen Verlauf Organisationen erheblich gestärkt wurden. In Ghana ist die Situation hingegen nicht so eindeutig. Nach anfangs euphorischer Arbeit am Aufbau eines neuen Dachverbandes, geriet der Prozeß anschließend immer mehr in den Sog von politischen und ethnischen Auseinandersetzungen. Der neue Dachverband geriet zudem in Abhängigkeit von einem neuen "Geber". Potentielle Mitglieder wurden durch diese Entwicklung vermutlich abgeschreckt. Die interessanten Details der Unterschiede zwischen der weiteren Entwicklung in Côte d’Ivoire und Ghana können jedoch ohne vor Ort durchgeführte Untersuchung nicht vollständig erfaßt werden.

· Durch die Teilnahme an sehr offenen Diskussionen und demokratischen Entscheidungen im Projektumfeld werden die Repräsentanten von Verbänden ermutigt die internen Strukturen ihrer Verbände wiederzubeleben und undemokratische Verfahren abzuändern;

· Die Verbände haben erkannt, daß sie effektiver sind, wenn sie sich die Hände reichen und für die Erreichung ihrer Ziele gemeinsam eintreten;

Auch diese beabsichtigten Wirkungen sind kaum dokumentiert und können ohne Analyse vor Ort kaum beurteilt werden. Die dynamische Fortsetzung des vom Projekt eingeleiteten Prozesses lassen jedoch den Schluß zu, daß ein entsprechendes Verständnis bei Repräsentanten erzielt wurde.

· Eine Struktur zur Fortsetzung der von der ECA elf Monate geförderten Prozesse ist geschaffen und ein anderer Geldgeber ist zur Erstattung gemäß des Subsidaritäts-Prinzips bereit;

Diese Wirkung trat ein: In Ghana und Côte d’Ivoire wurden nach Projektende Dachverbände gegründet, die sich in ihrer Arbeit stark an den in der Nationalen Konferenz gemachten Empfehlungen (z.B. Aufbau von Kredit- und Sparkassen, Schaffung eines Systems zur sozialen Absicherung von Mitgliedern, organisatorische Fortentwicklung der Interessensvertretungen ...) orientierten. Sie wurden in beiden Ländern von EZ-Organisationen unterstützt.

· Projektvorschläge werden erstellt und bei "Geldgebern" eingereicht

In Côte d’Ivoire wurden drei Projektvorschläge erfolgreich abgeschlossen. In Ghana führten entsprechenden Anträge zur Förderung des Dachverbandes ASSI durch die Konrad Adenauer Stiftung.

Das Projektdokument der ECA für die zweite Phase äußert sich relativ zurückhaltend hinsichtlich zu erzielender Wirkungen (effects). Volkswirtschaftliche und betriebswirtschaftliche Wirkungen des Projektes könnten erst bei Ende des Projektes gemessen werden. Das Projekt wolle die Fähigkeit des IS Rahmenbedingungen mit Partnern zu erörtern und Verbesserungen vorzuschlagen fördern. Tiefgreifende Wirkungen könnten daher nicht so bald erwartet werden. 

In bezug auf sozio-kulturelle Aspekte erwartet man positive Wirkungen hinsichtlich Selbstbewußtsein, Kompetenz und Fachwissen der Verbandsvertreter. Man hoffe zudem , daß sich ihre Einstellung gegenüber Kollegen und potentiellen Partnern verändere und ihr Verhalten dem Bedarf nach Interessensvertretung zunehmend entspreche. Frauen seien zudem explizit zur Nutzung der Projektmaßnahmen einzuladen.

Da die Projektwirkungen betreffende Interviews noch nicht durchgeführt wurden und aus Wirkungsmonitoring gewonnene Daten nur in sehr begrenzter Form für Sambia vorliegen, können kaum Aussagen über in der zweiten Projektphase erzielten Wirkungen gemacht werden. Es ist jedoch wahrscheinlich, daß die permanente Einbeziehung der Zielgruppen in den vom Projekt geförderten Prozeß zu den gewünschten Veränderungen in Persönlichkeitsstruktur und Sachkompetenz beiträgt. Die intendierte Einflußnahme auf Rahmenbedingungen hat eingesetzt, kann aber noch weiter ausgebaut werden (siehe Kapitel 13). 

Lessons learnt: Erwartete Wirkungen

Hinsichtlich der erwarteten Wirkungen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Bei der Implementierung von ähnlichen Vorhaben sollte in Zukunft unbedingt ein Wirkungsmonitoring durchgeführt werden. 

· Es wird empfohlen, dabei nicht nur quantitative Veränderungen sondern auch Entwicklungen in bezug auf das Human-und Sozialkapital (perzeptionelle und kognitive Veränderungen sowie Veränderungen in der Beziehung zum Umfeld) zu erfassen. 

· Messungen können sowohl bei Entscheidungsträgern in den Beiräten, als auch bei Kleingewerbetreibenden und deren Repräsentanten durchgeführt werden.

13. Einwirkung auf Rahmenbedingungen und erzielter Nutzen für die Zielgruppen

In der ersten Projektphase waren die Projektaktivitäten relativ schwach mit dem Beirat verknüpft. Es entsteht der Eindruck, daß der Beirat in den Projekten in Côte d’Ivoire und Ghana lediglich über die Projektaktivitäten informiert wurde und einige allgemein gehaltene Ratschläge abgab. Als der Prozeß unmittelbar nach Projektende in bezug auf die Dynamik und die potentiell gegebene Einflußnahme auf Rahmenbedingungen seinen Höhepunkt erreichte, bestand der Beirat schon nicht mehr. Die ca. fünf Beiratssitzungen reichten bei weitem nicht aus, um zu einer Berücksichtigung der Interessen des IS in entsprechenden Regelungen und Gesetzen beizutragen.

Dennoch entstanden aus den Projektmaßnahmen Entwicklungsprozesse, die zu einer Verbesserung der Lebens- und Arbeitssituation von IS-UnternehmerInnen beitrugen. In Côte d’Ivoire kam es zur Gründung eines Dachverbandes, zum Aufbau von Kredit- und Sparkassen und zur Vorbereitung eines Systems für soziale Sicherheit. In Ghana wurde ein Dachverband gegründet, der sich trotz äußerst schwieriger Umstände im Bereich Interessensvertretung engagierte. Da diese außerordentlichen Erfolge zwar vom Projekt initiiert, jedoch nach Projektende durchgeführt wurden, sind sie in Kapitel 14 (Nachhaltigkeit) dargestellt.

In der zweiten Projektphase bestanden intensivere Verbindungen zu den Beiräten. In Sambia konnten in der zweiten Projektphase dennoch nur vereinzelt Veränderungen von Rahmenbedingungen festgestellt werden. Eine gewisse Auswirkung zeigt sich in der bekundeten Bereitschaft der sambischen Regierung, den Town and Country Act zu revidieren. In diesem Bereich ist es plausibel, von einem Einfluß der vom Projekt betreuten Landkomitees auf die von der Regierung getroffene Entscheidung zu sprechen. Die Landkomitees hatten in zahlreichen Briefen und Versammlungen auf das bestehende Problem mangelnden Zugangs zu Produktions- und Absatzflächen hingewiesen. Diese Lobbyarbeit scheint zu dem Einlenken der sambischen Regierung beigetragen zu haben. Beim achten Beiratstreffen informierte ein stellvertretender Direktor einer lokalen Regierungsstelle über die beabsichtigte Revision des Gesetzes. Er riet dem Beirat, entsprechende Vorschläge über dem IS entgegengkommende gesetzliche Regelungen beim Ministry of Local Government and Housing einzureichen.

Im Zuge der nationalen Wahlen 1998 interessierte sich auch der Vize-Präsident Sambias, General Cliston Tembo, für die Aktivitäten des Projektes. Er lud Repräsentanten des IS zu einem Gespräch ein. An diesem Treffen nahm der regionale Vertreter der ECA und der Vorsitzende des Beirates teil. Der Vize-Präsident Sambias forderte UnternehmerInnen des IS auf, ihre Kreditanträge über die ECA an ihn weiterzuleiten. Er wolle sich dann um Zugang zu einem Fonds für Soforthilfemaßnahmen des Präsidenten bemühen. Der Vize-Präsident arrangierte zudem ein Treffen, in dem ein Angestellter des Industrie und Handelsministeriums über Konditionen eines bedeutenden Förderprogramms der Regierung sprach.

Die genannten Beispiele dokumentieren zwar, daß die vom Projekt verfolgte Konzeption greifen kann, sie veranschaulichen aber auch den bisher eher geringen konkreten Einfluß auf Rahmenbedingungen. 

Bei einer für den National Workshop erstellten Analyse des Projektansatzes kommt die Projektleiterin in Sambia zu folgendem Schluß:

„The level of lack of information among MSEs in the informal sector on the one hand and local institutions in the formal sector on the other, on how they can support each other, is high. When there is an intermediary like the UNECA Project, which helps to bring the two parties together, a lot of anxiety and interest is shown by both parties. Despite efforts taken by most of the Advisory Board members to sensitise their institution on the need of the informal and the formal sectors to work together, not much change has taken place to provide the enabling environment because the Project’s period was too short so far.“

Elisabeth Mbeza Simonda: Objectives, Approach, Implementation, Results 

and Experiences of the UNECA Informal Sector Project. Lusaka, 1998.

Über die punktuelle unmittelbare Beeinflussung von gesetzlich defninierten Regelungen hinaus erbrachten Projektmaßnahmen weiteren konkreten Nutzen für die Zielgruppen. Dieser Nutzen berührt zum Teil die von der Privatwirtschaft gebildeten Rahmenbedingungen: Banken öffnen sich z.B. den vorher ausgeschlossenen Kleinstkunden, Rohmateriallieferanten bieten Sonderkonditionen für IS-Gruppen an und Unternehmen stellen Ausstellungsflächen zur Verfügung.

In Sambia konnten 45% einer für eine unabhängige Erhebung gezogenen Stichprobe (n=300) Kontakte zu Kreditinstitutionen aufbauen. Bis Februar 1998 erhielten ca. 3% von ihnen einen Kredit. Von der gleichen Stichprobe bauten 10% Kontakte zu Ausbildungsinstitutionen auf und 6% von ihnen nahmen an einem Ausbildungskurs teil. 17% der interviewten Personen verhandelten mit Dritten um Plätze zum Absatz ihrer Produkte, 16% bauten ihre Kontakte zwecks Versorgung mit Rohmaterialien aus und weitere 16% bemühten sich um den Erwerb von Produktionsplätzen. Angesichts der äußerst dürftigen finanziellen und personellen Ausstattung des Projektes sind diese Ergebnisse respektabel.

Die Projektleitung in Sambia bemühte sich besonder intensiv um den Aufbau von konkreten Geschäftsbeziehungen zu lokalen Finanzinstitutionen. Diese Kontakte dienten nicht nur der Kreditvergabe, sondern auch der Diskussion von für die Kleingewerbetreibenden und die Finanzinstitutionen annehmbaren Kreditbestimmungen. Angestellte von Banken kamen dabei in Kontakt mit einer ihnen bis dahin weitgehend unbekannten Zielgruppe. Durch Hilfestellungen von Beiratsmitgliedern kam es bis Januar 1999 zu 307 Kontoeröffnungen bei Banken, die zuvor die Zusammenarbeit mit KleinunternehmerInnen abgelehnt hatten. 

Dies kann als Änderung der von der Privatwirtschaft gebildeten Rahmenbegingung gelten. 100 Kleinunternehmer (48 Frauen) erhielten Kredite von lokalen Institutionen. Sie erhielten die Möglichkeit zu sparen und kamen in Kontakt mit Geschäftsabläufen moderner Finanzinstitutionen. Sie lernten zudem, wie man finanzielle Dossiers erstellt und wie man Ressourcen gewinnbringend verwaltet. Sieben Gruppen gründeten Verbände und Kooperativen, um interne Kreditsysteme aufzubauen. In mehreren Fällen schrieben KleinunternehmerInnen an Mitglieder des Parlaments und wiesen auf ihre Probleme beim Erhalt von Krediten hin. 

Andere bis Februar 1998 durchgeführte Fördermaßnahmen in Sambia, wie z.B. technische 

Aus-und Fortbildungskursen (8 Kurse) und Training in Betriebsführung (62 Kurse mit 704 TeilnehmerInnen, davon 240 Frauen) sind von den Kleingewerbetreibenden positiv bewertet worden und werden vermutlich zu einer besseren Nutzung von Ressourcen beitragen. 

In Sambia konnten zudem vier ökonomische Variablen durch ein einfaches Wirkungsmonitoring gemessen werden. Hierfür wurden bei einer Stichprobe betreuter Betriebe gegen Anfang und gegen Ende 1997 gemessen. Zwischen den beiden Messungen lagen 10 Monate. Er ergab sich folgenden Bild:

Veränderungen ökonomischer Variablen in Sambia

	
	Bei Projektbeginn
	Ende der Projekt-phase
	Veränderung in %

	
	
	
	

	Mittlerer Wert des monatlichen Bedarfs an Rohmaterialien
	K 294.598
	K 604.546
	+105%

	Mittleres jährliches Einkommen
	K 897.526
	K 1.190.753
	+33%

	Unternehmen mit mehr als einem be-zahlten Angestellten
	10%
	20%
	+100%

	Unternehmen mit Nutzung der Arbeits-kraft von Familienan-gehörigen
	33%
	33%
	Keine Veränderung


Quelle: Wirkungsmonitoring des ECA-Vorhabens in Sambia.

 Die Inflationsrate lag 1998 bei 16%.

In Äthiopien führte die intensive Arbeit an der Basis zu einem zunehmenden Einfluß auf Rahmenbedingungen. Das von den Zielgruppen als prioritär bezeichnete Problem mangelnden Terrains für Produktion und Absatz wurde durch schriftliche Anträge an die zuständigen Stellen angegangen. Insgesamt 11 Gruppen formulierten mit Hilfe des Projektes entprechende Schreiben, die dann einen langen Weg durch die Institutionen antraten, um die für die letztendliche Entscheidung zuständige Stelle zu erreichen. Im Fall von Nahrungsmittelverarbeitern (Shiro Kek Processor) konnte eine Zuteilung von Land erreicht werden. Parallel zu den schriftlichen Anträgen suchte ein Landkomitee 20 geeignete Flächen aus. 

Die Bedeutung des Landproblems wurde auf dem Nationalen Workshop am 12 und 13. Februar 1998 durch von einer Arbeitsgruppe ausgearbeitete Vorschläge unterstrichen. Die AG wies auf die fehlende Politik zur Verteilung von Land an Kleinunternehmer hin. Solange eine solche Politik nicht erstellt sei, müsse die Regierung Land vorübergehend zu Verfügung stellen. Es sei zudem an der Zeit, daß der in der offiziellen MSE Politik des Landes beschriebene Verkauf von Land zu günstigen Preisen und die Unterstützung von Landerwerb für Unternehmensgründer umgesetzt werde. Da die Konferenz von 282 zum teil hochrangigen TeilnehmerInnen besucht wurde (z.B. vom Minister für Handel und Industrie), blieben die Ausführungen nicht ohne Wirkung. Ein Vertreter einer Regierungsstelle (Oromiya Bureau of Trade, Industry and Tourism) versprach den Privatsektor zur Vermietung von Land aufzufordern. Er schlug zudem die Vergabe von "sanften" Krediten an am Kauf von Land interessierten Service-Kooperativen vor.

Im Bereich Kredit, einem weiteren Problem mit höchster Priorität, konnte der Krediterhalt durch Trainingsmaßnahmen in Management, Buchführung, Absatzstrategien und Verwaltung von Darlehen unterstützt werden. Mit dieser Ausbildung konnten sich 12 Gruppen an eine Kreditvergebende Stelle wenden. Im Februar 1998 hatten bereits 3 Gruppen die angeforderten Kredite erhalten. Die Arbeitsgruppe des National Workshop schlug eine Reform der nationalen Mikrofinanz-Politik vor. Hierfür müsse die National Bank of Äthiopien zunächst besser die Probleme der KleinunternehmerInnen kennen, um dann der Regierung entsprechende Vorschläge unterbreiten zu können. Training von Kreditnehmern und die Vergabe von Krediten an fortgebildeten Kooperativen durch EZ-Institutionen könnten dann weitere Schritte zur Verbesserung der Finanzierung von Kleinunternehmen sein. Ein Vertreter der National Bank of Ethiopia reagierte auf die Vorschläge und empfahl, daß die neu gegründeten Micro-Finance-Institutions (MFI) selbshilfeorientierte Kredite mit stufenweise ansteigenden Beträgen einrichten sollten. Größere Banken sollten die MFIs als Mittler für die Vergabe von Kleinkrediten nutzen.

Die Rohmaterialversorgung konnte durch die Verknüpfung der Produzenten mit günstigen Bezugsquellen verbessert werden. In mehreren Fällen waren staatliche und private Stellen zur preiswerten Abgabe von vorher nicht verkauften Materialien bereit (z.B. Kauf von beschlagnahmter Kohle an Zollstellen; Aufkauf von Fell und Lederresten von Gerbereien). Die Arbeitsgruppe des Nationalen Workshops forderte Kleingewerbetreibende dazu auf, sich in Einkaufs-Kooperativen zusammenzuschließen. Diese Verbände könnten sich dann um den günstigeren Einkauf von großen Mengen auch um eine Verminderung der eingeschalteten Zwischenhändler bemühen.

Der Absatz von Produkten wurde durch die vom Projekt unterstützte Teilnahme an Ausstellungen und Bazaren sowie durch an potentielle Verkaufsplätze gerichtete Anfragen (z.B. Hotels für das Kunsthandwerk) verbessert. Gemäß den Empfehlungen des National Workshop sollen Kontakte zu Interessensverbänden zwecks Formulierung von Marketingstrategien ausgebaut werden. Die neue KG-Strategie der Regierung unterstütze diese Maßnahmen, sehe die Schaffung von Exportförderprogrammen vor, wolle Marktinformationszentren einrichten und durch verbesserte Servicestellen und Medieneinsatz den Absatz lokaler Produkte fördern. 

Technische Ausbildungen verbesserten die Produktqualität und trugen damit ebenfalls zu besseren Absatzchancen bei. Die betreffenden AG des National Workshop empfahl die zügige Umsetzung der MSE Development Strategy, die u.a. die Formulierung von Standards für KG-Training, die Restrukturierung und Bedarfsanpassung von Curricula und Informationskampagnen über die angebotenen Kurse vorsieht. Da die AG den bestehenden Bedarf an Fortbildungen präzise benennen konnte, steht einer Implementierung der MSE Development Strategy aus Sicht der Kleingewerbetreibenden nichts mehr im Wege. Die äthiopische Regierung wurde daher um eine Beschleunigung der Maßnahmen gebeten.

Der Nationale Workshop wandte sich direkt an die äthiopische Regierung und kritisierte inadequate politische Richtlinien und Prozeduren. Ein Gesetz für produzierende Kooperativen existiere nicht und kein Organ kümmere sich um die in Gruppen zusammengeschlossenen Kleingewerbetreibenden. Dadurch falle es vielen UnternehmerInnen schwer, den Nutzen von Organisationen zu erkennen. Die Regierung würde zudem extrem hohe Mieten für ihre Gebäude verlangen. Sie wurde aufgefordert die Mieten dem geschätzten Wert der Immobilien anzupassen. 

Die Kleingewerbetreibenden kritisierten zudem überhöhte und undurchsichtige Gewerbesteuern und forderten mehr Gerechtigkeit und Klarheit in diesem Bereich. Sie forderten die Regierung dazu auf, mehr Möglichkeiten zum Leasing von Ausrüstungsgegenständen zu schaffen, da deren sofortiger Erwerb die finanziellen Verhältnisse der meisten Kleingewerbetreibenden übersteige. VertreterInnen des IS kritisierten darüber hinaus die desinteressierte Haltung von öffentlichen Servicestellen. Beim häufigen Wechsel von zuständigem Personal käme es regelmäßig zu langen Verzögerungen von administrativen Vorgängen. Die Produktivität der UnternehmerInnen werde so behindert. 

Der Minister für Handel und Industrie nahm die Kritik der Kleingewerbetreibenden zur Kenntnis und versprach, Konsultationen hinsichtlich der Angemessenheit existierender Rahmenbedingungen durchzuführen. Gesetze zur besseren Regelung der Verbindung zwischen Kammern, Interessensverbänden und dem Ministerium seien in Vorbereitung. Es werde zudem die Möglichkeit geprüft, Anreize für Kleininvestitionen unter 250.000 Birr (ca. 67.000 DM) zu schaffen. Er unterstrich zudem, daß der Selbsthilfeansatz des ECA/GTZ Projektes mit der in Vorbereitung befindlichen nationalen MSE-Politik übereinstimme. Er glaube, daß der vom Projekt genutzte methodische Ansatz beispielhaft sei und als Modell für die MSE Entwicklung im ganzen Land genutzt werden könnte.

Das neue Dokument zur nationalen äthiopischen MSE-Politik entstand zur Zeit der Implementierung des IS-Projektes. Ein für die GTZ arbeitender Regierungsberater ist im Rahmen eines Vorhabens zur Verbands- und Kammerentwicklung tätig nimmt zudem an den Beiratssitzungen des IS-Projektes teil. Es ist ihm daher möglich, Informationen aus dem IS-Vorhaben für seine beratende Tätigkeit zu nutzen. 

Der Regierungsberater bestätigte auf Anfrage den Einfluß des IS-Projektes auf die neue MSE Politik. Informationen aus diesem Vorhaben seien genutzt und in die Ausarbeitungen einbezogen worden. Insbesondere die Passagen zum informellen Sektor seien stark durch den Erfahrungsschatz des IS-Projektes beeinflußt worden. Eine anläßlich der Erstellung der MSE Politik einberufene Versammlung im Ministerium für Handel und Industrie habe die Erfahrungen des ECA/GTZ Projektes für spezielle Aspekte der Politik genutzt. Das Fachwissen des IS-Projektes bei der Bildung von Service-Associations habe zudem Einfluß auf den Entwurf der Kammergesetzgebung gehabt.

Die wesentlichsten Punkte der MSE Politik wurden auf dem National Workshop durch einen Mitarbeiter des Ministerium für Handel und Industrie hervorgehoben. In einigen Punkten, wie z.B. den Stellungnahmen zur Landfrage und zu Kredit, ist die Verbindung zu den intensiven Bemühungen der vom IS-Projekt geschaffenen Land- und Kreditkomitees eindeutig. Die wesentlichsten Aussagen der neuen MSE-Politík befassen sich mit folgenden Themen

:

· Schaffung von günstigen gesetzlichen und regulativen Rahmenbedingungen (u.a. Schaffung eines neuen Gesetzes über die den Sektor vertretenden Organisationen und ihre Verknüpfungen);

· Verbesserung des Zugangs zu Finanzleistungen (Verbreitung von Information über bestehende Systeme, Anreize für Kleinunternehmer fördernde Organisationen und Institutionen, Schaffung von günstigen Bedingungen für Mikrofinanzsysteme);

· Schaffung von Anreizen für Kleininvestitionen;

· Unterstützung von Partnerschaften und Netzwerkbildung;

· Trainingsmaßnahmen durch das Industrial Training Counsil (Reformulierung von bestehenden Trainingsprogrammen hinsichtlich der Angemessenheit für den MSE-Sektor, Erziehung zu unternehmerischem Denken, Informationskampagnen über bestehende Angebote);

· Schaffung von Zugang zu Angepaßten Technologien;

· Verbesserung des Zugangs zu Märkten (Schaffung der regulativen Bestimmungen für verbesserte Verknüpfungen von unternehmerischen Aktivitäten, Ermunterung des Privatsektors und dessen Verbände die Unternehmen bei Netzwerkbildungen zu unterstützen, Anreize für Exporttätigkeiten, Nutzung von Massenmedien, Schaffung eines Informationssystems über Absatzmöglichkeiten, Ermutigung zum Aufbau von Sektorverbänden);

· Zugang zu Information und Beratung (durch einen zu gründenden Trade Point Service, der u.a. ausländische Handels- und Geschäftsinformationen verbreitet);

· Bereitstellung von physischer Infrastruktur (Analyse der Möglichkeiten KleinunternehmerInnen Land zu günstigen Tarifen zur Verfügung zu stellen, Unterstützung beim Erhalt von Grundstücken für Unternehmensgründungen, Ermunterung von regionalen Verbänden und Organisationen des Privatsektors sich in ihrem Bereich in ähnlicher Weise zu engagieren).

Die eindeutig erfolgte Einflußnahme auf dieses Gesetz ist nach Ansicht des Verfassers der herausragendste Erfolg des Projektes.

Lessons learnt: Einwirkung auf Rahmenbedingungen und Nutzen für die Zielgruppen

Hinsichtlich der Einwirkung auf Rahmenbedingungen und dem Nutzen für die Zielgruppen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Verbandsvertreter identifizierten sich in der ersten Projektphase so stark mit dem methodischen Ansatz, daß sie die eingeleiteten Prozeß nach nur einem Jahr der Projektimplementierung selbständig weiterführten. Die durch Verbandsvertreter weitgehend eigenständig erfolgte Analyse von im Sektor bestehenden Problemem und die Präsentation der Ergebnisse auf einer Nationalen Konferenz scheint ein äußerst geeignetes Mittel zu sein, um Interessenverbände für eine engagierte Vertretung von Interessen zu motivieren. 

· Trotz einiger von den Interessenverbänden weitgehend selbständig durchgeführten Selbsthilfemaßnahmen, wie z.B. erfolgreiche Gründung von Dachverbänden, nationalen Kredit- und Sparverbänden sowie lokalen Kredit- und Sparkassen, ist der konkrete Einfluß auf gesetzlich festgeschriebene Rahmenbedingungen in den Ländern der ersten Projektphase nur ansatzweise feststellbar. Dies zeigt, daß a.) nur eine länger andauernde intensive Arbeit des Beirats die Einflußnahme auf gesetzlich festgeschriebene Rahmenbedingungen initiieren kann und b.) von Verbänden durchgeführte Aktionen sich eher auf unmittelbare Verbesserungen der Lebenssituation (z.B. Einrichtung von Kredit- und Sparkassen) als auf die bestenfalls mittel- oder langfristig zu erzielenden Veränderungen von den Sektor betreffenden Gesetzen und Bestimmungen konzentrieren.

· Bei die seit 1996 bestehende Kooperation mit den Beiräten hat in den Ländern der zweiten Projektphase Einfluß auf gesetzliche festgeschriebene Rahmenbedingungen genommen. Ein Regierungsberater bestätigte, daß die Projektarbeit die Formulierung der Kleingewerbeförderpolitik (MSE) eindeutig beeinflußt habe. Das Fachwissen des Projektes sei zudem für die Erstellung eines Entwurfs der Kammergesetzgebung genutzt worden. Dies belegt, daß die vom Projekt verfolgte Strategie erfolgversprechend und ihre Anwendung in anderen Projekten empfehlenswert ist.

14. Breitenwirksamkeit der Maßnahmen

Durch die Einbeziehung zahlreicher Verbände konnte in der ersten Projektphase eine hohe Breitenwirksamkeit initiiert werden. In Ghana waren 35 Personen in der die Selbsthilfeaktivitäten koordinierende Kerngruppe organisiert. Sie repräsentierten 30 Verbände (davon 12 Frauenverbände). Projektdokumente enthalten keine Angaben über die in allen Verbänden zusammengeschlossenen Kleingewerbetreibenden. Der in Folge der Projektimplementierung revitalisierte Dachverband ASSI soll nach Angaben des Präsidenten ca. 500.000 Personen betreuen. Bei einer Evaluierung im Juni 1997 konnte diese Zahl jedoch nicht belegt werden. Anläßlich einer Generalversammlung im Januar 1996 kamen 80 Repräsentanten der ASSI angeschlossenen Mitgliedsverbände. Dies kann als ein durchaus respektables Ergebnis gelten.

In Côte d’Ivoire bestand die Kerngruppe aus 40 Personen, die 10 Verbände (darunter ein nationaler Frauenverband) repräsentierten. Durch den vom Projekt initiierten Prozess kam es zur Gründung des Dachverbandes FEDESI. Bei einer Versammlung FEDESI’s im Oktober 1994 waren 20 Städte vertreten. 78 Delegierte repräsentierten über 60 Verbände.

In der zweiten Projektphase wurden Kleingewerbetreibende direkt kontaktiert. In Sambia wurden Anfang 1999 1750 IS-UnternerhmerInnen (549 Frauen) betreut, die sich in über 100 größtenteils informellen Gruppen organisiert hatten. Da das Projekt nur über äußerst knapp bemessenes materielle und personelle Ressourcen verfügt, dürften keine Kapazitäten für den vom Projekt inititierten Ausbau der Kontakte bestehen. Es bleibt jedoch zu hoffen, daß die Nationale Konferenz zahlreiche Personen auf das Projekt aufmerksam gemacht hat, und diese von sich aus auf Mitarbeiter zugehen.

In Äthiopien bestanden Ende 1998 intensive Kontakte zu 714 UnternehmerInnen (342 Frauen). Die UnternehmerInnen sind in insgesamt 42 Gruppen organisiert und können über die Einbeziehung von Gruppenmitgliedern weitere Personen für die Projektaktivitäten interessieren. Eine Chance für höhere Breitenwirksamkeit besteht zudem in den zu bestimmten Themen arbeitenden Komitees (z.B. Land, Finanzierung, Rohmaterial ...). Die Komitees beziehen unterdessen Repräsentanten aus zahlreichen Verbänden und von unterschiedlichen Regionen in ihre Arbeit ein. Ansätze zur Gründung eines nationalen Verbandes sind erkennbar.

Die in den vier Projekten bereits gegebene Breitenwirksamkeit wird sich noch weiter erhöhen, wenn die ECA den Ansatz wie geplant in weiteren afrikanischen Ländern verbreitet. Der Executive Secretary der ECA-Vertretung im südlichen Afrika (UNECA-SRDC SA) betonte auf dem Nationalen Workshop in Sambia, daß sich die Konzeption des Projektes in die Initiative der Vereinten Nationen Inter-Agency Task Force on Poverty Reduction in Africa through the promotion of the Informal Sector and Employment Generating Opportunities einfüge. Bei dieser Maßnahme zur Armutsbekämpfung sind die ECA und die ILO die federführende UN-Organisation. Die sechs Unterprogramme der Initiative sind:

· Enabling Environment;

· Access to Financial Services;

· Access to Education and Training;

· Industrial and Manufacturing Activities;

· Non- Farm Activities;

· Infrastructure: Employment Generation through Labour Intensive Works

Der flexible Ansatz des IS Projektes, das die Wahl der Arbeitsschwerpunkte bei den Betroffenen belasse, passe in hervorragender Weise zu diesen Konzept. Die Methode sei zudem hervorragend zur Änderung von Rahmenbedingungen geeignet:

„By leading groups through a conscientization and learning process it allows them both, to solve a very particular problem and at the same time to advocate for an improvement of their enabling environment. We do not believe that government and private sector entities will improve the general macro framework for the micro and small enterprise sector just because multinational organisations and foreign donors urge them to do so. We are convinced that the chances for change are much better, if the people concerned with a particular situation, sit together with their partners from Government and private sector, and discuss their concerns and thus jointly find solutions and compromises as in most cases.“

Dr. Robert Okello, Acting Director der ECA-Vertretung im südlichen Afrika

 (UNECA-SRDC SA) auf dem National Workshop in Sambia, 26-27.April 1998

Die ECA will daher in der dritten Phase des Projektes den Ansatz auf weitere Länder ausweiten. Die weiterlaufenden Projektaktivitäten in Äthiopien und Sambia sollen -neben ihrem direkten Nutzen für IS-UnternehmerInnen in diesen Ländern- die Erstellung eines Handbuchs ermöglichen. Darüber hinaus wird sie dem realitätsnahen Training von für die Verbreitung des Ansatzes vorgesehenem Personal dienen und als Fallbeispiel für an der Anwendung interessierte Vertreter von Regierungen, EZ-Institutionen u.a. genutzt werden. Um diese Verbreitung zu propagieren haben die regionalen Vertretungen der ECA (Sub-Regional-Centers) mit Informationsarbeit begonnen. So wurde das sambische IS Projekt zum von der SRDC geleiteten Fifth Meeting of Intergovernmental Committee of Experts (ICE) for Southern Africa eingeladen. Die Projektleiterin konnte das Projekt vorstellen, über den National Workshop berichten und die Verbreitung des Ansatzes mit Teilnehmern südafrikanischer Länder diskutieren. Die geleistete Arbeit kann auf diese Weise vielen Tausend Kleingewerbetreibenden in ganz Afrika zugute kommen.

Lessons learnt: Breitenwirksamkeit der Maßnahmen

Hinsichtlich der Breitenwirksamkeit der Maßnahmen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Bei der Kooperation mit Repräsentanten von Verbänden kann die Vertretung der einfachen Mitglieder nur dann gewährleistet werden, wenn innerhalb des Verbandes intakte Kommunikationsstrukturen bestehen. Projektmitarbeiter sollten darauf achten, daß a.) die Basis bei der Problemanalyse miteinbezogen wird und b.) alle Mitglieder regemäßig von den Verbandsvertretern über die geleistete Arbeit informiert werden. Ist dies gewährleistet, kann eine große Anzahl von Angehörigen des zu fördernden Sektors erreicht werden.

· Bei der direkten Kooperation mit den Betroffenen kann die etwas unübersichtliche Zusammenarbeit mit 1000 und mehr Kleingewerbetreibenden durch die Bildung von Komitees zu thematischen Schwerpunkten erleichtert werden (z.B. Landkomitee, Kreditkomitee etc.)

15. Nachhaltigkeit

In Côte d’Ivoire beendete die Nationale Konferenz das ECA/GTZ Vorhaben im September 1993. Die Nationale Konferenz hatte beschlossen einen Dachverband zu gründen. Um diese Vorgabe umsetzen zu können wurde ein Pilotkomitee (Comité de Pilotage, CdP) gegründet. Das CdP unterstützte die Gründung von lokalen Verbänden, informierte die Öffentlichkeit über die bestehende Initiative und setzte die analytischen Untersuchungen der Arbeitsgruppen fort. Es wurde zudem die Satzung und die konstituierende Versammlung des Dachverbandes FEDESI vorbereitet. Im März 1994 erfolgte die Gründung FEDESI’s. 

Der Verband unternahm sofort die notwendigen Schritte für die Registrierung und bereitete die Gründung der Kredit- und Sparkasse FMDSI vor. Trotz großem Enthusiasmus von den am Prozess beteiligten Repräsentanten drohte die Arbeit durch die entstehenden erhebliche Kosten ins Stocken zu geraten. Der ehemalige Projektkoordinator nutzte in dieser Situation die Infrastruktur und die Erfahrung seiner NRO Centre de Formation et de Recherche en Animation Rurale CFRAR. Er unterstützte die Erstellung von mehreren Projektanträgen. Drei von ihnen wurden erfolgreich abgeschlossen: Die GTZ übernahm in einer Eigenmaßnahme bis Oktober 1996 u.a. die Kosten für Versammlungen und ermöglichte die Beschäftigung von lokalen Kurzzeitberatern; die französische NRO Frères des Hommes finanzierte Studien zum Aufbau des Kredit- und Sparsystems und der Fonds Ivoiro-Suisse de Développement Economic et Social FISDES stellte 1996 zwei Kreditlinien zur Verfügung.

Mit dieser Unterstützung entwickelte sich FEDESI und die angeschlossene Kredit-und Sparkasse FMDSI rasch weiter:

· FEDESI organisierte Treffen mit Vertretern von Ministerien und EZ-Institutionen, sensibilisierte Verbände in allen Regionen für die Ziele des Verbandes und bezog Massenmedien in die Informationskampagne mit ein;

· Im Oktober 1994 nahmen 78 Delegierte aus 20 Städten an einer Generalversammlung teil und präzisierten die Funktionsweise des Kredit-und Sparsystems und dessen Verhältnis zum Dachverband;

· Von November 1994 bis Februar 1997 wurden vier lokale Spar- und Kreditkassen (Fonds Local d’Épargne et de Crédit, FLEC) gegründet. Bis Mai 1999 kamen vier weiter FLECs hinzu, so daß heute acht Kredit-und Sparkassen in Côte d’Ivoire operieren. Bereits 1997 waren fast 2000 Konten eröffnet, 36 Millionen CFA (DM 120.000) gespart und 29 Millionen CFA (DM 96.666) als Kredit vergeben. Durch eine Beratergruppe (Cellule d’Appui Technique) werden Mitglieder von FEDESI und FMDSI fortlaufend geschult und die angewandten Managementtechniken verfeinert.

Gleichzeitig hatte FEDESI und FMDSI auch mit einigen Problemen zu kämpfen. Trotz aller Bemühungen waren Verbandsmitglieder 1997 noch nicht ausreichend fortgebildet, Mitgliedsverbände hatten nur eine vage Vorstellung von den Zielen des Dachverbandes und ein Großteil der Arbeit wurde für die Aufrechterhaltung der Kredit- und Sparkassen verwandt. Die lokalen FLECs waren lange Zeit nicht zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen an ihren Verband FMDSI bereit. Sie wurden zudem von Unternehmern vorfinanziert, die relativ bald ihr ausgeliehenes Geld zurückverlangten. Mitarbeiter der FLECs gaben diesem Druck nach, indem sie den Unternehmer Kredite mit einer zweifelhaften Chance auf Zurückerstattung ausbezahlten.

Diese und ähnliche Managementprobleme hinterlassen einen zweischneidigen Eindruck. Zum einen ist die in Côte d’Ivoire erzielte Nachhaltigkeit des eingeleiteten Selbsthilfeprozesses außergewöhnlich und scheint Modellcharakter zu haben, zum anderen sorgt eine Vielzahl von begangenen Fehlern für einen gewisse Nachdenklichkeit. 

Es stellt sich die Frage, ob bei aller partizipativen Ausrichtung nicht dennoch in einigen Sachfragen eine stringentere Beratung und Qualifizierung von Verbandsvertretern sinnvoll gewesen wäre. Es ist bedauerlich, daß bei der Zusammenarbeit mit Verbänden immer wieder die Qualität der gemeinsam durchgeführten Maßnahmen an mangelnder Qualifikation der Verbandsvorstände leidet, systematische und auf den Erfahrungen zahlreicher Projekte basierende Aus- und Fortbildungsprogramme für Interessensverbände jedoch nicht zur Anwendung kommen.

In Ghana begann die zunächst eigenständige Arbeit der Betroffenen mit der Gründung des Interim Management Committee IMC im November 1993. Dieses Komitee sollte Maßnahmen zur Weiterentwicklung der bereits bestehenden Interessensvertretung ASSI vorbereiten. Bis zum Mai 1994 traf sich das IMC sechsmal. Ein vomKomitee an die Konrad Adenauer Stiftung (KAS) gestellter Projektvorschlag wurde positiv beschieden. Vom vierten Treffen ab finanzierte KAS Tagegelder, Transport und Sekretariatskosten. In langwieriger Arbeit wurde mit der Basis eine Satzung des Verbandes diskutiert und verabschiedet. Im Januar 1995 erfolgte die konstituierende Versammlung des reorganisierten Dachverbandes. Allerdings litt die Arbeit auch in Folge an zahlreichen Meinungsverschiedenheiten und politisch und ethnisch bedingten Konflikten. So bestand z.B. zum National Board of Small Scale Industries (NBSSI) immer wieder ein gespanntes Verhältnis. Einige Vertreter NBSSI’s scheinen einen unabhängigen Verband als Bedrohung empfunden zu haben und bemühten sich um Einflußnahme und Kontrolle. Eine unvorteilhafte Anbindung an die KAS verhinderte zudem eigene Lernprozesse und beließ ASSI in der Rolle eines abhängigen Empfängers von Förderleistungen. Auch Vertreter ASSI’s scheinen eine undurchsichtige Verbandspolitik betrieben zu haben und bezogen nicht alle Mitgliedsverbände in die Aktivitäten des Dachverbandes ein. Bei einer Evaluierung im Julí 1997 machte der Verband einen äußerst zerstrittenen und wenig effizienten Eindruck.

Dies ist bedauerlich, da ASSI unterdessen sowohl über die Infrastruktur, als auch über einige fortgebildete und engagierte Mitglieder verfügt. Trotz 1997 immer noch bestehender Probleme mit Mitgliedsverbänden konnte der Verband einige Aktionen zur Vertretung eigener Interessen durchgeführten. ASSI wurde nach erfolgreicher Lobbyarbeit Mitglied im Tripartite Committee on Labour, da u.a. Gehälter von Arbeitern festlegt. Der Verband ist in Kontakt mit dem Ministry of Social Welfare und beteiligt sich an Diskussionen für beschäftigungsfördernde Maßnahmen. ASSI setzte sich zudem für die Dezentralisierung des Business Assistance Fund, für die Öffnung des District Assembly Common Funds für KleinunternehmerInnen sowie für die Errichtung von gemeinsamen Produktionsstätten ein. Der Dachverband beschwert sich über die zu hohen Steuerbelastungen einiger Mitglieder und arbeitet engagiert an der Einrichtung eines angepaßten Kreditsystems. 

Es kann daher zusammenfassend gesagt werden, daß der nach Projektende betriebene Aufwand zur Reorganisierung des Dachverbandes ASSI in einem ungünstigem Verhältnis zu den erreichten Resultaten steht. Dennoch sind Ansätze zu einer erfolgreichen Verbandsarbeit und zur Vertretung gemeinsamer Interessen gegeben.

Über die Nachhaltigkeit der in der zweiten Projektphase durchgeführten Maßnahmen können noch keine präzisen Angaben gemacht werden. Der andauernde Erfolg des Ansatzes dürfte aber vor allem dann gegeben sein, wenn sich die Arbeit der vom Projekt unterstützten Verbände und Gruppen in bestehende politische Initiativen einreihen kann. 

In Sambia harmoniert das Projekt mit Initiativen der Regierung zur Kommunalentwicklung. Der stellvertretende Minister für Industrie, Herr Jazzman Chikwakwa, ging auf dem National Workshop mit Empathie auf die Situation in den Kommunen ein:

„People in local communities have interests which motivate them to work for their communities. For instance, people usually have the desire to reduce poverty, unemployment and crime in their communities. Unemployment is an experience shared by many. Whilst national statistics indicate the extent and nature of unemployment, it is at the local level that its human face is seen and felt when friends, parents or associates begin to lose their jobs or when local crime increases and the signs of poverty such as deterioration in health (make) people recognise the need for action to stop the deterioration in their community. Local people have a commitment to their areas. Simply because they live in the area and have their friends and family there, local residents have a very tangible interest in the area and the policies which affect them. Thus they are the ones who experience the consequences of policy initiatives, Government programmes, development proposals and so on. Our biggest problem is to mobilise our communities for local development.“

zitiert aus dem ECA-Dokument: Report on the 

National Workshop, 26.-27.3.1998 in Lusaka, Zambia

Der stellvertretende Minister unterstrich in diesem Zusammenhang die Bedeutung des IS als soziales Sicherungssystem. Angesichts der abnehmenden formalen Beschäftigung könne der IS durch die Schaffung von Arbeitsplätzen viel zur lokalen Entwicklung beitragen. Um diese Entwicklung zu fördern sei es notwendig, einen Geist von Eigenständigkeit, Aktionsorientierung und Experimentierfreude zu schaffen. Die Anwendung von partizipativen Methoden auf der Ebene der Entscheidungsfindung in Kommunen sei ein Mittel zur Mobilisierung der auf lokaler Ebene vorhandenen Talente. 

Der stellvertretende Minister begrüßt daher ausdrücklich den vom Projekt eingeschlagenen Weg und fordert dazu auf, die Fördermaßnahmen in der dritten Projektphase auf ländliche Gebiete auszuweiten. Der nachhaltige Erfolg in Sambia könnte daher durch eine verstärkte Arbeit im Sinne kommunaler Entwicklung gesichert werden. Hierfür müßten a.) weitere Zweigstellen aufgebaut und b.) Kontakte zu kommunalen Verwaltungen intensiviert werden.

In Äthiopien paßt die vom Projekt verfolgte Konzeption hervorragende zu der neuen MSE Strategie der Regierung. Wie bereits erwähnt, sprach sich der zuständige Minister für die Anwendung des methodischen Ansatzes in allen Landesteilen Äthiopiens aus. Nach Ansicht des Verfassers, kann das Vorhaben in Äthiopien nun intensiv auf die neu geschaffenen Regelungen eingehen. IS-UnternehmerInnen sollten das neue Gesetz mit Hilfe von lokalen Fachkräften analysieren und Handlungsspielräume ausloten. Unter Einbeziehung des Beirates und bei Aufrechterhaltung der Kontakte zum deutschen Regierungsberater könnten Vorschläge unterbreitet werden, die den allgemeinen Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen durch konkrete, aktionsorientierte Angaben ergänzt (z.B. Präzisierung der von informellen Gruppen gewünschten Organisationsform; Vorschläge, wie Mikrofinanzsysteme unterstützt werden könnten; Ausarbeitung von Programmen zur angepaßten und nachfrageorientierten Aus- und Fortbildung; Erstellung eines Konzepts zur Absatzförderung von Produkten). 

Die für die Nationalen Konferenz erstellten Analysen können für diese Arbeit genutzt, erweitert und präzisiert werden. Gelingt es, den Einfluß der im Beirat sitzenden Mitglieder mit der Dynamik der an der Basis arbeitenden KleinunternehmerInnen zu verknüpfen und die Aktivitäten zudem auf die in der MSE Politik genannten Punkte zu fokussieren, bestehen in Äthiopien exzellente Chancen für eine nachhaltige Verbesserung von Rahmenbedingungen.

Lessons learnt: Nachhaltigkeit

Hinsichtliche der Nachhaltigkeit der Maßnahmen lassen sich folgende Punkte festhalten:

· Nachhaltigkeit der lokalen Förderstruktur: Es hat sich als vorteilhaft erwiesen, Projektleiter zu rekrutieren, die einer vor Ort operierenden Consulting oder NRO angehören. Sie verfügen über die notwendige Infrastruktur, um auch nach Projektende eine Kooperation mit anderen Partnern anstreben und so den eingeleiteten Prozeß fortführen zu können.

· Nachhaltigkeit des eingeleiteten Selbsthilfeprozesses: Der eingeleitete Selbsthilfeprozeß scheint vor allem dann nachhaltig zu sein, wenn a.) Verbandsmitglieder motiviert und für die Weiterführung der Maßnahmen qualifiziert und b.) vor Ort operierende EZ-Institutionen für eine Nachbetreuung der Aktivitäten gewonnen werden können.

· Nachhaltiger Einfluß auf Rahmenbedingungen: Der andauernde Erfolg des Ansatzes dürfte vor allem dann gegeben sein, wenn sich die Arbeit der vom Projekt unterstützten Verbände und Gruppen in bestehende politische Initiativen einreihen kann. In diesem Fall ist eine nachhaltige Unterstützung der Arbeit durch die Regierung des betreffenden Landes wahrscheinlich.

16. Lernerfahrungen ("lessons learnt") aus der unterschiedlichen Herangehensweise in den vier Projektmaßnahmen

In den Ländern der ersten Projektphase fand man einen relativ gut organisierten IS vor. Man hielt es daher nicht für notwendig, direkt auf der Mikroebene anzusetzen, sondern verließ sich vielmehr darauf, daß die ausgewählten Verbände ihre Basis repräsentieren und diese in den gesamten Prozeß einbeziehen. 

Die Stärken des in der ersten Projektphase angewandten Ansatzes liegen in folgenden Punkten:

· Die Beschränkung des Kontaktes auf eine begrenzte Anzahl von Repräsentanten ermöglicht vielschichtige soziale Prozesse innerhalb der Gruppe. Die Repräsentanten lernen sich kennen und erhalten die Möglichkeit andere Standpunkte besser zu verstehen. Die Erfahrungen in der ersten Projektphase zeigen, daß die anfangs bestehende Distanz und Konkurrenz zunehmend einem Gefühl der Solidarität weicht. Die vom Projekt initiierten intensiven Arbeitsprozesse können zur Heranbildung einer homogenen Gruppe mit geregelten Formen der Meinungsäußerung und Entscheidungsfindung führen.

· Es ist ein aus der Soziologie bekanntes Phänomen, daß neu gebildete Gruppen nach einer Phase der Überwindung von Distanz und Hemmschwellen hohe Dynamik entwickeln können. Dies war vor allem in Côte d’Ivoire der Fall.

· Die Prozesse in Côte d’Ivoire und Ghana weisen viele Kriterien für erfolgreiche Gruppenarbeit, wie z.B. geregelte Kommunikationsstrukturen, annähernd gleiche Interessen, Herkunft aus ähnlichem Milieu und klar abgegrenztes und erreichbares Ziel, auf.

· Durch die überschaubare Anzahl der beteiligten Personen kann die Arbeit der Gruppen wesentlich leichter begleitet und gegebenenfalls gesteuert werden. 

· Ermüdenden Diskussionen immer neuer Teilaspekte von Problemen kann durch eine sanfte Moderation entgegengewirkt werden. Die relativ geringe Anzahl der beteiligten Personen verhindert zudem, daß sich Beteiligte immer wieder auf die Standpunkte von neu in den Prozeß eingetretenen Personen einlassen müssen. Der Prozeß bleibt zielgerichtet und konzentriert sich auf die zu Beginn festgelegten prioritären Arbeitsfelder.

· Die oben genannten Kriterien machen die Gruppe und den von ihr betreuten Prozeß attraktiv für Folgemaßnahmen von anderen EZ-Institutionen. Zeitaufwendige Vorbereitungsmaßnahmen entfallen. Da die Zielgruppe definiert, eine Kerngruppe bereits herangebildet und ein Arbeitsprogramm in Folge der analytischen Arbeit besteht, kann zügig mit einer auf bereits bekannte Ziele ausgerichteten Arbeit begonnen werden. 

· Bei funktionierenden internen Kommunikationssystemen der Verbände kann extrem hohe Breitenwirksamkeit erzielt werden. Die Breitenwirksamkeit bezieht sich dabei weniger auf konkrete Förderung, als auf die mögliche Einbeziehung der Standpunkte von vielen Tausend Verbandsmitgliedern.

· Die Folgemaßnahmen in Côte d’Ivoire und Ghana zeigen eine starke Ausrichtung auf die Bildung von Dachverbänden. Der gewählte Ansatz scheint daher besonders dann sinnvoll zu sein, wenn eine solche Struktur noch nicht besteht und ihr erfolgreicher Aufbau angesichts der bestehenden politischen und sozio-kulturellen Rahmenbedingungen sinnvoll erscheint.

· Da sich die Repräsentanten an einem bestimmten Versammlungsort treffen können entfällt die arbeitsintensive Betreuung von Kleingewerbetreibenden in zahlreichen Einzugsgebieten. Durch die Projektarbeit entstehen daher relativ geringe Kosten.

Schwächen der in der ersten Phase angewandten Konzeption bestehen in den folgenden Bereichen:

· Bei Projektprüfungen und zu Beginn der Projekimplementierung muß die Auswahl der Verbände in relativ kurzer Zeit erfolgen. Es kann leicht zu Fehleinschätzungen des Organisationsgrades der ausgewählten Strukturen kommen.

· Werden die internen Kommunikationsstrukturen überschätzt, ist die Verknüpfung mit der Basis fraglich. Arme Bevölkerungsgruppen an der Basis erhalten unter Umständen keine Gelegenheit ihre Probleme darzustellen und auf Lösungen hinzuwirken. Der Armutsbezug des Ansatzes kann gemindert werden.

· Es besteht die Gefahr der Herausbildung einer kleinen privilegierten Gruppe mit mangelhafter Anbindung an andere Kleingewerbetreibende. Es ist nicht immer gewährleistet, daß die besser qualifizierten Verbandsvorstände die Interessen der Ärmsten vertreten.

· Da Außenstehende (und zumindest zu Beginn auch die Projektmitarbeiter) die gesamte Bandbreite der im IS gegebenen Probleme nicht kennen, geraten sie in Abhängigkeit von den von Repräsentanten gemachten Aussagen.

· Sind die beteiligten Repräsentanten nicht nur an Allgemein- sondern auch am eigenen Wohl interessiert, können sie relativ leicht egoistische Interessen einfließen lassen.

· Bei einer umfassenden Analyse der Probleme des IS müssen zahlreiche Komponenten und sich gegenüberstehende Begriffspaare berücksichtigt werden, z.B. Stadt/Land, Mann/Frau, Dienstleistung/Produktion, Heterogenität der Ethnien, politische Orientierungen etc. Fragwürdig ist, ob eine kleine Gruppe von Repräsentanten der Komplexität des IS und der in ihm auftretenden Probleme gerecht wird. 

· Die Vorghensweise ist zudem etwas analytisch und "trocken". Es fehlt die schillernde Vielschichtigkeit der an der Basis gemachten Erfahrungen. 

· Durch die relativ sachliche Darstellung gegenüber Dritten, wie z.B. den Beiräten, kann die emotionale Wirkung (Betroffenheit, Mitgefühl, Verantwortung ...) leicht verloren gehen. Die Kooperation des Beirats mit dem IS kann im schlimmsten Fall zum typischen administrativen Vorgang verkommen, bei dem Ausschüsse gebildet, Entscheidungen verschoben und auf Dritte verwiesen wird.

In der zweiten Projektphase wurden in den ausgewählten ehemals sozialistischen Länder noch keine entwickelten Strukturen zur Interessensvertretung angetroffen. Man setzte daher direkt an der Mikroebene an und leitete die Kleingewerbetreibenden an der Basis zu einem arbeitsintensiven Selbsthilfeprozeß an.

Dieser Ansatz dürfte eher dem Anspruch nach empowerment einer großen Anzahl von vernachlässigten UnternehmerInnen gerecht werden. Viele Kleingewerbetreibende fühlen sich von der Regierung und von Hilfsorganisationen im Stich gelassen. Sie haben den Eindruck, vergessen worden zu sein und reagieren auf die mangelnde Beachtung häufig mit Verbitterung und Resignation. Dadurch verschlimmert sich in vielen Fällen ihre Lage. 

Der regelmäßige Besuch durch Animateure gibt diesen IS-UnternehmerInnen bereits einen Teil ihrer Selbstachtung und Würde zurück. Sie erhalten das Gefühl, beachtet und ernstgenommen zu werden. Wenn es gelingt sie in konkrete Fördermaßnahmen einzubinden, 

erhöht sich ihr Vertrauen in eigene Fähigkeiten. Die Arbeit mit Aktionsplänen ermöglicht es ihnen, wieder Perspektiven für eine Verbesserung ihrer Lage zu erkennen. 

Selbsthilfeaktionen führen in der Regel nicht zur völligen Lösung von Problemen. Sie stellen vielmehr einen langen und mühevollen Weg dar, bei dem die Betroffenen lernen, mit Hindernissen umzugehen, Planungsziele anzupassen und alternative Lösungsmöglichkeiten zu diskutieren. Durch diese Arbeit wachsen die Kenntnisse und Fähigkeiten der Betroffenen. Sie lernen sich als soziales Wesen mit Handlungsspielräumen und Grenzen zu erkennen. 

In der Arbeit in Gruppen und Verbänden können die Möglichkeiten der Realisierung eigener Interessen kennengelernt werden. Es ist in der Regel ein langwieriger Prozeß, funktionierende Verbände mit einer geregelten Kultur von Diskussion, Entscheidungsfindung und Umsetzung von Maßnahmen aufzubauen. Häufig setzt bei diesem Prozeß eine pluralistische und demokratische Entscheidungsfindung ein, bei der die Fähigkeit, mit Argumenten zu überzeugen, althergebrachte Hierarchien in Frage stellt. 

Wesentliche Stärken des in der zweiten Projektphase angewandten Ansatzes sind daher die:

· Einbeziehung einer großen Anzahl von Kleingewerbetreibenden und damit auch der armen Bevölkerungsgruppen in einen intensiven Lernprozess.

· durch den Lernprozeß entstehenden Fortschritte in bezug auf Persönlichkeitsentwicklung (Selbstwertgefühl, Würde, Vision ...) und aktionsorientierte Organisationsarbeit.

· Mobilisierung der Basis für ein gemeinsames Ziel und die dadurch wachsende Solidarität einer großen Anzahl von Angehörigen des Sektors bei gleichzeitig abnehmendem Mißtrauen und Kokurrenzverhalten. Dies ist ein wesentlicher Fortschritt bei der breitenwirksamen Armutsbekämpfung 

· Authentizität und Lebhaftigkeit der an Dritte weitergegebenen Erfahrungen.

· starken emotionalen Wirkungen bei Beiratsmitgliedern, die in unmittelbaren Kontakt mit der Armut und den Arbeitsbedingungen der Kleingewerbetreibenden geraten und dadurch eher zu eigenem Engagement bereit sind.

· Mögliche Verknüpfung von unmittelbarer Erfahrung an der Basis mit auf die Verbesserung von Rahmenbedingungen abzielende staatliche Initiativen.

· Unmittelbare armutsmindernde Auswirkungen an der Basis durch vom Projekt unterstützte Selbsthilfemaßnahmen (z.B. Aus-und Fortbildung, Kredit, Absatz und Rohmaterialversorgung ...).

· durch konkrete Fördermaßnahmen verbessere Akzeptanz der Projektmaßnahmen bei Dritten (z.B.Regierungsstellen, andere EZ-Institutionen).

· Tendenz zur Bildung von Gruppen und Verbänden auf der Mesoebene. Der Ansatz eignet sich daher vor allem für Länder, in denen Organisationsstrukturen auf dieser Ebene wenig enwickelt sind.

Die Nachteile des in der zweiten Phase angewandten Ansatzes bestehen in folgenden Bereichen:

· In Äthiopien und Sambia sind die Projektmitarbeiter in Kontakt mit ca. 1000 bis 2000 Kleingewerbetreibenden. Die in den Gruppen der ersten Phase hergestellte Homogenität ist bei dieser Anzahl kaum herbeizuführen.

· Die große Bandbreite an Problemen und Standpunkten verhindert auch die vor allem gegen Ende der ersten Projektphase entstandene zielgerichtete Dynamik. Durch die komplexen Aufgaben des Projektpersonals ist eine Konzentration auf wenige Schwerpunkte kaum möglich. Manchen Aktionen scheint es an Präzision und systematischer Nachbetreuung zu fehlen. Es besteht die Gefahr sich in zahlreichen Kleinaktivitäten zu verlieren.

· Es ist erfreulich, daß ca. 1000 bis 2000 Kleingewerbetreibende direkt betreut werden können. Da die bestehenden Verbände noch sehr schwach sind und nur wenig weitere Mitglieder in die Projektaktivitäten einbeziehen können, dürfte jedoch eine über diese Zahl hinausgehende Breitenwirksamkeit kaum herzustellen sein.

· An einer Kooperation interessierte Dritte hätten es im Fall einer weiterführenden Fördermaßnahme mit einer Vielzahl von größtenteils wenig entwickelten Gruppen zu tun. Dies könnte EZ-Institutionen als Hindernis für eine möglichst zügige und effiziente "Abwicklung" von Projektmaßnahmen erscheinen.

· Die Mobilisierung der Basis ohne rechtzeitige Heranbildung von wirkungsvollen Interessensvertretungen birgt Risiken. Die Landfrage in Äthiopien ist z.B. ein äußerst brisantes Thema. Solange ECA und GTZ die Kleingewerbetreibenden bei ihren Anträgen unterstützt und zudem ein Beirat im Konfliktfall tätig werden kann, dürfte es nicht zum Eklat kommen. Es ist jedoch nicht unwahrscheinlich, daß erzielte Erfolge nach Projektende durch Interventionen einflußreicher Landbesitzer in Frage gestellt werden. Die zunehmende Artikulierung von Bedürfnissen wird nur dann zu nachhaltigen Erfolg führen, wenn a.) entsprechende Rechte gesetzlich verankert sind und b.) Interessensvertretungen genügend Einfluß erlangt haben, um sich gegen Drohungen Dritter erfolgreich zur Wehr zu setzen.

· Durch den unmittelbaren Kontakt entsteht ein wesentlicher höherer Arbeitsaufwand und damit auch höhere Projektkosten.

Die Projekte in der jeweils gleichen Phase weisen nur geringe Unterschiede in der Vorgehensweise auf. 

In der ersten Projektphase wurden sowohl in Côte d’Ivoire als auch in Ghana intensive analytische Prozesse durchgeführt. In beiden Ländern mündeten diese Prozesse in der Erstellung von Aufsätzen und Thesenpapieren zu prioritären Problemen des IS im jeweiligen Land. Die Themen der Aufsätze waren relativ ähnlich. In beiden Ländern wurden die Resultate der Arbeit bei der Nationalen Konferenz mehreren Hundert teils hochgestellten Persönlichkeiten vorgestellt. Die Dynamik des Prozesses hielt in beiden Ländern an und richtete sich vor allem auf den Auf- oder Ausbau von Dachverbänden und auf die Umsetzung der in der Nationalen Konferenz erteilten Empfehlungen.

In der zweiten Projektphase wurde sowohl in Sambia als auch in Äthiopien ein mühsamer Diskussionsprozeß mit Kleingewerbetreibenden an der Basis begonnen. Dieser Prozeß mündete in beiden Ländern in der verstärkten Gründung von Gruppen und Verbänden. Es entstanden sowohl in Äthiopien als auch in Sambia Komitees die sich mit prioritären Problemen wie z.B. Kredit, Landfrage, Rohmaterialbeschaffung und Absatz befaßten. Dies führte in beiden Maßnahmen zur intensiven Lobbyarbeit, bei der man zahlreiche Institutionen angeschrieben und vor allem in Äthiopien erheblichen Einfluß auf die Gestaltung von Rahmenbedingungen erlangte.

Die Unterschiede in der Entwicklung der Projektaktivitäten in der jeweils gleichen Phase liegen weniger in einer beabsichtigten Modifizierung des Projektansatzes, als in bestimmten Rahmenbedingungen des Landes sowie unterschiedlicher Schwerpunktsetzung durch die Projektleitung.

Die Rahmenbedingungen in Côte d’Ivoire erlaubten einen relativ zügigen Aufbau eines Dachverbandes und einer angeschlossenen Kredit- und Sparkasse. Scheinbar hat sich in diesem Land bereits eine liberalere Auffassung von Förderpolitik durchgesetzt, die privatwirtschaftlichen Initiativen Raum läßt und von einem reglementierenden Eingreifen  des Staates absieht. In Ghana war dies nur bedingt der Fall. 1997 durchgeführte Interviews mit der staatlichen Förderinstitution für Kleinindustrie, NBSSI, zeigten, daß Funktionäre in diesem Land die Fäden in der Hand halten wollen. Sie sahen den (eigentlich) unabhängigen Dachverband ASSI als ihre Kreation an, setzten ihn mit der staatlichen Institution NBSSI gleich und berichteten, daß sie einen neuen Vorstand in dem Dachverband eingesetzt hätten. Dies klingt nicht nach einer liberalen Interpretation staatlicher Förderpolitik.

Als Lernerfahrung aus dem im Vergleich zu Ghana größeren Erfolg in Côte d’Ivoire kann gelten:

· Sollte eine Projektmaßnahme in das "Fahrwasser" eines bestehenden Verbandes geraten oder diesen sogar als Partner auf der Durchführungsebene auswählen, ist dessen Funktionsfähigkeit und die im Umfeld gegebene Akzeptanz sorgfältigst zu prüfen. Der seit Mitte der 80er Jahre bestehende Verband ASSI stellte sich als äußert konfliktträchtig heraus. Eine intensive Anbindung der vom Projekt initiierten Prozesse an diesen Verband war kontraproduktiv und hätte bei eingehenderer Analyse eventuell verhindert werden können.

· Läßt eine staatliche Förderagentur, wie z.B. die ghanaische Institution NBSSI, einen Anspruch auf Kontrolle von und Einflußnahme auf Interessensverbände erkennen, sollten Projektaktivitäten dieses Typs entweder vermieden (im ECA-Fall durch Auswahl eines anderen Landes) oder außerhalb von konfliktreichen Organisationsstrukturen implementiert werden.

· Das britische Kolonialsystem arbeitete mit dem Ansatz der indirect rule, der den im jeweiligen Land herrschenden traditionellen Herrschaftssystemen einen gewissen Raum einräumte. Das französische Kolonialsystem wandte hingegen die in Frankreich geltenden Verwaltungsstrukturen strikt auf die kolonialisierten Länder an. Es ist auffällig, daß im anglophonen Ghana ethnische Spannungen einen starken Einfluß auf die Nachförderung der Projektaktivitäten nahmen. Im frankophonen Côte d’Ivoire wurden ethnische Spannungen hingegen nicht sichtbar. Die These, daß der Fortbestand von traditionellen, und im gesamten Land stark heterogenen Herrschaftsstrukturen in anglophonen Ländern bis heute die Bildung von landesweit operierenden Dachverbänden behindert, kann hier nur angerissen, aber nicht ausreichend belegt werden. Ein entsprechender Abgleich von Erfahrungen in frankophonen und anglophonen Ländern könnte in bezug auf die zukünftige Auswahl von Projektländern hilfreich sein.

Vergleicht man die Projektmaßnahmen in Sambia und Äthiopien, fallen vor allem zwei Punkte auf: In Sambia wurde zum einen etwas statischer vorgegangen (z.B. angestrebtes Ziel der Gründung von 100 Gruppen)
 und ein großes Gewicht auf die Erlangung von Krediten gelegt; zum anderen fand in Äthiopien eine wesentlich stärkere Einflußnahme auf Rahmenbedingungen statt. Der erste Punkt ist wohl auf die unterschiedliche Arbeitweisen der Projektkoordinatoren vor Ort zurückzuführen. Er dokumentiert den toleranten Umgang mit dem kreativen Potential von unterschiedlichen Persönlichhkeitsstrukturen und divergierenden kulturellen und sozialen Umfeldern. Diese Toleranz ermöglicht neue Erfahrungen bei der eigenständigen Anwendung von partizipativen Methoden, führt aber nicht immer zu den von Außenstehenden erwünschten Wirkungen. 

Der zweite Punkt ist vor allem auf ein in Äthiopien günstigeres Umfeld für politische Veränderungen im Bereich der Kleingewerbeförderung zurückzuführen. Im Gegensatz zu Sambia war in Äthiopien ein Gesetz zur Förderung des Kleingewerbes bei Projektbeginn noch nicht verabschiedet. Die Projektaktivitäten fanden zeitgleich mit der Erstellung eines entsprechenden Gesetzes statt und konnten mit diesem Prozeß verknüpft werden. In Äthiopien arbeitete zudem ein deutscher Regierungsberater im zuständigen Ministerium. Er zeigte sich äußerst kooperativ und nutzte die durch das IS-Projekt erlangten Informationen für von ihm erstellte Vorschläge und Diskussionspapiere.

17. Empfehlungen für den Aufbau von Dialogmechanismen zwischen Repräsentanten eines Sektors und Entscheidungsträgern aus Politik und Wirtschaft

Die Artikulierung von Interessen durch Vertreter der Mikro- oder Mesoebene und die Verknüpfung dieses Prozesses mit einem die Aktivitäten begleitenden Beirat eröffnet beste Chancen für die Beeinflussung von Rahmenbedingungen. Die in den untersuchten Projekten erzielten Erfolge im Bereich Informeller Sektor/Kleingewerbe, sind mit hoher Wahrscheinlichkeit auch in anderen Sektoren zu erzielen. Durch die Kombination von konkreten Selbsthilfemaßnahmen an der Basis bei gleichzeitiger Einwirkung auf Rahmenbedingungen, bietet der Projektansatz gute Erfolgsaussichten für Maßnahmen zur unmittelbaren und mittelbaren Armutsbekämpfung. Das in dieser Studie diskutierte Konzept und seine Implementierung in anderen Projekten wird daher ausdrücklich empfohlen. Die bisher erzielten Wirkungen können durch eine Verfeinerung des Ansatzes verstärkt werden. 

Die bisher gemachten Lernerfahrungen ("lesssons learnt") wurden am Ende der vorangegangenen Kapitel ausführlich dargestellt. Zusammenfassend lassen sich die folgenden Punkte als wesentlichste Empfehlungen festhalten:

1. In vergangenen Dekaden verstanden sich die Regierungen zahlreicher Entwicklungsländer als Gestalter von wirtschaftlichen Entwicklung. Sie reglementierten ökonomische Prozesse und griffen aktiv in sie ein. Es hat sich jedoch herausgestellt, daß sich diese Eingriffe negativ auf ökonomische Entwicklungen und armutsmindernde Prozesse auswirkten. Für die Projektimplementierung sollten nur Länder ausgewählt werden, in denen sich die Rolle des Staates weitgehend auf die Schaffung von günstigen Rahmenbedingungen für den Privatsektor beschränkt.

2. Akteure an der Basis und deren Repräsentanten benötigen für die Einleitung von armutsmindernden Prozessen Entfaltungsspielraum und Vertrauen in die Möglichkeit der ungehinderten Entwicklung eigener Potentiale. Freie Meinungsäußerung und das Recht auf Interessensvertretung sollten daher in den Länder der Projektimplementierung gewährleistet sein.

3. Die Projektaktivitäten haben besonders gute Aussichten auf Erfolg, wenn im betreffenden Land eine Initiative zur Neuformulierung von Gesetzen mit Relevanz für Armutsminderung vorhanden, dieser Prozeß aber noch nicht abgeschlossen ist. Diese Situation kann u.a. in Transformationsländern gegeben sein. Das Projekt kann in diesen Ländern im "Fahrwasser" bestehender Initiativen Informationen liefern und Anregungen zur Gestaltung von Rahmenbedingungen einbringen.

4. Die Erfolgschancen erhöhen sich weiter, wenn in zuständigen Ministerien Regierungsberater tätig sind, die den Prozeß zur Minderung von Armut unterstützen und ihren Einfluß bei der Nutzung von Informationen geltend machen können. 

5. Beim Ansatz auf der Mesoebene ist darauf zu achten, daß die ausgewählten Verbände von der Basis getragen werden und deren Meinung wiedergeben. Da eine entsprechende Analyse Zeit benötigt, wird ein Zwei-Phasenansatz vorgeschlagen. In der ersten Phase kann der unmittelbare Kontakt mit der Basis einer Analyse der Armut verursachenden Probleme dienen. Es besteht zudem die Möglichkeit, die von der Basis akzeptierten Verbände zu identifizieren oder aufzubauen. In einer zweiten Phase können dann Verbandsvertreter in den Mittelpunkt der Projektaktivitäten rücken und eine intensive Kooperation mit dem Beirat eingehen. Durch diese Vorgehensweise kann die Authentizität und Lebhaftigkeit der Prozesse auf Mikroebene mit der Dynamik und Zielorientierung der Arbeitsweise auf Mesoebene verbunden werden.

6. Bei Spannungen zwischen Entscheidungsträgern in den Beiräten und Repräsentanten der Verbände kann die Kooperation eine für Außenstehende nicht nachvollziehbare Entwicklung nehmen. Projektmitarbeiter sollten daher mit Beiratsmitgliedern und mit Repräsentanten offen über die gegenseitige Akzeptanz reden und der Sache nicht dienlichen Konflikten entgegenwirken.

7. Beim Ansatz auf der Meso-Ebene kann prozeßbegleitende Organisationsberatung die Qualität der Beiträge von Verbandsvertretern erhöhen. Interessante Themen für Fortbildungs- und Beratungsmaßnahmen könnten z.B. Kommunikation, Moderation, Entscheidungsfindung, Konfliktmanagement und Verhandlungsmethoden sein.

8. Das Engagement der Beiratsmitglieder ist für den Projekterfolg essentiell. Der Auswahl von Beiratsmitgliedern kommt daher höchste Bedeutung zu. Ein Recht auf Beteiligung der Projektverantwortlichen bei der Formulierung von Auswahlkriterien (z.B. Erfahrungen im Bereich Armutsbekämpfung, Erfahrungen mit EZ) und bei der Auswahl der Beiratsmitglieder sollte in den Projektverträgen festgeschrieben sein. Es empfiehlt sich zudem andere Partner vor Ort (Botschaften, EZ-Projekte in ähnlichen Arbeitsfeldern, NROs etc.) intensiv in das Auswahlverfahren einzubeziehen.

9. Bei der Auswahl der Beiratsmitglieder sollte auf den Einfluß der Person innerhalb der jeweiligen Organisation geachtet werden. Eine Einwirkung auf das Umfeld kann vor allem dann erzielt werden, wenn die betreffenden Organisation offene Kommunikationsstrukturen aufweist (z.B. Arbeitsgruppen, Teams, Sitzungen mit Möglichkeit der freien Meinungsäußerung der Mitarbeiter...) und das Beiratsmitglied auf Grund der eingenommenen Position Möglichkeiten zur aktiven Mitarbeit an Organisationszielen hat.

10. Erfahrungen in Äthiopien und Sambia haben gezeigt, daß in Beiratssitzungen gelegentlich überraschend über bestehende Initiativen zur Neuformulierung von relevanten Gesetzen informiert und der Beirat um eine entsprechende Stellungnahme gebeten wird.
 Die zahlreichen Aufgaben der Beiratsmitglieder und Projektmitarbeiter verhindern häufig eine systematische Weiterverfolgung dieser Anfragen. Es wird daher empfohlen, einen nachfrageorienierten Fonds für Kurzzeitexperten im Bereich legislative Beratung bereitzustellen. Lokale Fachkräfte könnten das bestehende Problem analysieren und den Einsatz eines Beraters mit internationaler Erfahrung vorbereiten. Dieses Vorgehen kann die Effizienz von Maßnahmen zur mittelbaren Armutsbekämpfung entscheidend erhöhen.

11. Die Projekte in Côte d’Ivoire und Ghana haben gezeigt, daß der Höhepunkt der von Projektaktivitäten ausgelösten Dynamik frühestens zwei bis drei Jahre nach Projektbeginn zu erreichen ist. Zu diesem Zeitpunkt bestanden die Beiräte nicht mehr. Projekte dieses Typs sollten den eingeleiteten Entwicklungsprozeß über Jahre begleiten. Nur dann kann von einer wirklichen Chance zur Einflußnahme auf Rahmenbedingungen ausgegangen werden.

12. Nach einer gewissen Zeit der Kooperation mit Beiräten ist mit Ermüdungserscheinungen zu rechnen. Um dem entgegenzuwirken, sollte der Prozeß der Übernahme von "ownership" durch aktive Motivierung der Beiratsmitglieder vorangetrieben werden. Die Einbeziehung von kreativen Elementen kann zudem das Interesse der Beiratsmitglieder erhalten (Werkstattbesuche und andere Formen des "exposure", Sketche, Theaterstücke, Satire, Karikatur, Ausstellungen, Demonstration von Arbeitstechniken, Einladung zu bestimmten Veranstaltungen der Basis...etc.).

13. Außerordentliche Beiratssitzungen zu bestimmten Schwerpunktthemen können die Effizienz der Arbeit in genau einzugrenzenden Bereichen erhöhen. Zur Auflockerung der Sitzungen könne Außenstehende zu Vorträgen und Präsentationen eingeladen werden.

14. Die an den Beiratssitzungen teilnehmenden ProjektkoordinatorInnen können durch die Anwendung von Monitoring-Techniken die stringente Weiterverfolgung von eingeleiteten armutsmindernden Aktivitäten sicherstellen. Es wird empfohlen, sie in entsprechenden Techniken zu Projektbeginn zu schulen.

15. Intensive Kontakte zu anderen EZ-Organisationen können zur erfolgreichen Nachbetreuung der Maßnahmen beitragen. Die fortwährende Sensibilisierung der Basis für Methoden der Selbsthilfe und Training in der Erstellung von Projektvorschlägen kann zudem zu einer ausgewogenen Nutzung von eigenen und fremden Ressourcen nach Projektende beitragen.
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� Zwischen dem Begriffspaar formell und informell besteht ein weites Spektrum, in dem zahlreiche Formen von Ferne und Nähe zum Staat vertreten sind. So erfüllen die meisten UnternehmerInnen im IS einige der vom Staat formulierten Konditionen. Auf der anderen Seite befolgen viele registrierte Kleingewerbetreibende nicht alle Gesetze und Vorschriften.. Eine präzise Abgrenzung der Begriffe "Kleingewerbe" und "Informeller Sektor" kann kaum vollzogen werden. Die beiden Begriffe werden daher im voliegenden Bericht synonym verwandt.


� Vgl.: ECA: Promotion of the Informal Sector for development in Africa. Phase 1 – Pilot assistance to two selected countries. Methodological approach. Addis Ababa, 19 February 1992.


� Vgl.: UNECA: Promotion of the Informal Sector for development in Africa. Phase 2. Project document. Addis Ababa, July 1996.


� (ECA: Improving the role of African Women in Informal Sector – Production and Management&Management. The case of Zambia. Addis Ababa 1989.)


� vgl.: Wolfgang Schneider-Barthold u.a.: Die Organisationsfähigkeit des informellen Sektors. Der Beitrag des Kleingewerbes zur Reform des Wirtschafts- und Rechtssystems in Entwicklungsländern. Köln 1995.


� Es bleibt eines der wesentlichen Widersprüche in der Projektkonzeption, daß die Methodik auf einen langwierigen Umdenkungsprozeß bei Entscheidungsträgern abzielt, für diesen Prozeß aber nur ca. ein Jahr der Projektimplementierung veranschlagt wurde. Innerhalb einer solch kurzen Zeitspanne ist die Einflußnahme auf Rahmenbedingungen nach Ansicht des Verfassers kaum möglich.


� Vgl. Cornelia Lohmar-Kuehnle: Konzepte zur beschäftigungsorientierten Aus- und Fortbildung von Zielgruppen aus dem informellen Sektor. Köln, 1991.


� Diese Begebenheit kann als typisch für die vom Projekt eingeschlagene Philosophie angesehen werden. Die Projektkoordination in Deutschland (CTA) gibt nur einen Rahmen vor, überläßt es aber dem lokalen Personal das Konzept an die spezifischen Bedingungen vor Ort anzupassen. Den ProjekmitarbeiterInnen werden Irrtümer zugestanden; sie können ihre eigenen Erfahrungen machen und aus begangenen Fehlern lernen. Dies schafft Selbstbewußtsein, Kreativität und hohe Akzeptanz des Ansatzes bei den lokalen Fachkräften. Es behindert allerdings auch die systematische Umsetzung von in anderen Projekten bereits gemachten Erfahrungen.


� Dem Verfasser sind keine Studien zu diesem Thema bekannt. Eine wissenschaftliche Arbeit über die genderspezifischen Erfahrungen in partizipativen GTZ-Projekten könnte für Planer und APs eine wertvolle Orientierung bei der Auswahl von Zielgruppen darstellen.


� Die eigenständige Entwicklung ASSI’s wurde zudem von der nach Projektende begonnenen Förderung durch die Konrad Adenauer Stiftung (KAS) behindert. KAS stellte Mitarbeiter ASSI’s ein und setzte eigene Förderkonzeptionen durch. Die durchgeführten Trainingsmaßnahmen und Aktivitäten zur Organisationsentwicklung machten in sich Sinn, wurden jedoch unzureichend mit den gewählten Repräsentanten ASSI’s abgestimmt. Bei einer PFK im Juli 1997 beklagte sich der Präsident des Verbandes über die seiner Ansicht nach gegebene Bevormundung und sprach sich für eine Einstellung der Kooperation mit der KAS aus. Es ist bedauerlich, daß die Nachhaltigkeit von mit partizipativen Methoden erzielter Erfolge durch wenig sensible Förderkonzeptionen anderer EZ-Institutionen erschwert wird.


� Die Akzeptanz des CTA in der ECA hat wesentlich zur positiven Rezeption des Projektansatzes innerhalb dieser UN-Organisation beigetragen. Projektpersonal hätte wahrscheinlich ohne Einwirken des CTA die fast permanent verspätete Auszahlung von Projektbudgets (und damit auch Gehältern) nicht hingenommen. Ebenso hätten IS-Repräsentanten ohne die vom CTA mitinitiierte und betreute Eigenmaßnahme der GTZ in Côte d’Ivoire vermutlich resigniert. Die Gründung eines Dachverbandes und Aufbau einer beträchtlichen Anzahl von lokalen Spar-und Kreditkassen wäre in diesem Fall nicht erfolgt.


� Bedauerlicherweise können von Deutschland aus Details der weiteren Fortentwicklung des Prozesses in Côte d’Ivoire und Ghana nicht analysiert werden. Da die Anleitung der Zielgruppen zur Nutzung eigener und lokal verfügbarer Ressourcen Modellcharakter hat, wird eine Untersuchung der heute bestehenden Situation empfohlen. Diese Analyse könnte zur Verfeinerung des Projektansatzes und  zu dessen erfolgreicher Verbreitung beitragen.


� Die GTZ erstellt gerade einen neuen Orientierungsrahmen für Wirkungsmonitoring (Überregionales Sektorprojekt Armutsminderung durch Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung der GTZ/Petra Müller Glodde; Martina Vahlhaus: Orientierungsrahmen für das Wirkungsmonitoring in Projekten der Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung. Eschborn, 1999). Das Dokument definiert Wirkungsmonitoring, benennt Grundsätze und Aufbau eines solchen Instruments und schildert zudem zahlreiche Beispiele aus der Praxis. 


� Dem Verfasser dieser Studie sind keine Ausbildungsprogramme für Interessensverbände, die für die Anwendung in GTZ-Projekten geeignet wären, bekannt. Da zahlreiche GTZ-Projekte mit Interessensverbänden kooperieren, ist die Erstellung eines entsrechenden Modul-Systems empfehlenswert.


� Leider belegen auch die im Anhang 2 aufgeführten Fallbeispiele aus Sambia eine etwas starre Vorgehensweise und eine Überbetonung von Krediten. Die Ausrichtung der Projektaktivitäten auf die Beeinflussung von Rahmenbedingungen wird nicht immer deutlich. Demgegenüber zeigt sich das Projekt in Sambia als äußerst engagiert in der Animation und Sensibilisierung von informellen Gruppen und Verbänden.


� In Äthiopien wurde der Beirat auf eine von der Regierung beauftragte Studie über den IS hingewiesen. Da die Studie einigen Einfluß auf Gesetzesvorlagen haben werde, wurden Anregungen des Beirats erbeten. Äthiopische Entscheidungsträger erkannten zudem die mangelnde Vielfalt an Organisationstypen und äußerten Interesse an den Erfahrungen des Projektes mit Verbandsbildung. In Sambia wies ein Regierungsmitarbeiter auf die anstehende Revision des Town and Country Planning Act hin und bat um entsprechende Vorschläge des Beirats.





